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ÜBER DEN EINFLUSS DES HOCHTEMPERATURREAKTORS AUF DIE STANDORT-




Der Einfluß des Hochtemperaturreaktors auf zukünftige Standort-
verschiebungen von Großbetrieben der Chemischen Industrie wird 
analysiert. 
Hierzu wird ein Standortbestimmungsmodell für den Raum der er-
sten sechs EG-Länder vorgestellt, dessen numerische Lösung für 
die Grenzfälle konventionelle und nukleare Energieversorgung 
unterschiedlich geeignete Standorte ausweist. 
Neben dem Einf lußf aktor Energie werden wichtige andere Standort-
bestimmungsfaktoren, wie z.B. Subventionen, Vermögen- und Er-
tragsteuern, Arbeits- und Transportkosten analysiert und deren 
Wirkungen auf die Standortqualität dargestellt. 

VORWORT 
Ziel dieser Untersuchung soll sein, Einflüsse aufzuzeigen, 
die der zukünftige Einsatz von Kugelhaufen-Hochtemperaturreak-
toren auf die Standortorientierung von Industriekomplexen der 
Großchemie ausüben kann. 
Aus der Themenstellung ergibt sich der folgende Aufbau der Ar-
beit: Im ersten einleitenden Kapitel werden Bedeutung und Eigen-
arten der Energieversorgung in der Chemischen Industrie charak-
terisiert; außerdem wird die besondere technische Eignung des 
Kugelhaufen-Hochtemperaturreaktors (=HTR) für diesen Industrie-
zweig belegt. Im zweiten Kapitel wird mithilfe eines erweiterten 
dynamischen Investitionskalküls,der auch Steuer- und Finanzierungs-
gesichtspunkte erfaßt, nachgewiesen, daß der HTR als Industrie-
kraftwerk einem entsprechenden konventionellen (öl-)Kraftwerk 
wirtschaftlich überlegen ist und bereits vor der Energiekrise 
überlegen war. Die Kapitel drei, vier und fünf dienen dem Aufbau 
und dem numerischen Lösungsansatz eines Modells zur internationalen 
Standortbestimmung eines Industriekomplexes der Großchemie im 
Vergleich konventionelle und nukleare Energieversorgung. 
Das dritte Kapitel enthält dabei im wesentlichen ein Ablauf-
schema für die Untersuchung von Standortfaktoren in der Groß-
chemie, die Zielfunktion des Modells, die Beschreibung des Modell-
komplexes sowie die Festlegung von 116 potentiellen Produktions-
standorten innerhalb des Untersuchungsraumes, den sechs 
ersten Mitgliederstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft. Der Festlegung bis zu 10 repräsentativer Verbrauchs-
schwerpunkte für die zum Absatz bestimmten Produktgruppen des 
Modellkomplexes in diesem Untersuchungsraum dient das vierte 
Kapitel. Im fünften Kapitel werden die produktions- und absatz-
technischen Bedingungen des Modellkomplexes mit den investi-
tionsrelevanten Gegebenheiten am Ansiedlungsort zu einem 
Rechenansatz verknüpft, aus dessen Lösung sich mikroökonomisch 
günstige,bzw. ungünstige Standorte für die Vergleichsfälle er-
geben. 
Das sechste Kapitel enthält die Ergebnisse der Modellrechnungen. 
Im Kapitel sieben werden hieraus und auch aus den Ergebnissen 
der ersten drei Kapitel ökonomische Schlußfolgerungen für den 
zukünftigen Einsatz des HTR in der Chemischen Industrie bei be-
sonderer Betonung des Standortbestimmungsaspektes gezogen. 
Die im Thema enthaltenen theoretischen und methodischen Probleme 
machen Beschränkungen erforderlich. 
Die Ergebnisse und Schlußfolgerungen des Standortvergleichs 
gehen im Grunde von der Grenzfallbetrachtung: Chemiekomplex 
mit vollständiger Heizöl-S-Energieversorgung, bzw. Chemiekom-
plex mit vollständiger HTR-En~rgieversorgung aus. Diese Gegen-
satzkonstruktion enthält den Mangel geringer Wirklichkeitsnähe, 
da zum einen Industriekomplexe dieses Industriezweig.es außer mit 
Heizöl S noch mit Gas oder Steinkohle energetisch versorgt wer-
den, zum anderen Hochtemperaturreaktoren sukzessiv zugebaut wer-
den. Tatsächlich wird also ein organischer Obergang von einer 
konventionellen, fossilen zu einer nuklearen Energieversorgung 
erfolgen. Diesem Nachteil steht jedoch der Vorteil eines höhe-
ren Abstraktionsgrades der Untersuchung gegenüber. Dadurch kann 
z.B. davon ausgegangen werden, daß konventionelle Energieträger 
in Substitutionskonkurrenz zueinander stehen, wodurch eine 
gleichlaufende - steigende - Preisentwicklung erwartet werden 
kann und die Ergebnisse und insbesondere die Schlußfolgerungen 
für die gesamte konventionelle Energieversorgung repräsentativ 
werden. Außerdem werden die langfristigen Standortunterschiede 
zur HTR-Energieversorgung deutlicher erkennbar. 
Der investitionstheoretische Ansatz der vorliegenden Disserta-
tion impliziert eine im wesentlichen pagatorisch orientierte 
Betrachtungsweise. Aufwands- und Ertragsbestandteile waren daher 
nur insoweit zu berücksichtigen, als sie einen rechentechnischen 
Einfluß auf den Investitionskalkül ausüben. Social Costs und 
Benefits mußten, soweit sie nicht verursachungsgemäß zugerechnet 
und in Zahlungsströmen erfaßt werden können, konsequenterweise 
unbeachtet bleiben. Auf die Problematik eines alternativen 
Cost-Benefit-Ansatzes wird im übrigen näher eingegangen. 
Die Erfassung des für die Modellrechnungen notwendigen Daten-
materials wurde mit dem Herbst 1973 abgeschlossen. Die Energie-
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1. DIE ENERGIEVERSORGUNG IN DER CHEMISCHEN INDUSTRIE UNTER BE-
SONDERER BEROCKSICHTIGUNG DES ZUKONFTIGEN EINSATZES VON 
HOCHTEMPERATURREAKTOREN EINE EINFOHRUNG 
1.1 Der Energiebedarf der Chemischen Industrie 
Die im Produktionssektor Chemie erfaßten Fertigungsbetriebe& im 
folgenden "Chemische Industrie" genannt, lassen sich in vier 
Hauptgruppen unterteilen [l :2 , S. 43 ff.]: 
1.) "Betriebe zur Herstellung anorganischer Industrie-
chemikalien 
2.) Betriebe zur Herstellung organischer Industrie-
chemikalien 
3.) Betriebe zur Herstellung chemischer Spezialerzeug-
nisse, die vorwiegend zur Weiterverarbeitung be-
stimmt sind 
4.) Betriebe zur Herstellung chemischer Spezialerzeug-
nisse, die vorwiegend für den Konsum bestimmt sind." 
Vornehmlich für die Hauptgruppe 2.) - auch als Kohlenstoff-
chemie bezeichnet - erfüllt der notwendige Einsatz des Produk-
tivfaktors Energie eine doppelte Funktion: Soweit die Energie-
träger fossilen Ursprungs (C-Atom-Träger) sind, können sie als 
Rohstoff für die organische Synthese oder als Betriebsstoff 
für die Nutzenergieerzeugung (Wärme, Licht, Kraft} eingesetzt 
werden. Es ist daher von Interesse, nicht nur den gesamten 
Energieverbrauch dieses wichtigen volkswirtschaftlichen Produk-
tionssektors zu erfassen, sondern auch eine quantitative Auf-
schlüsselung nach rohstoff- und betriebsmittelbestimmtem Ener-
gieverbrauch durchzuführen. 
Dazu ist es notwendig, die verwendeten Energiebegriffe zu 
definieren. Zur Vermeidung von Doppelzählungen sowie zur Ab-
grenzung des rohstoffbestimmten (nicht-energetischen) Verbrauchs 
vom betriebsmittelbestimmten Verbrauch wird der energetische 
Verbrauch der Chemischen Industrie in der relevanten deutschen 
Statistik [3J als Endenergieverbrauch ausgewiesen, d.h. als 
- 2 -
Verbrauch nach Abzug des Eigenbedarfs der Kraftwerke, aller Um-
wandlungs- und Fortleitungsverluste sowie des nicht-energetischen 
Bedarfs. Der energetische Verbrauch ist also nicht mit dem ge-
samten Energieverbrauch der Chemischen Industrie gleichzusetzen. 
Letzterer umfaßt den rohstoffbestimmten Verbrauch an Primär- und 
Sekundärenergieträgern, den Selbstverbrauch (Stromkennzahl • 
Stromeigenerzeugung) der industrieei9enen Energieumwandler und 
den Endenergieverbrauch. Die Summe aus Energieumwandlungsver-
brauch und Endenergieverbrauch kann als betriebsmittelbestimm-
ter Energieverbrauch bezeichnet werden. Diese Unterscheidungen 
trifft auch Abb. 1 auf Seite 3. die die Entwicklung des gesamten 
Energieverbrauchs der Chemischen Industrie der BRD während der 
Jahre 1961-1971 ausweist. 
Danach betrug der gesamte Verbrauch 1961 22,8 Mio t SKE, 
1970 aber bereits 46,4 Mio t SKE, was mehr als einer Verdopplung 
des Energieverbrauchs innerhalb einer Dekade entspricht oder 
einem durchschnittlichen Zuwachs von 7,4 %/a. 
Der Hauptanteil des Zuwachses wurde durch die verstärkte Nach-
frage nach Mineralölprodukten ausgelöst, die allerdings nur zu 
eine~ Teil auf dem bekannten Substitutionsprozeß mit den festen 
Brennstoffen im Bereich der Betriebsmittelenergie (vgl. den 
unteren schraffierten Teil des Bildes) zurückzuführen ist. Der 
Zuwachs des gesamten Verbrauchs an Energieträgern resultiert 
auch aus dem Bedarfszuwachs an Mineralölprodukten im Bereich 
des nicht-energetischen Verbrauchs, d.h. im Bereich des Roh-
stoffverbrauchs an Kohlenwasserstoffen. War die Relation von 
rohstoffbezogenem Verbrauch zu betriebsmittelbezogenem Ver-
brauch 1960 noch 33,2 % / 66,8 %, so hat sich dieses Verhält-
nis 1971 deutlich verändert auf 52,2 % / 47,8 %. 
- 3 -

















1962 66 68 1970 t [a] 
Abb. 1: Die Entwicklung des Energieverbrauchs der Chemischen 
Industrie der Bundesrepublik Deutschland (BR) 
Quellenmaterial aus [3;4) 
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Die strukturellen ~nderungen des Energieträgereinsatzes lassen 
sich für den Bereich der Endenergie aus der folgenden Abb. 2 
ablesen. 
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1960 61 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 t/a} 
Abb. 2: Die Anteile der Energieträger am Endenergieverbrauch 
der Chemischen Industrie der BR .Quellenmaterial aus [3;4} 
Diese Abb. zeigt die Entwicklung der Verbrauchsanteile an flüssi-
gen, festen und gasförmigen Brennstoffen sowie von Strom und Fern-
wärme in Prozent. Danach halten bis zur Mitte der 60er Jahre die 
flüssigen und festen Brennstoffe zusammen einen nahezu konstan-
ten Verbrauchsanteil von etwas über 65 %, wobei der Verbrauchs-
zuwachs an flüssigen Brennstoffen gerade der Verbrauchsabnahme 
der festen Brennstoffe entspricht. Seit 1966 nimmt der Anteil 
der festen Brennstoffe zugunsten des verstärkten Einsatzes von 
- 5 -
gasförmigen Brennstoffen (haupts. Erdgas) ab; der Endenergie-
verbrauchsanteil der flüssigen Brennstoffe - fast ausschließ-
lich schweres Heizöl - dagegen stagniert bei ca. 35 %. 
B e me r k e n s w e r t i s t i n de r I n d u s t r i e g r u p p e Ch e m i e a u c h d e r i m 
Vergleich zur Gesamtindustrie hohe· und weiter wachsende Anteil 
elektrischer Energie am Endenergieverbrauch .(1960; ca. 20 %, 
1971: ca. 30 %). Hier ist sowohl der fremdbezogene Strom als 
auch der in eigenen Anlagen erzeugte Strom erfaßt; die zur Er-
zeugung verwendeten Brennstoffe sind mithin bereits in der 
Fläche des Stromverbrauchs enthalten. Der Anteil der - fremd-
bezogenen - Fernwärme hat während des aufgezeichneten Zeit-
raums 3 % nicht überschritten. 
Ein etwas anderes Bild ergibt sich aus der strukturellen Ent-


























__ .... _ 
-
- --..-- ...... 
v,.... 
----. ..-
1 1 1 








benzin ,;',,,,,, Roh ...... _ ..... ,;' Q("l .,,,,. ....... ...... .,,,,.. dOV, __ - ..... "' 
,,. 
/ 
1 1 1 
1960 61 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 f [a] 
-
-
Abb.3: Die Anteile der Energieträger am Rohstoffverbrauch der 
C h e m i s c h e n I n d u s t r i e de r B R : Q u e 1 1 e n m a t e r i a 1 a u s [3 ; 4] 
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Zwar läßt sich auch hier eine Tendenz weg von den festen und 
hin zu den flüssigen und gasförmigen Energieträgern feststel-
len. Jedoch steigt der prozentuale Verbrauchsanteil der Roh-
stoffe auf Petrobasis stetig an, zulasten der festen, seit 
1969 aber auch zulRsten der gasförmigen Brennstoffe. Der wesent-
liche Einzelrohstoff ist hier das Rohbenzin (Naphtha), das am 
gesamten Kohlenwasserstoffbedarf der Chemie 1971 einen Anteil 
von über 30 % erreicht hat. 
Dieser durch ausschließlich fossile Energieträger abgedeckte 
Rohstoffverbrauch der Chemischen Industrie war durch das über-
durchschnittliche Wachstum dieses Industriezweiges in den 
60iger Jahren weitgehend vorgegeben und ist durch nicht-fossile 
Energieträger, wie z.B. Wasserstoff oder Kernenergie auch nicht 
substituierbar. 
Der Endenergieverbrauch dieses Industriesektors dagegen ent-
wickelte sich wie der Durchschnitt der gesamten Industrie. Mit 
ca. 16 % am gesamten Endenergieverbrauch ist die Chemische 
Industrie (1971: 14,6 Mio t SKE) nach der Eisenschaffenden 
Industrie (1971: 27,7 Mio t SKE) zweitgrößter industrieller 
(End-)Energieverbraucher [4, S. 17]. Die Arten der Nutzung 
sowie der Zuwachs des Endenergieverbrauchs werden hier bestimmt 
durch die vielfältigen Verfahren, 11 sei es als Reaktionswärme 
bei endothermen Prozessen, als elektrischer Strom bei den 
Elektrolysen oder in den verschiedensten Formen für physika-
lische Prozesse, wie insbesondere Destillieren und Eindampfen, 
aber auch Zerkleinern, Lösen, Schmelzen, Komprimieren, Fördern 
usw., von denen in der Technik alle chemischen Umsetzungen be-
gleitet sind 11 [5, S. 490]. 
1.2 Die gegenwärtige Deckung des Energiebedarfs 
Die in der Hauptsache für chemische Reaktionen benötigte Wärme, 
kurz 11 Prozeßwärme 11 genannt, muß unter Rücksichtnahme auf die 
unterschiedlichen Reaktionstemperaturen chemischer Umsetzungen 
in verschiedenen Zuständen bereitgestellt werden. Unterschei-
dungsmerkmale dieser bereitzustellenden Wärmezustände sind Art, 
Druckzustand und Temperatur des Wärmeübertragungsmediums, wobei 
sich aufgrund physikalischer Gesetze funktionale Abhängigkeiten 
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zwischen Temperatur und Druckzustand des Wärmeträgers ergeben. -
Aus thermodynamischen Gründen wird für chemische Prozesse, 
deren Reaktionen bei bis zu 320°c stattfinden, leicht überhitz-
ter Wasserdampf als Wärmeträger bevorzugt. (Vgl. zur näheren 
Erläuterung [6, S. 17-19).) Dieser im Kraftwerksbereich eines 
Chemiewerkes zentral erzeugte sogenannte Prozeßdampf wird 
normalerweise in zwei oder drei Rohrleitungsnetzen mit unter-
schiedlichem Druck (3 bis 30 at, entsprechend 140°c bis 320°C) 
zu den Verbrauchspunkten transportiert. Die benötigten Wärme-
mengen auf hohem Temperaturniveau (t > 320°C) dagegen werden 
gegenwärtig direkt an den einzelnen, dezentral verteilten Ver-
brauchspunkten durch die Verbrennung (kohlenstoffhaltiger) 
flüssiger oder gasförmiger Brennstoffe erzeugt. 
Der viele Verfahren kennzeichnende simultane Bedarf an Prozeß-
dampf und Strom hat zur industriell erprobten Entwicklung kon-
ventioneller Kraftwerksanlagen geführt, die die benötigte elek-
tr i s c h e u n d W ä r me e n e r g i e i m K u p p e 1 p r o z e ß e r z e u g e n • 1 9 7 1 w a r e n 
ca. 65 % aller an Industriebetriebe gelieferten Dampfturbinen 
(> 3 MW) Typen, die für den Kraft-Wärmeverbund vorgesehen sind 
[ 7, S. 34.J. Dieses auch den Energiebereich der Chemischen In-
dustrie bestimmende "Prinzip der Wärme-Kraft-Kopplung" recht-
fertigt daher eine eingehendere Betrachtung. Es läßt sich an 
dem vereinfachten Schaltbild der Abb. 4 auf S. 8 anschaulich 
darstellen. 
In einer Hochdruckkesselanlage (1) wird Frischdampf mit deut-
lich höheren Temperaturen erzeugt, als dies für einen chemischen 
Prozeß erwünscht ist. Dieser Frischdampf wird in eine Gegen-
druckturbine (2J geleitet, die die Wärmeenergie in mechanische 
Energie umwandelt und hierdurch den Frischdampf auf einen ge-
wünschten Prozeßdampfzustand, z.B. Hochdruckprozeßdampf 
(HD-PD:_: 20 at) entspannt. Dieser Prozeßdampf kann(teilweise) 
an einen Wärmeverbraucher, d.h. an eine chemische Anlage wei-
tergegeben werden (4). Der nicht benötigte Dampf des gleichen 
Zustandes wird auf eine Entnahmeturbine (3) geleitet; wiederum 
wird W~rmeenergie in mechanische Energie umgewandelt. Der 
Dampf entspannt sich hierdurch weiter, z.B. auf ein Niederdruck-
prozeßdampfniveau (ND-PD: 3-5 at), das ebenfalls an einen Wärme-













Abb. 4: Schema der Wärme-Kraft-Kopplung mit konventionellem 
W ä r me t a u s c h e r 
durch die beiden Turbinen induzierte mechanische Energie über 
einen Generator (5) in das dritte Kuppelprodukt, Strom, umge-
wandelt worden. - Der nicht ausnutzbare Turbinendampfstrom ge-
langt über ein Kühl- (7), Wasserergänzungs- (8, 9) und Vorwärm-
system (10, 11) zurück zum Wärmetauscher. 
Die Ausnutzung von Wärmeenergie in derartigen Kraftwerken ge-
lingt umso besser, je höher die Ausgangstemperatur der Wärme 
am Wärmetauscher ist und je niedriger die Temperatur der nicht 
mehr ausnutzbaren Wärme ist. Jedoch sind einer maximalen Tempe-
raturdifferenz Grenzen gesetzt. Eine obere materialbedingte Tem-
peraturgrenze ist bei ca. 530°c gegeben. Ab dieser Temperatur 
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werden hochwarmfeste austhenitische Materialien erforderlich, 
die aufgrund ihrer sehr hohen Preise in den meisten Fällen zur 
Unwirtschaftlichkeit der Dampfkraftwerke führen. Nach unten ist 
die Temperatur durch die KühlmHglichkeiten begrenzt. 
Die betriebswirtschaftlichen Wirkungen dieser nicht-limitatio-
nalen Kuppelproduktion äußern sich in mehrfacher Hinsicht: 
Erstens kHnnen durch die optimale Ausnutzung der Wärmeenergie 
Gesamtkraftwerkswirkungsgrade bis zu 90 % erzielt werden [6 , 
S . 1 3 u n d d i e d o r t a n g e geb e n e Li t er a tu r] . - Z um Ve r g 1 e i c h : Be i 
einer reinen Stromerzeugung, wie sie für die Hffentliche Ener-
gieerzeugung typisch ist, werden durchschnittlich Gesamtkraft-
werkswi rkungsgrade von ca, 30 % erreicht. -
zweitens kann durch die - in Grenzen - substituierbaren 
11 Energie-Produkte 11 eine tendenziell hHhere Jahresausnutzungs-
dauer der Kraftwerke erreicht werden, was sich in einem hohen 
Antei 1 11 genutzter 11 fixer Kosten äußert und die spezifischen 
Energieerzeugungskosten senkt. Drittens wird durch diesen Kup-
pelbetrieb das Absatzrisiko vermindert, da dem Nachfrageausfall 
einer Energieart mithilfe einer anderen Kraftwerksbetriebsweise 
durch die verstärkte Produktion der übrigen Energiearten begeg-
net werden kann. Diesen Vorteilen steht jedoch viertens ein re-
lativ grHßeres Produktionsrisiko gegenüber, da durch den Aus-
fall einer Kraftwerksanlage Nachfrager verschiedener Energie-
arten gleichzeitig betroffen werden. 
Zur Minimierung des Produktionsrisikos werden in der industriel-
len Kraftwirtschaft daher erstens Kraftwerke kleinerer Kapa-
zität verwendet und auch zugebaut, als dies bei der Hffentlichen 
Energieversorgung der Fall ist. Eine Aufstellung [7, S. 32) 
zeigt beispielsweise, daß 97,5 % aller nach § 4 Energiewirt-
schaftsgesetz 1971 angezeigten Dampfturbinen der Hffentlichen 
Energieversorgung eine Leistung von > 200 MW aufweisen, wohin-
gegen 64,6 % aller angezeigten industriellen Eigenanlagen in 
der Leistungsgruppe 11-40 MW zu finden sind. Zweitens wer-
den zur Bereitstellung von Reservekapazität EinzelblockgrHßen 
zugebaut, die in der Chemischen Industrie etwa 20 % - 40 % der 
bereits installierten Dampfleistungen ausmachen. Die dadurch 
zwangsläufig entstehenden Leerkosten ( 11 der Preis für das Pro-
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duktionsrisiko im Kraftwerksbereich") könnten vermindert werden, 
wenn ein die Grenzen der Produktionsbetriebe überschreitender 
Energieverbundbetrieb für alle Endenergiearten möglich wäre. 
Dann könnten gleichzeitig die auch in Industriebetrieben auf-
tretenden Probleme der Spitzenlastabdeckung kostengünstiger ge-
löst werden. Ein solcher Energieverbund findet jedoch nur im Be-
re~ch der Stromerzeugung statt. Vgl. hierzu Tabelle 1: 
Tabelle 1: Eigenerzeugung und Fremdbezug von Strom in der 



















49 5 29 '7 
136 270,0 
Danach wurden 1970 nur ca. 45 % des gesamten Stromverbrauchs 
der Chemischen Industrie der BR in Eigenanlagen erzeugt (In-
dustrie insgesamt ca. 62 %). Berücksichtigt man noch die Abgabe 
des selbsterzeugten Stroms an das öffentliche Netz und an ande-
re Betriebe, so läßt sich ein Strom-Selbstversorgungsgrad der 
Chemischen Industrie von nur ca. 37 % errechnen. Der entspre-
chend hohe Verbundanteil, hauptsächlich mit der öffentlichen 
Stromversorgung, ist trotzdem noch geringer als im Durchschnitt 
der gesamten Industrie. Dort beträgt der Selbstversorgungsgrad 
nur etwa 25 %. 
Ein Verbund ähnlichen Umfangs, der die Probleme der Reservehal-
tung und des Ausfallrisikos im Bereich des Prozeßdampfbedarfs in 
der Chemischen Industrie lösen könnte, liegt dagegen nicht vor 
und ist auch in Zukunft nicht möglich. Die im Wasserdampf ent-
haltene Wärme läßt sich mit ökonomisch vertretbarem Aufwand 
nicht über größere Entfernungen - in der Literatur werden 3 bis 
5 km angegeben - transportieren. "Da der Bedarf der Industrie-
gruppe Chemie an der Sekundärenergieform elektrischer Strom nur 
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etwa 20 % des Gesamtenergiebedarfs ausmacht .• und der weitaus 
größere Anteil auf die Wärmeenergie (bzw. Rohstoffe) entfällt, 
kann der Eigenerzeugungsanteil der Chemischen Industrie an be-
nötigter Nutzenergie auf 80 % - 90 % geschätzt werden 11 
[6 's. 17]. 
Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß der hohe Bedarf der 
Chemischen Industrie an Energieträgern aus deren doppelter 
Funktion, nämlich Rohstoff und Betriebsmittel zu sein, resultiert. 
Der nicht rohstoffgebundene Energieträgerbedarf wird verwendet 
in den Nutzenergieformen Licht, Kraft und - vor allem - Wärme. 
Die Deckung dieses Bedarfs hat zur Entwicklung spezieller Kraft-
werkstypen und -schaltungen geführt. Der Selbstversorgungsgrad 
mit Betriebsmittelenergie ist - besonders auf dem Wärmesektor -
vergleichsweise hoch. 
Unbefriedigend bleibt, daß die fossilen Energieträger nicht aus-
schließlich der Rohstoffversorgung dienen. 
1. 3 Aspekte einer zukünftigen betriebsmittelbestimmten 
Energiebedarfsdeckung durch Kernkraftwerke 
1. 3. 1 Generelle Vorteile des Einsatzes von Kernkraftwerken 
gegenüber konventionellen Kraftwerken 
Geht man davon aus, daß ab 1980 in der Chemischen Industrie Kern-
kraftwerke in nennenswertem Umfang eingesetzt werden, so kann 
durch sie der betriebsmittelbestimmte Energieverbrauch zu wesent-
lichen Teilen substituiert werden. Hieraus resultieren dann be-
deutende Ersparnisse an fossilen Brennstoffen, die in einer Ab-
schätzung für die BR während der Jahre 1980-1990 mit 118·106t SKE 
[6 , S. 116] ausgewiesen werden. Das entspricht etwas mehr als 
der Hälfte des gesamten Endenergieverbrauchs der deutschen Volks-
wirtschaft im Jahre 1971. Die beim Einsatz von Kernkraftwerken 
wegfallenden Schadstoffemissionen führen zu einer verbesserten 
Umweltfreundlichkeit der industriellen Energieerzeugung, die 
nicht unwesentlich ist, da die Emissionen von so2 , NOx, Stäuben 
usw . b e i de r E n e r g i e e r z e u g u n g b er e i t s h e u t e g r ö ße r s i n d a 1 s b e i 
der industriellen Produktion selbst [6, S. 117,11~]. Für zwei 
Referenzjahre, die Jahre 1990 und 2000, wurden die Schadstoff-
emissionen errechnet, die bei einer Substitution konventioneller 
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durch nukleare Kraftwerkstypen vermieden werden können: 
Tab • 2 : Durch Kernenergie substituierbare Kraftwerksleistung in der Industriegruppe Chemie und Schadstoffemissionen 
bei Deckung dieser Leistung durch verschiedene Kraftwerkstypen 
bis 1990 (a) radio· 
bzw. 2000 (b) Emissionen lö;iische Abwärme· 
Kraftwerkstypen substituierb.+) [10 3 t/aj Emissionen leistung 
thermische 
Leistung [MW) S02 NOx Staub Fluor CO [1000Ci/a) [MWthl 
a 24.000 570 210 38 3,6 5,2 - 6.700 Steinkohle b 48.000 1140 420 76 7,2 10.4 13.400 
a 24.000 214 36 63 7.4 18 - 6.700 Braunkohle b 48.000 428 72 126 14,8 36 13.400 
a 24.000 590 304 9 0,32 0,09 - 6.700 Heizöl b 48.000 1180 608 18 0,64 0,18 13.400 
a 24.000 0,16 53-230 
- - - -
6.700 Erdgas b 48.000 0,32 106-46-0 13.400 
a 24.000 
- - - - -
46-0 12.100 Siedewasserreaktor b 48.000 920 24.200 
a 24.000 
- - - - -
150 12.100 
Druckwasserreaktor b 48.000 300 24.200 
Hochtemperatur· a 25.750 - - - - - 30 6.700 
reaktor++) b 53.700 64 13.400 
+j Die angegebenen Leistungen entsprechen dem Einsatzpotential von Kernkraftwerken zur Prozeßdampf· und Stromproduktion bzw. 
dem Potential von Hochtemperaturreaktoren zur Lieferung von hochtemperaturiger Wärme, Prozeßdampf und Strom. 
++)Die für HTR mögliche thermische Mehrleistung muß bei anderen Kraftwerkskonzeptionen zusätzlich durch Verbrennung fossiler Primär· 
energioträgor aufgebracht werden, 
Quelle: [8, S.5~7 
Es zeigt sich, daß durch den Einsatz der nuklearen Kraftwerks-
typen a 1 1 e Arten de r a t m o s p h ä r i s c h e n Schad s toff b e 1 a s tun gen , d i e 
durch eine fossile Verbrennung entstanden sind, wegfallen; 
andererseits radiologische Emissionen, das sind hauptsächlich 
Xe-133 und Kr-85, nicht vollständig zu vermeiden sind. Es kann 
hier nicht der Versuch unternommen werden, die einzelnen Schad-
stoffarten gegeneinander abzuwägen, denn eine Quantifizierung 
der Wirkungen der einzelnen Schädigungsarten bereitet vielfach 
noch Schwierigkeiten. Außerdem sind die synergistischen Wir-
kungen der einzelnen Schadstoffe, aber auch die der Schädigungs-
dosen (Schadstoffkonzentrationen·Zeit) noch nicht vollständig 
erforscht. Der Unterschied zwischen den konventionellen und 
den nuklearen Kraftwerkskonzepten liegt aber darin, daß die 
Belastungen durch fossile Kraftwerke die zulässigen Grenzen 
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in der BRD, insbesondere in Ballungsgebieten, bereits heute über-
steigen, wohingegen die Belastung durch Kernkraftwerke weit 
unterhalb tolerierbarer Werte liegt [6 , S. 12U. Als nukleares 
Kraftwerkskonzept eignet sich für den Einsatz in der Chemischen 
Industrie nach dieser Tabelle vor allem der Hochtemperaturreak-
tor, da er von allen Kraftwerkstypen sowohl die geringsten Schad-
stoffemissionen als auch das größte Einsatzpotential aufweist. 
1. 3. 2 Vorteile des Einsatzes von Hochtemperaturreaktoren 
gegenüber Leichtwasserreaktoren 
Im Gegensatz zum Leichtwasserreaktor (=LWR), der Frischdampftem-
peraturen nur bis zu ca. 300°c zur Verfügung stellen kann, er-
möglicht das Konzept des Kugelhaufen-Hochtemperaturreaktors 
(=HTR) 1) als kombiniertes Strom-Dampf-Kraftwerk Frischdampftem-
peraturen, wie sie auch von konventionellen Kesseln in Dampf-
kraftwerken bereitgestellt werden können (ca. 530°C). Der HTR 
kann hierdurch auch alle Prozeßdampfmengen hoher Temperatur 
(und hohen Druckes) substitutiv erzeugen, für die in der Chemi-
schen Industrie bisher fossil beheizten Kesselanlagen notwendig 
waren. Hieraus resultiert das erhöhte Einsatzpotential gegenüber 
den LWR-Reaktoren. 
Die Begrenzung der möglichen Frischdampftemperaturen beim LWR, 
die durch die relativ geringere Kühlmittelaustrittstemperatur 
bedingt ist, führt auch noch zu einem anderen langfristig wirk-
samen Vorteil des HTR gegenüber dem LWR. Die relativ niedrigen 
Dampfzustände des LWR erfordern einen hohen Kühlwasserbedarf 
für die Abwärmebeseitigung. Der bis zum Ende dieses Jahrzehnts 
an vielen Standorten notwendige Obergang von der Frischwasser-
kühlung zum Kühlturmbetrieb verursacht aufgrund der erhöhten 
Kühlturminvestitionen wirtschaftliche Nachteile für den LWR 
oder schränkt seine Standortwahlmöglichkeiten wesentlich ein. 
Außerdem ergibt sich durch den LWR-Einsatz in der Chemischen 
Industrie ein weiterer langfristiger wirtschaftlicher Nachteil, 
auf den Engelhardt aufmerksam gemacht hat:"Würden LWR in der 
1) Das Konzept des Kugelhaufen-Hochtemperaturreaktors hat sich 
weitgehend durchgesetzt. Es braucht daher im einzelnen hier 
nicht mehr beschrieben zu werden. Zum eingehenden Studium 
siehe u.a. /6,9,10,11/ und die dort angegebene Literatur. 
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Industriegruppe Chemie installiert, wären bei gleicher instal-
lierter Dampfleistung die in Eigenanlagen als Beiprodukt er-
zeugten Elektrizitätsmengen um ~twa 30 % bis 60 % geringer als 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt ••• und die Folge wäre ein ver-
größerter Stromfremdbezug oder eigene zusätzliche Kondensations-
kraftwerke zur Stromerzeugung" [6 , S. 46J. 
Daneben bestehen weitere systembedingte Vorzüge des HTR, wie 
z.B. die größtmögliche Sicherheit im Störfall - ein Coreschmel-
zen mit der daraus resultierenden Spaltproduktfreisetzung ist 
naturgesetzlich nicht möglich! - sowie die außerordentlich ge-
ringe Kontamination des Kühlkreislaufs. Durch diese Eigenschaften 
könnten die psychologischen Barrieren beim Einsatz von nukle-
aren Kraftwerkeri in dicht besiedelten Industriegebieten abgebaut 
werden. 
Außerdem ist das Kraftwerkspotential des HTR in der Kopplung 
m i t e i n e m H ei ssd am p f t u r b i n e n p r o z e ß n o c h n i c h t a u s g e s c h ö p f t. Da 
der Wirkungsgrad des Dampfturbinenprozesses bei primärseitigen 
Kühlgastemperaturen von 750°-soo 0 c bereits einen Sättigungswert 
erreicht hat, auf der anderen Seite bereits heute im AVR, Jülich, 
Kühlgastemperaturen von 1000°c erreicht werden (die durchaus 
keine obere Grenze darstellen), werden bereits Entwicklungsar-
beiten betrieben, um den HTR im Direktkreislauf an eine Gastur-
bine für den Einsatz in der Kraftwirtschaft zu koppeln. 11 Da bei 
Einkreisanlagen der Einsatz von Trockenkühltürmen zur Abwärme-
besei tigung offenbar unter wirtschaftlichen Bedingungen möglich 
ist, kann mit dem HTR praktisch eine totale Standortunabhängig-
keit erreicht werden, die in der BRD besondere Bedeutung hat" 
.[9' s. 3QJ. 
1. 3. 3 Zusätzliche Vorteile des Einsatzes von 
Hochtemperaturreaktoren 
Die erreichten Temperaturen im Primärkreislauf des HTR gestat-
ten es außerdem, chemische Veredlungsprozesse zu verbessern, 
die bislang ebenfalls nur mithilfe einer Verbrennung fossiler 
Energieträger durchgeführt werden konnten. Diese Möglichkeiten 





















Abb. 5: Anlagekombinationen mit dem HTR als Energiequelle 
Die Vergasung von Braunkohle oder Steinkohle, das Hydrocracken 
von schweren Heizölen, die Methanspaltung sowie die Wasser-
spaltung. d.h. die Erzeugung von Wasserstoff und Sauerstoff 
durch thermische Zerlegung von Wasser, können unter Verwendung 
hochtemperaturiger Wärme preisgünstiger und umweltfreundlicher 
gestaltet werden [12, S. 12-14; lV. Anwendungsmöglichkeiten 
dieser Verfahren sind bei der Methanolsynthese, bei der Ammo-
niaksynthese und bei der Eisendirektreduktion gegeben, vor 
allem aber bei der bereits heute großtechnisch erprobten Äthy-
lenerzeugung aus Naphtha (Rohbenzin). 
Bei den derzeit angewendeten Verfahren zur Äthylenherstellung 
werden Naphtha oder andere Kohlenwasserstoffe in einem Röhren-
spaltofen gespalten. Die für die endotherme Reaktion notwendige 
Energie wird durch Verbrennung von Heizgas oder öl zugeführt, 
Wodurch auch die zur Dampferzeugung notwendige Energie aufge-
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bracht wird. An dieser Stelle besteht die Möglichkeit, nukleare 
Hochtemperaturwärme in den Prozeß einzukoppeln. 















































15. Mi schvorwärmer 
16. Verdi eh te r 
17. Ventil 
Abb. 6: Schema der Naphthaspaltung und gleichzeitiger Wärme-
Kraft-Kopplung mit dem HTR 
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Das nuklear erhitzte Helium bringt im oberen Temperaturbereich 
(950°c) das Spaltgut im Röhrenspaltofen (2) auf die notwendige 
Spalttemperatur; der untere Temperaturbereich (bis 750°C) dient 
der Vorwärmung und Verdampfung des Naphtha/Dampfgemisches. Nach 
Verlassen des Röhrenspaltofens wird das Gasgemisch in einem 
QuenchkUhler (3) fixiert und der anschließenden Komponenten-
trennung (4) zugefUhrt [14, S.103,104]. Der sich im Bereich von 
750°c anschließende Kuppelprozeß zur Erzeugung von Dampf ver-
schiedener Zustände und Strom -(5) bis (15) - vollzieht sich 
dann, wie bei der Erklärung des Prinzips der Wärme-Kraft-Kopp-
lung (vgl. 1.2) beschrieben. 
Die Einsatzmöglichkeiten des HTR als Industriekraftwerk sind 
hiermit dargestellt. Seine Verwendung fUr die Äthylenerzeugung 
sowie sein Einsatz als P~ozeßwärme- und Stromlieferant werden 
in dieser Modellstudie besondere BerUcksichtigung finden. 
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2. öKONOMISCHER VORTEILSVERGLEICH ZWISCHEN HOCHTEMPERATUR-
REAKTOR UND öLKRAFTWERK 
2.1 Ergebnisse eines Vergleichs der Herstellkosten 
Nach dieser Darstellung der technologischen Eignung und der 
Einsatzmöglichkeiten von Hochtemperaturreaktoren als Industrie-
kraftwer~ ist zu untersuchen, ob ihr Einsatz aus ökonomischen 
Gründen bereits heute gerec.htfertigt ist. 
Eine erste Antwort auf diese Frage versucht eine Studie zu geben, 
in der die Herstellkosten eines konventionellen ölkraftwerks zur 
Erzeugung von Prozeßdampf und Strom mit denjenigen eines HTR 
g 1 e i c h e r L e i s tun g v e r g 1 i c h e n w e r den [15 , S • 1 3 3- 15 1] • Mi t e i n e r 
jeweiligen Gesamtnettoleistung von ca. 190 MW und einer Dampf-
e 
abgabe von 523 t/h sind diese Kraftwerke als typische Industrie-
kraftwerke anzusehen. wie sie z.B. von Unternehmen der Groß-
chemie für die Wärme-Kraftkopplung verwendet werden. Die Grund-
lagen und Daten des Vergleichs (alle Frühjahr 1972) sind in der 
Studie beschrieben. Sie brauchen daher hier nicht wiederholt zu 
werden. Die wesentlichen Ergebnisse des Vergleichs lassen sich 
aus Abb. 7 auf S. 19 ablesen~ 
Im linken Teil der Zeichnungen ist das Kostenverhalten des 
HTR-PR-500 in Abhängigkeit von der Jahresauslastung dar-
gestellt, im rechten Teil entsprechend dasjenige des öKW. Der 
Kostenvergleich selbst wurde unter der Annahme einer Jahres-
nutzungsdauer von 7.200 h/a durchgeführt. Aus der Unterscheidung 
der Kostenarten in leistungs- (d.h. beschäftigungsunabhängige) 
und arbeitsabhängige (d.h. beschäftigungsabhängige) Kosten1 ) las-
sen sich jedoch die Daten für variable Ausnutzungsdauer errech-
nen. Aus der Gesamtjahreskostendarstellung (KG) in Teil A der 
Zeichnungen wird die unterschiedliche Kostenstruktur beider 
Kraftwerke deutlich: Die leistungsabhängigen Kosten (KF) betra-
gen bei der unterstellten Jahresausnutzungsdauer im Falle des 
HTR ca. 75 % der Gesamtkosten, im Falle des ölkraftwerks dagegen 
nur ca. 32 %. Haupteinflußfaktor dieser Kosten ist die jeweilige 
Anlageninvestition - beim HTR sind es 237 Mio DM, beim öKW 
86 Mio DM-, die mit Zinsen, Abschreibungen und Kostensteuern 
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Abb. 7: Das Verhalten von Gesamtjahreskosten und spezifischen 
Kosten im Kraftwerksvergleich 
(Kapitaldienst) bedient werden muß. Für den HTR übt diese 
Kostenart den bei weitem größten Einfluß auf die Herstellkosten 
a US, 
In Teil B sind die Herstellkosten (kg), bezogen auf 1 kWeh, dar-
gestellt. Die Prozeßdampfabgaben beider Kraftwerke wurden hier 
zu Nettokondensationsstromkosten bewertet, d.h. so, als ob der 
Dampf in einer Kondensati~nsstromturbine in Strom umgewandelt 
würde. Diesen Zeichnungen ist die unterschiedliche Struktur 
beider Kraftwerke in bezug auf die Brennstoffkosten zu entneh-
men. Ca. 66 % der gesamten Herstellkosten des ölkraftwerkes ent-
fallen auf die (wariablen) Brennstoffkosten, hingegen sind es 
nur 20 % beim HTR. Bei einer Benutzungsdauer von 7200 h/a 
kostet die Kilowattstunde des HTR 4,09 DPf. Sie ist damit ca. 
7 % teurer als diejenige des öKW, das unter der Annahme eines 
Preises von 100 DM/t entschwefeltes Heizöl Kondensationsstrom 
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zu 3,82 DPf/kWeh erzeugt. Diese spezifischen Herstellkosten und 
auch die Herstellkostendifferenzen gelten - dies ist hervorzu-
heben - nur für die angegebene Jahresausnutzungsdauer. Das sehr 
unterschiedliche Kostenverhalten beider Kraftwerke gegenüber Be-
schäftigungsschwankungen kann aus den Degressionskurven abgelesen 
werden. Bei Vollausnutzung (ca. 8000 h/a) sind Kostenunterschiede 
praktisch nicht mehr vorhanden. Im Teillastbetrieb (3000-5000h/a) 
führen die vergleichsweise hohen beschäftigungsunabhängigen 
Kosten des HTR zu einer wesentlich höheren Progression bei den 
Stromerzeugungskosten als beim ölkraftwerk, da dessen Brennstoff-
kosten (kv) proportional zur Verminderung der Arbeitsleistung 
fallen; das bedeutet, sie bleiben in der spezifischen Kostenbe-
trachtung konstant. Würden beide Kraftwerke in der öffentlichen 
Energieversorgung eingesetzt, so eignete sich das ölkraftwerk 
vergleichsweise eher für den Mittellastbereich, der HTR für den 
Grundlastbereich. In der Chemischen Industrie, die auf eine hohe 
Auslastung ihrer Anlagen angewiesen ist (vgl. 1.2), fallen diese 
Unterschiede fort. 
2.2 Kritische Anmerkungen zur Aussagefähigkeit des Vergleichs 
Wie sind die Ergebnisse dieses "Wirtschaftlichkeitsvergleichs" 
/15, S. 133/ zu interpretieren? 
Dabei interessiert vor allem die Frage, ob in bezug auf die Vor-
teilhaftigkeit des einen Kraftwerks gegenüber dem anderen ein 
zweckentsprechender Maßstab angewendet wurde. 
Wirtschaftlichkeit im ökonomischen Sprachgebrauch ist eine 
systemindifferente Erfolgsm~ßzahl aus dem Verhältnis von Leistun-
gen zu Kosten einer Rechnungsperiode /16, Sp.1947/. Im Gegensatz 
zur Produktivität wird die Wirtschaftlichkeit in Werteinheiten 
gemessen: marktfähige oder innerbetriebliche Leistungen, in der 
vorliegenden Studie etwa die in einer Rechnungsperiode erzeugten 
Strom- und Dampfmengen, müssen ebenfalls in die Berechnungen ein-
bezogen werden. Eine derartige Bewertung wird in der vorgelegten 
Studie jedoch nicht vorgenommen. Die Untersuchung ist im streng 
ökonomischen Sinn daher keine Wirtschaftlichkeitsvergleichsrechnung. 
Verglichen werden lediglich statisch bewertete Faktorinputs, d.h. 
Herstellkosten einer Rechnungsperiode. Ihnen wird die technische 
Ergiebigkeit der beiden Aggregate gegenübergestellt, woraus sich 
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der Vergleichsmaßstab DPf/kWeh ergibt. Ein solcher Vergleichs-
maßstab ist jedoch nur sinnvoll, wenn die Statik der bewerteten 
Faktorinputs tatsächlich existent bleibt. Es läßt sich jedoch 
ohne Schwierigkeiten nachweisen, daß eine Konstanz der Preisent-
wicklung, z.B. bei Löhnen und Gehältern und insbesondere beim 
Heizöl nicht vorhanden ist. Die Ergebnisse der Vergleichsrechnung 
gelten daher nur für 1972. Sie haben deshalb für langlebige 
Aggregate, wie es Kraftwerke sind, keine nachhaltige Aussagekraft. 
Eine Dynamisierung einzelner Kostenkomponenten könnte die Schwäche 
der angewendeten Vergleichsmethode mildern, jedoch nicht besei-
tigen, da über die Wirtschaftlichkeit beider Kraftwerke wegen 
Vernachlässigung der Leistungskomponente immer noch nichts aus-
gesagt ist. 
Ein Investor in derart kapitalintensive Aggregate, die nur lang-
fristig zu Rückflüssen des eingesetzten Kapitals führen, muß mit-
hin Erwartungen über die zukünftigen Entwi~klungen der Kosten 
und Erlöse in seine Planungen einbeziehen, da sie den Vorteils-
vergleich beider Aggregate, über den gesamten Planungszeitraum 
gesehen, entscheidend beeinflussen können. Insbesondere wird er 
sich angesichts der um den Faktor 2,8 höheren Anfangsinvestitions-
sümme des HTR Gedanken über die Verteilung der ihm für 
seine Investitionsplanungen insgesamt zur Verfügung stehenden 
Mittel machen. Tatsächlich hat er auch nur die Wahl zwischen 
beiden Aggregaten, wenn er die Mittel für den kapitalintensive-
ren HTR aufbringen kann, bzw. einen Teil der Anlage fremdfinan-
zieren kann. Die unterschiedlichen Möglichkeiten der Eigen-, bzw. 
Fremdfinanzierung beeinflussen die Ergebnisse des Vergleichs-
kalküls. 
Solche Oberlegungen läßt diese Art des statisch durchgeführten 
Kostenvergleichs nicht zu. Dem ökonomischen Teil der Studie läßt 
sich lediglich entnehmen, daß die Kostenstruktur der beiden Kraftwerke 
sehr unterschiedlich ist und die Bewertung der einzelnen Input-
faktoren in einer bestimmten Rechnungsperiode (1972) zu einem 
Unterschied in den Herstell kosten von 7 % führt. Diesen Rechnungen 
liegt eine Annuität von 13,1% zugrunde /15, S.146 / 
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2.3 Vergleich der Eigenkapitalrentabilität beider Kraftwerke 
mit Hilfe einer Methode der dynamischen Investitions-
rechnung 
2. 3.1 Voraussetzungen des Vergleichs 
Es kann daher ein anderer Maßstab zu einem ökonomischen Vorteils-
vergleich herangezogen werden, der die Mängel der oben disku-
tierten Vergleichsziffer ausschaltet. Dieser Maßstab hat 
bewertete Leistungs- und Kostenkomponenten zu enthalten. Er muß 
darüber hinaus zu erwartende Datenänderungen, die für 
beide Kraftwerke unterschiedlich sein können, berücksichtigen. 
Und er muß endlich der ökonomischen Erkenntnis genügen, daß in 
einem partiellen Vorteilsvergleich zweier isolierter Investi-
tionsobjekte - denn darum handelt es sich hier - die in zukünf-
tigen Rechnungsperioden anfallenden Ertrags- oder Aufwandskompo-
nenten wegen des Zinsphänomens ökonomisch weniger bedeutsam sind 
als Aufwendungen, bzw. Erträge heute. Es hat mithin ein Ober-
gang stattzufinden von einer statischen Kostenrechnung zu einer 
mehrperiodischen Einnahmen- und Ausgabenrechnung. Außerdem 
müssen, damit dieser Vergleich vollständig formuliert ist, fol-
gen de V o raus s e t z u n g e n g e gebe n s e i n [ 1 7 , S • 1 5 6] : 
1. Das anfängliche Eigen- und Fremdkapital der beiden Investi-
tionen ist gleich hoch. 
D a s b e de u t e t , da ß An n a h me n übe r d i e A n 1 a g e e i n e r D i f fe r e n z i n -
vestition zugunsten des öKW getroffen werden müssen, da das 
von ihm benötigte Anlage- und Umlaufkapital um den Fakmor 2,8 
niedriger ist als dasjenige des HTR. 
2. Der Untersuchung liegt ein einheitlicher Planungszeitraum 
zugrunde. 
Die zeitliche Erstreckung des Investitionsvergleichs muß also 
gleich sein. Dieser Planungszeitraum entspricht nicht dem finan-
ziellen Abschreibungszeitraum, wie er von der eingangs zitierten 
Studie mit 20 Jahren angenommen wurde. Er sollte vielmehr dem 
technisch maximalen Nutzungszeitraum entsprechen, in dem Kraft-
werke voraussichtlich Arbeit leisten können. 
- 23 -
3. Die Bindung des eingesetzten Kapitals ist während der 
Laufzeit gleich. 
Diese Forderung stellt ab auf den zeitlich kongruenten Rückfluß 
etwa eingesetzter Fremdmittel (gleiche Tilgungsart und -dauer). 
Diese Voraussetzungen kann eine Methode der dynamischen Investi-
t i o n s r e c h n u n g , d i e K a p i t a l w e r t me t h o de, n u r z um Te i 1 e r f ü l l e n • D i e 
allgemeine Formel lautet bei diskontinuierliclier Betrachtungsweise, 
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A(t) 
Anschaffungsausgaben des Investitionsobjektes 
Restwert am Ende der Nutzungsdauer 
Einnahmen der Rechnungsperiode 
Ausgaben der Rechnungsperiode 
Kalkulationszinsfuß 
Kapitalwert (Vermögenszuwachs) der Investition 








In dieser klassischen Darstellung wird der Kapitalwert einer 
Investition gebildet aus der Differenz zwischen aufaddierten 
(positiven oder negativen) Periodenüberschüssen und den An-
schaffungsausgaben eines Investitionsobjektes. Die Oberschüsse 
sind dabei mit einem Abzinsungsfaktor versehen, der sie bei Zu-
grundelegung eines vorgegebenen Kalkulationszinsfußes ökonomisch 
vergleichbar macht. Der Restwert kann, sofern er positiv (nega-
tiv) ist, als zusätzliche Einnahme (Ausgabe) am Ende der Nutzungs-
dauer der Investition angesehen werden. Welche für einen ökono-
mischen Vorteilsvergleich relevanten Aussagen kann nun diese 
Formel liefern? 
Zur Beantwortung dieser Frage ist es zunächst sinnvoll, begriff-
lich genau zu unterscheiden zwischen Investition, dem eigent-
lichen Investitionsobjekt, den Wirkungen der Investition 
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- und dem Ergebnis des Investitionskalküls für den Investor 
[ v g 1 . a u c h 18 , S • 1 , F u ß n o t e] . Der B e g r i ff d e r I n v e s t i t i o n 
wird in der Literatur als eine Folge von ZahlungsstrHmen 
verstanden, die nicht nur die Anschaffungsausgaben eines Projek-
tes umfassen, sondern alle mit ihm ursächlich verbundenen zu-
k ü n f t i gen Ei n nahmen und Ausgaben [ 19, 2 0, 18] . 
Diese streng monetäre Konzeption des Investitionsbegriffs läßt 
die Investition nicht mehr als zeitpunktbezogenen VermHgensgegen-
stand (Anlage- und UmlaufvermHgen) erscheinen, wie dies noch von 
Schmalenbach [21, S. 51} verstanden wurde, sondern als einen 
zeiträumlichen Prozeß rotierender GeldstromgrHßen. Das bedeutet, 
alle innerhalb des Betrachtungszeitraums wirksam werdenden Zah-
lungsreihen müssen erfaßt werden. 
Der überwiegende Teil der Lehrmeinung folgt dieser Interpretation 
[ 2 2, 2 3, S . 16 ff] ; da h e r so 11 e n au c h i n d i es er Arbe i t 1 n v es t i t i o n 
und Investitionsprozeß semantisch gleichg~setzt werden. VermHgens-
gegenständlich zugeordnet ist der Investition (=Investitionspro-
zeß) das Investitionsobjekt. Dies kann z.B. ein Grundstück sein, 
ein Gebäude, eine Maschine (Realinvestition), aber auch eine ab-
strakte Forderung wie Aktie oder Obligation (Finanzinvestition). 
Die Wirkungen von Investitionen äußern sich nun im Austausch 
angebotener und nachgefragter Güter, denen Zahlungsreihen ent-









Er kommentiert: 11 Das Investitionsobjekt gibt den Anlaß zu Aus-
zahlungen an die Umwelt (z.B. Kauf von Rohstoffen, Kauf von Ma-
schinen, Bezahlung von Arbeitskräften usw.) und zu Einzahlungen 
von Seiten der Umwelt an das Investitionsobjekt in Obereinstim-
mung mit den erfolgten Verkäufen. Der Investor dagegen nimmt 
die Auszahlungen vor und empfängt die Einzahlungen. 11 E. Schneider 
geht dann im weiteren davon aus, 11 daß die Zahlungsreihen des In-
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vestors und des Investitionsobjektes identisch sind". Außerdem 
hält er es in bezug auf die formellen Aussagen der Investitions-
theorie für gleichgültig, 11 ob man an die Zahlungsreihen des Inve-
stors oder an die Zahlungsreihen des Investitionsobjektes denkt 11 • 
Für das Ergebnis der Bewertung einer Investition nach der Kapital-
wertmethode wäre es demzufolge auch gleichgültig, ob man den Kapi-
talwert aus der Sicht des Investors oder aus der Sicht des Inve-
stitionsobjektes berechnet. 
Gegen diese bei allgemeiner Betrachtung sinnvolle Vereinfachung 
müssen angesichts der hier verlangten praxisorientierten Vergleichs-
rechnungen zwei Bedenken geltend gemacht werden. 
Erstens werden die Zahlungsreihen zwischen Investor,Investitions-
objekt und Umwelt nur dann identisch sein,wenn die Investition von 
einer Gesellschaft durchgeführt wird,die die Form einer (Personal-) 
Einzelgesellschaft hat,in der alle durch das Investitionsobjekt 
begründeten Zahlungsreihen den Inhaber der Gesellschaft kontenmäßig 
sofort tangieren. Eine solche Gesellschaftsform ist bei kapitalin-
tensiven Kraftwerksinvestitionen nicht üblich. Es werden vielmehr 
für den Bau und den Betrieb derartiger Kraftwerke eigene Kapitalge-
sellschaften gegründet, die hinsichtlich der Zahlungsströme ein 
Eigenleben führen. Den Investor berührt lediglich der etwa ausge-
schüttete Gewinn, bzw. der Vermögenszuwachs auf das von ihm ein-
gesetzte Kapital. 
zweitens werden derartige Investitionsobjekte zumindest teilweise 
fremdfinanziert, wodurch sich der gesamte Investitionsprozeß im 
Grunde in zwei Investitionsvorgänge aufteilt,nämlich in eine Inve-
stition, die der Kreditgeber tätigt und in eine weitere Investition, 
die vom Investor durchgeführt wird. In der folgenden Grafik ist 
















Es ist jetzt nur noch sinnvoll, einen Ertragswert auf das 
vom Investor eingesetzte (Eigen-) Kapital zu errechnen. Denn 
die vom Kreditgeber getätigte Investition erzielt voraus-
setzungsgemäß eine Kapitalverzinsung in Höhe des vertraglich 
festgesetzten Kreditzinssatzes. Die anfallenden Zinsen sowie 
die Tilgungsbeträge begründen für den Investor dagegen eine 
zusätzliche Ausgabenreihe. 
Von der üblichen Formel der Kapitalwertmethode werden diese 
Gesichtspunkte und die von ihr ausgehenden Wirkungen auf den 
Ertragszuwachs nicht oder nur sehr unvollständig erfaßt. 
Durch eine Modifizierung der bekannten Kapitalwertformel lassen 
sich jedoch die für den Investor im Zusammenhang mit der Auf-
nahme von Fremdkapital relevanten Auszahlungsströme genauer be-
schreiben. Anstelle der Anschaffungsausgaben (I) tritt das 
zum Kauf des Investitionsobjektes zur Verfügung gestellte 
/\ 
Eigenkapital (EK), und in den periodischen Ausgaben (A(t)) sind 
nun Zinsen und Tilgung enthalten. Die Formel wird außerdem 
um ein FKT(n) erweitert, das das am Ende der Nutzungsdauer 
noch rückzahlbare Fremdkapital bezeichnet. Die Aufnahme dieses 
Teilgliedes impliziert die Prämisse, daß bei einer vorzei-
tigen Stillegung des Investitionsobjektes die noch ausstehende 
Fremdkapitalschuld sofort rückzahlbar ist. Dies erscheint 
jedoch im Fall des hier vorliegenden Kraftwerksvergleichs da-
durch gerechtfertigt, daß dem Investitionsobjekt bei einer 
vorzeitigen Stillegung praktisch keine ökonomischen Gegen-
werte gegenüberstehen (Abbruchkosten = Schrottwert der 
Anlagen, vgl. hierzu auch die Ausführungen zum Restwert der 
Kraftwerke unter 2.3.2.5). 
Auf der Grundlage dieser Oberlegungen können nun Empfind-
1 ichkeitsanalysen für die sich in Abhängigkeit von verschie-
denen Werten des Parameters "Laufzeit" ergebenden Ertrags-
werte auf das eingesetzte Eigenkapital berechnet werden. 
Die bei unterschiedlichen Stillegungs- oder Ausfallzeit-
punkten entstehenden Vermögenszuwachswerte resultieren 
jedoch nicht in erster Linie aus der Prämisse über die so-
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fortige Rückzahlbarkeit des aufgenommenen Fremdkapitals, 
sondern sie sind abhängig von den gemäß der Nutzungsdauer 
veränderten Strömen gesamten Ein- und Auszahlungen. 
Zur semantischen Abgrenzung vom Kapitalwert soll die in den 
folgenden Kapiteln verwendete Vergleichsgröße als 11 Eigenka-
pitalertragswert11 bezeichnet werden. Formelmäßig läßt sich 





.u.!)-A(tl_ _ FKT(n) + 
(l+i)t (l+i)n 
Es bedeuten zusätzlich: 
R ( n) 
(l+i)n 
EK Zu Beginn der Investition eingesetztes 
Eigenkapital 




Fremdkapital DM/ a 
KEK Eigenkapitalertragswert (Vermögenszuwachs 
des vom Investor eingesetzten Eigenkapitals) DM 
" In den Ausgaben A(t) sind jetzt noch Fremdkapitalzinsen und 
vereinbarte Tilungsrate für das im jeweiligen Nutzungsjahr t 
zur Verfügung stehende Fremdkapital enthalten. Durch die Auf-
nahme des Bruches FKT(n) . d' F 1 . t d „ t' t n ln 1e orme lS er unguns lgS e 
( 1 + i ) 
Fall erfaßt, nach dem beim vorzeitigen totalen Ausfall des 
Investitionsobjektes das gesamte noch ausstehende Fremdkapi-
tal sofort rückzahlbar ist. 
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Entscheident man sich fUr die Aufnahme des noch rUckzahlbaren 
Fremdkapitals in die Formel, so ist es sinnvoll, es mit einem 
Abzinsungsfaktor zu versehen. Wie der Restwert, so ist auch das 
restliche Fremdkapital erst zu späteren Perioden fällig, mithin 
fUr den Investor gemäß seiner Vorstellung von der Höhe des anzu-
setzenden Kalkulationszinsfußes abzudiskontieren. 
FUr die folgenden Berechnungen soll dieser erweiterte Ansatz 
angewendet werden. 
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2.3.2 Einflußgrößen der Vergleichsrechnung 
Die für den Vergleich notwendigen Ausgangsdaten wurden aus der 
oben zitierten Studie übernommen. Ergänzende Informationen wur-
den von einem Mitarbeiter der Studie eingeholt [25]. Die 
Ergebnisse wurden mit Hilfe eines Rechenprogramms erarbeitet. 
Dieses Programm enthält im wesentlichen folgende Eingangsgrößen: 
2.3.2.1 Konstanten 
N Technische Nutzungsdauer des HTR und des öKW 
N = 30 
BVN Betriebswärmeverbrauch HTR 
BVN = 2,356 
BVO Betriebswärmeverbrauch öKW 
BVO = 2,470 





LN = 189 MWe 
LO Gesamtnettoleistung öKW 
LO = 194 MW 
e 
D Jahresausnutzungsdauer 
D = 7 0 2 10 3h/a 
EZ Durchschnittliche Energieerzeugung je Brennelement 
EZ = 20,92 Gcal/BE 
PS Durchschnittlicher Kondensationsstrompreis 
PS = 0,06 
UKN HTR Umlaufkapital 
UKN = 22,3 
UKO öKW Umlaufkapital 
UKO = 6 




FIAZ = 20 a 
URA Preis des angereicherten Urans 235 (1972) 
URA = 40 
OELP Preis des entschwefelten Heizöls (1972) 
OELP 1972 = 100 




HU mittlerer Heizwert des Heizöls 
HU = 9800 
RL Rate der jährlichen 
RL = 0,095 
RU Rate der jährlichen 
angereichertes Uran 




z Zinssatz des aufgenommenen Fremdkapitals 
z = 0,08 
SSGK Gewerbekapitalsteuersatz. In ihm, wie auch 
im Gewerbeertragssteuersatz, sind Steuermeß-
zahl und durchschnittlicher Hebesatz der 
Gemeinden enthalten. 
SSGK = 0,002·3 
SSGE Gewerbeertragssteuersatz. In ihm ist die 
innere Abzugsfähigkeit der Gewerbesteuer 
berücksichtigt. 
SSGE = 0,05·3/(1+0,05•3) 
SSK Körperschaftssteuersatz. Der in der BRD ge-
spaltene Körperschaftssteuersatz läßt sich 
unter Zugrundelegung maximaler Ausschüttung 
sowie unter Berücksichtigung der Ergänzungs-
abgabe [28] berechnen: 
SSK = 0,2455 
SSV Vermögenssteuersatz 
ssv = 0,01 
2.3.2.2 Parameter 
T Laufindex 
T = 1, N 
















ZK = 0,05; 0,075; 0,1; 0,125; 0,15; 0,175, 0,2 1/a 
ZDIO Zinssatz der Differenzinvestition vor Steuern 
ZDIO = 0,15; 0,2 l/a 
ROE Rate der erwarteten Heizölpreissteigerungen 
[27,29] 
ROE = 0,03; 0,045; 0,06; 0,075 1/ a 
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AKN HTR Anlagekapital 
AKN = 237·(1; + 1'2; +1,4; + 1 ,6; +1,8; +2) 106 DM 
AKO öKW Anlagekapital 
AKO = 86 • ( 1 ; + 1, 2; +1,4; +1,6; +1,8; +2) 106 DM 
Mit der Variation dieser Parameter konnten 336 Vergleichsfälle 
durchgerechnet werden. 
g,3.2.3 Ausgangsgleichungen zur Berechnung des Eigenkapital-
ertragswertes des Hochtemperaturreaktors 
Die jährlichen Einnahmen (EN) für den HTR berechnen sich aus 
Gesamtnettoleistung (LN), Jahresbenutzungsdauer {D) und dem 
spezi fi sehen Strompreis {PS): 
EN = LN · D · PS 
Die jährlichen Ausgaben {AN) können aus konstanten (FAN) und 
lohnabhängigen {VAN) Ausgaben, brennstoffabhängigen Ausgaben 
{BAN), der Gewerbesteuer (GEWSTN), der Körperschaftssteuer 
(STKOEN), der Vermögenssteuer {VSTN) sowie Zinsen {ZAFKN) und 
Tilgung {TILBN) für das aufgenommene Fremdkapital berechnet wer-
den: 
AN = FAN+VAN+BAN+GEWSTN+STKOEN+VSTN+ZAFKN+TILBN 
Die konstanten Ausgaben enthalten die jährlichen Ausgaben für 
Versicherungen des Kraftwerks sowie diejenigen ausgabewirksamen 
Aufwendungen für Reparaturen und Verwaltung, die nicht lohnab-
hängig sind. 
FAN = 5,63 
In den lohnabhängigen Ausgaben sind die ausgabewirksamen Auf-
wendungen für Bedienung sowie die anteilmäßigen Ausgaben für 
Reparaturen un-a-Verwaltung enthalten. Die Gehälter einschließ-
lich aller Nebenaufwendungen wurden auf der Basis 1972 angesetzt 
mit: 
Reparaturpersonal 3916 7 DM/ Man n j a h r 
Bedienungspersonal 3506 7 DM/Mannjahr 
Ve rwa l tun gs pe rs ona l 42000 DM/ Man nj ah r 
VAN = 5,4 ·(l+RL)T 106DM/a 
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Die jährlichen Brennstoffausgaben lassen sich aus der Zahl (BE) 
der verbrauchten Brennelemente, multipliziert mit den Gesamt-
ausgaben je Brennelement (ABE), ermitteln. Die Zahl der jähr-
lich zu ersetzenden Brennelemente (ZBE) kann vereinfachend be-
rechnet werden aus Betriebswärmeverbrauch (BVN), Gesamtnetto-
leistung, Ausnutzungsdauer sowie durchschnittlicher Energieer-
zeugung (EZ) eines Brennelementes: 
ZBE = BVN • LN • D 
EZ • 10 3 
Die Ausgaben je Brennelement sind abhängig von den Ausgaben für 
angereichertes Uran, den Ausgaben für Thorium und Fabrikation 
sowie den Ausgaben für den Abtransport der verbrauchten Brenn-
elemente. Der Preis für U-235 und die Preissteigerungsrate gehen 
nur mit ca. 20 % in die jährlichen Ausgaben ein [30]. Die son-
stigen Ausgaben, d.s. insbesondere die Ausgaben der Anreicherung 
und Fabrikation können nach [30] als konstant angenommen werden. 
ABE = 34,2 + 0,96 • {LJRA • [0,7816 + 0,2184·(1+RU)TJ} DM/BE 
Damit ergibt sich für die brennstoffabhängigen jährlichen Aus-
gaben folgende Gleichung 
BAN = ZBE • ABE 
Die Abschreibungen (AFAN) wurden - vereinfachend - mit einem ein-
heitlichen Satz auf das Anlagekapital berechnet. Es wurde die 
lineare Abschreibungsmethode gewählt. 
AFAN = AKN 
FIAZ 
Das für die Finanzierung der Investition aufzunehmende Fremdkapi-
tal (FKN) soll innerhalb des finanziellen Abschreibungszeitraumes 
mit jährlich gleich hohen Tilgungsraten zurückgezahlt werden. 
Daraus ergeben sich folgende jährliche Tilgungsbeträge (TILBN) 
und Fremdkapitalzinsen (ZAFKN): 
TILBN = ~ 106DM/a 
ZAFKN = Z • FKN ·(1- .l:..L..) 
FIAZ 
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Die Gewerbesteuer ist eine aus der Gewerbekapitalsteuer und aus 
der Gewerbeertragssteuer zusammengesetzte Steuer. - Grundlage 
der Ermittlung des Gewerbekapitals ist der Einheitswert des ge-
werblichen Betriebs (§ 12 Ab. 1 Gew StG). Hierzu gehört das dem 
Gewerbebetrieb dauernd gewidmete Vermögen ohne Rücksicht darauf, 
ob es mit Eigen- oder Fremdkapital finanziert ist [31, S 31}. 
Auf den Einheitswert sind Kürzungen (§ 12 Abs. 2 Gew StG) und 
Hinzurechnungen (§ 12 Abs. 3 Gew StG) vorzunehmen. Die wesent-
liche hier berücksichtigte Veränderung ist die Hinzurechnung der 
Dauerschulden auf den Einheitswert des Kraftwerkes. Kürzungen 
wurden nicht vorgenommen, da eine Belastung der Anlagen mit 
Grundsteuer z.B. nicht verfolgt wurde. Der Einheitswert des 
Kraftwerks wurde - vereinfachend - dem Anschaffungspreis gleich-
gesetzt. - Grundlage für die Berechnung des Gewerbeertrages ist 
der nach den Vorschriften des Körperschaftssteuergesetzes zu er-
mittelnde Gewinn des Gewerbebetriebs (§ 7 Gew StG). Wegen des 
Realsteuercharakters der Gewerbesteuer sind hierauf wiederum Hin-
zurechnungen und Kürzungen vorzunehmen. Dem Gewerbeertrag wurden 
hier die Zinsen für Dauerschulden hinzugerechnet. Außerdem wurde 
im Programm berücksichtigt, daß der Gewerbeertrag noch um die 
Fehlbeträge gekürzt werden kann, die sich bei einer Ermittlung 
des Gewerbeertrages für die fünf vorangegangenen Jahre ergeben 







Gewerbeverlust des Vorjahres 
Gewerbeertrag 




GEKSTN = SSGK • GEWKN 
GEESTN = SSGE • [EN - (FAN + VAN + BAN + ZAFKN 
+ AFAN + SSGK • GEWKN) + ZAFKN + GEVN] 
GEWSTN = GEESTN + GEKSTN 
Die Körperschaftssteuer ist eine Steuer auf sämtliche Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb (§ 16 KStDV). Grundlage der Berechnung ist 
der körperschaftssteuerpflichtige Gewinn, d.i. das Einkommen der 
juristischen Personen unter Berücksichtigung der Absetzung 
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für Abnutzung und abzugsfähiger und nicht abzugsfähiger Aus-
gaben. Zu den abzugsfähigen Ausgaben zählen hier alle festen, 
lohnabhängigen und brennstoffabhängigen Ausgaben, die Gewerbe-
steuer sowie die Zinsen auf Fremdkapital. Nicht abzugsfähig 
dagegen ist die weiter unten berechnete Vermögenssteuer. Ein 





... Verlustvortrag des Vorjahres 
Körperschaftssteuerpfli chti ger Gewinn 
Körpers eh a fts s teuer 
STKOEN = SSK • [EN - (FAN + VAN + BAN + ZAFKN 
+ AFAN + GEWSTN) + GKVN} 
Steuerpflichtig bei der Vermögenssteuer ist das Betriebsvermögen. 
Die Bewertung des Betriebsvermögens richtet sich nach den §§54-56 
BewG. In Anlehnung hieran wird zur Grundlage der Bewertung des 
Einheitswertes des abnutzbaren Anlagevermögens - wie bei der 
Gewerbekapitalsteuer - der gemeine Wert(§ 10 BewG) gemacht. Das 
Umlaufvermögen wird zum Nennwert bewertet. Anders als bei der Be-
rechnung der Gewerbekapitalsteuer müssen jedoch die Betriebsschul-
den bei der Ermittlung des Einheitswertes des Gewerbebetriebes ab-
gezogen wer den [31 , S. 1 7]. 
FKNT . . . zeitabhängige Betriebsschulden 
AVN Anlagevermögen 
UVN ... Umlauf vermögen 
VVN Vermögenssteuerpfl i eh ti ges Vermögen 
VSTN Ve rmö gen s s te u e r 
AVN = AKN . ( 1 - T/FIAZ) 
UVN = UKN 
VVN = AVN + KVN - FKNT 
VSTN = ssv . VVN 10
6 DM/a 
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2.3.2.4 Ausgangsgleichungen zur Berechnung des Eigenkapital-
ertragswertes des ölkraftwerkes 
Die jährlichen Einnahmen der Investition öKW (EOHl) lassen sich, 
ähnlich wie bei der Alternativinvestition HTR, aus Gesamtnetto-
leistung (LO), Jahresausnutzungsdauer und spezifischem Strom-
preis berechnen. 
E OH 1 = L 0 • D • PS 
Außerdem sind dem öKW diejenigen jährlichen Einnahmen (EOH2) 
z u z ur e c h n e n , d i e s i c h a u s de r Ve r z i n s u n g ( Z D I 0 ) de r D i ff e re n z -
investition (DIO) ergeben. Gemäß den getroffenen Voraussetzungen 
(siehe 2.3. 1) ist die Höhe der Differenzinvestition in bezug auf 
das öKW so anzusetzen, daß Eigen- und Fremdkapital für beide 
Anlagen im Investitionsvergleich gleich hoch bleiben. 
DIO = EK + FKN - (AKO + UKO) 
EOH2 = ZDIO • DIO 
EO = EOHl + EOH2 
Die Finanzierung der Alternativinvestition HTR übt also auf die 
Höhe der Differenzinvestition und damit auf die jährlichen Ein-
nahmen (EO) des öKW keinen Einfluß aus. 
Bei der Berechnung der konstanten (FAO) und der lohnabhängigen 
(VAO) jährlichen Ausgaben des ölkraftwerks wurden die Daten des 
öKW aus der oben zitierten Studie übernommen. 
FAO = 1,63 
VAO = 4,61 • (1 + RL)T 
Die jährlichen Brennstoffausgaben (BAO) lassen sich aus der ver-
brauchten Heizölmenge (OEM), ihrem spezifischen Preis (OELP) und 
der jährlichen ölpreissteigerungsrate (ROE) errechnen. 
OEM = 
BAO = 
BVO • LO • D 
Au 
OEM· OELP • (1 + ROE)T 
106 t/ a 
- 36 -
Die Berechnung der Abschreibungen, Fremdkapitalzinsen und Steu-
ern wurde entsprechend wie beim HTR vorgenommen. Bei der Gewer-
bekapitalsteuer und bei der Vermögenssteuer wurde die Differenz-
investition als Finanzanlage dem Gewerbekapital und dem vermö-
genssteuerpflichtigen Betriebsvermögen des öKW hinzugerechnet. 
Die gesamten Ausgaben der Alternativinvestition öKW (unter Ein-
schluß der Ausgaben für die Differenzinvestition) betragen dann: 
AO = FAO + VAO + BAO + ZAFKO + GEWSTO + STKOEO 
+ VSTO + TILBO 











Tilgungsbetrag für aufgenommenes Fremdkapital öKW 
Der Restwert der Kraftwerke 
Die allgemeine Kapitalwertformel sieht vor, den nach dem letzten 
Jahr seiner Nutzung etwa noch bestehenden Restwert einer Inve-
stition abdiskontiert als Einnahme zu berücksichtigen. Eine 
Restwertberechnung von Kraftwerken erscheint jedoch aus mehreren 
Gründen nicht sinnvoll: 
Ein Kraftwerk ist nach Ablauf seiner durchschnittlichen Nutzungs-
dauer (20 - 30 Jahre) technisch veraltet und als Betriebsanlage 
nicht mehr verkäuflich. Ein Restwert (Restverkaufserlös) wird 
daher höchstens aus dem Schrottwert einzelner Anlagengegenstände 
zu erzielen sein. Dies.em Schrottwert werden jedoch (lohninten-
sive) Abbruchausgaben gegenüberstehen, die den Restverkaufserlös 
weitgehend aufzehren. Dies gilt insbesondere für nukleare Kraft-
werke, deren Core am Ende der Nutzungsdauer zwar noch ein ver-
wertbares Betriebskapital enthalten kann, die sicherlich erheb-
lichen Abbruchausgaben lassen sich über einen Zeitraum von 
30 Jahren hin nicht exakt bestimmen. Der Einfluß des abdiskon-
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tierten Restwertes auf die Höhe des Kapitalwertes ist angesichts 
der angenommenen technischen Nutzungsdauer von 30 Jahren ohnehin 
sehr gering. Schätzt man den nach Abzug der Abbruchausgaben ver-
b 1 e i b e n de n Re s t v e r k a u f s e r 1 ö s a u f 3 % de s A n s c h a ff u n g s w e r t e s [2 5 J , 
so verursacht der abdiskontierte Restwert (KalkulationszinsfuB: 
10 % nach Steuern) im Fall des nuklearen Kraftwerks nur 0,4 MioDM, 
im Fall des öKW lediglich 0,1 MioDM. Dies sind Beträge, die die 
Eigenkapitalertragswerte der Anlagen praktisch nicht beeinflussen. 
2.4 Ergebnisse 
2.4.1 Die unterschiedlichen Einnahmen- und AUS[?benstrukture,.!l 
im Kraftwerksver~leich 
Die Ergebnisse der Rechnungen lassen sich mit Hilfe von Diagram-
men anschaulich wiedergeben. Die folgende Abb. zeigt die unter den 
beschriebenen Prämissen zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben 
beider Kraftwerke während des Betrachtungszeitraumes. 
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Die Einnahmen-/ Ausgabenstrukturen im Kraftwerksvergleich 
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Die degressiven Ausgaben setzen sich aus Kapital-, Vermögen- und 
Ertragsteuern (STN bzw. STD) zusammen, aus Zinsen für das auf-
genommene Fremdkapital sowie aus den - 20 Jahre lang konstanten -
Tilgungsraten. Zinsen und Tilgungsbeträge fallen voraussetzungs-
gemäß nach diesen 20 Jahren fort. Dies führt zu Sprungstellen 
bei den nicht konstanten Ausgaben. Der zu Beginn außerordentlich 
hohe Anteil dieser Ausgabenarten an den Gesamtausgaben (HTR: 
ca. 61 %, öKW: ca. 51 %) verdeutlicht eindrucksvoll, daß Steuer-
und Finanzierungsausgaben in derartige Wirtschaftlichkeitsrech-
nungen einbezogen werden müssen. Im Falle des HTR sind übrigens 
die Steuerzahlungen in den ersten 9 Jahren des Betriebs vor den 
Fremdkapitalzinsen die höchste Ausgabenart(!). Erst nach Ablauf 
von 26 Jahren sinken diese Ausgaben auf einen konstanten Wert 
(ca. 7 Mio DM) ab. 
Der zu Beginn des Betrachtungszeitraums relativ unwesentliche 
Antei 1 der lohnabhängigen Ausgaben (HTR: ca. 10 %, öKW: ca. 6 %) 
steigt mit Ablauf der Nutzungsdauer progressiv. Zum Zeitpunkt der 
vollständigen Abschreibung der beiden Kraftwerke (1992) sind es 
beim HTR bereits die Hälfte, beim öKW fast ein Viertel aller 
Ausgaben, die durch Lohn- und Gehaltszahlungen bestimmt sind. 
Von diesem Zeitpunkt an sind für das nukleare Kraftwerk im we-
sentlichen die Lohn- und Gehaltssteigerungsraten für die Ausga-
ben, den Periodenüberschuß und die optimale Nutzungsdauer (vgl. 
2.4.2) entscheidend. 
Die Bedeutung der Brennstoffausgaben ist, wie erwartet, im Zeit-
ablauf für beide Kraftwerke sehr unterschiedlich. Trotz einer 
angenommenen 6 %igen jährlichen Preissteigerungsrate des Natur-
urans bleibt der Brennstoffanteil des HTR mit ca. 17 % an den 
jährlichen Gesamtausgaben über die gesamte technische Nutzungs-
dauer nahezu konstant. Beim ölkraftwerk steigt der Anteil der 
Heizölausgaben von ca. 41 % (1973) auf ca. 60 % (2002). Zusam-
men mit den Lohn- und Gehaltsausgaben, die im Jahre 2002 immer-
hin einen Anteil von ca. 37 % an den Gesamtausgaben erreichen, 
sind die Brennstoffausgaben bestimmend für die langfristigen 
wirtschaftlichen Aussichten des öKW. 
Die jährlichen Ausgaben und Einnahmen des öKW sind schon zu Be-
ginn der Nutzungsdauer höher als diejenigen des HTR. Dieses zu-
nächst überraschende Ergebnis ist aus der Konzeption des voll-
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ständigen, isolierten Kraftwerksvergleichs heraus zu verstehen 
(vgl. 2.3.1): Bei der Berechnung der öKW-Jahresausgaben müssen 
auch alle diejenigen Ausgaben, hauptsächlich Zinsen, Tilgung 
und Steuern, berücksichtigt werden, die sich aus der Aufnahme 
zusätzlichen Fremdkapitals bis zur Höhe der für die Errichtung 
des HTR notwendigen Fremdmittel ergeben. Derjenige Teil der 
Fremdmittel, der beim Bau des öKW jedoch nicht benötigt wird 
- es wurden in der Finanzierung der beiden Kraftwerke die 
gleichen Verschuldungsrelationen unterstellt-, führt anderer-
seits zu höheren Einnahmen, die auf die Verzinsung der mit Eigen-
und mit Fremdkapital finanzierten Differenzinvestition zurück-
zuführen sind. Da voraussetzungsgemäß der Ertragszinssatz der 
Differenzinvestition vor Steuern jährlich 20 % beträgt, derje-
nige des Fremdkapitals ebenfalls vor Steuern lediglich 8 %, liegt 
hier eine zusätzliche Gewinnkomponente vor, die die Einnahmen-/ 
Ausgabenrelation und damit den Eigenkapitalertragswert des öKW 
positiv beeinflußt. In dem Jahr, in dem die Ausgaben ebenso hoch 
sind wie die Einnahmen, beim HTR ist dieser Zeitrunkt nach 26 Be-
triebsjahren, beim öKW zum erstenmal nach dem 17., dann nach 
dem 20. Betriebsjahr erreicht, entsteht die Frage, ob eine öko-
nomische Weiterführung der Anlagen noch gerechtfertigt ist. Hier-
auf ist im folgenden Abschnitt näher einzugehen. 
2.4.2 Maximaler Eigenkapitalertragswert und optimale Lebens-
dauer im Kraftwertsvergleich 
Aus den aufsummierten, abdiskontierten Differenzen von Einnah-
men und Ausgaben abzüglich des jeweiligen noch zurückzuzahlenden, 
abdiskontierten Fremdkapitals lassen sich für jedes Jahr der 
Nutzungsdauer die Eigenkapitalertragswerte, d.h. die über die 
vorgegebene Verzinsung hinaus entstehenden Vermögenszuwächse 
des Eigenkapitals für beide Kraftwerkstypen berechnen. Die fol-
gende Abbildung zeigt in gestricheltem Kurvenzug die Eigenkapi-
talertragswerte des HTR im Zeitablauf; diejenigen des öKW wurden 
unter Berücksichtigung unterschiedlicher jährlicher Heizölpreis-
steigerungsraten als Parameterstudien ebenfalls eingezeichnet. 
9 Jahre lang ist der Eigenkapitalertragswert des HTR negativ, 
da die Summe der abdiskontierten Periodenüberschüsse das zu An-

































Eigenkapitalertragswerte des Hochtemperaturreaktors 
und des Ölkraftwerkes in Abhängigkeit von der Zeit 
(Parameter: Heizöl - S Preissteigerungsrafe) 1J 
Abb. 9 
kapital noch nicht erwirtschaftet hat. Ab 1981 wird bis zum 26. 
Jahr der Nutzungsdauer ein jährlich steigender Vermögenszuwachs 
über die vorgegebene kalkulatorische Verzinsung hinaus erzielt. 
Ab 1998 werden die Periodenüberschüsse des HTR-Kraft-
1) In dieser Abbildung wurden der Kondensationsstrompreis konstant 
gehalten, die Heizöl S Preise jedoch parametrisch variiert. 
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werks negativ (vgl. die Abb. unter 2.4.1); dies führt zu jähr-
licher Verminderung des im 26. Jahr erreichten maximalen HTR-
Eigenkapitalertragswertes von 96,987 Mio DM. 
Die Abb. 9 zeigt weiterhin, daß die Entwicklung der Eigenkapital-
werte der öKW-Vergleichsinvestition wesentlich abhängt von den zu er-
wartenden Preissteigerungsraten des Heizöls. Nur im Fall eines 
konstanten Heizölpreises (ROE = 0,0) ergibt sich ein leichter 
Vorteil zugunsten des öKW; im 29. Jahr der Nutzungsdauer wird 
ein maximaler Eigenkapitalertragswert von 103,325 Mio DM erreicht. 
Steigt der Heizölpreis nur um jährlich 3 % (Ausgangsniveau 1973: 
140 DM/t), so bleibt der maximale öKW-Eigenkapitalertragswert 
mit 38,651 Mio DM deutli eh unter demjenigen des HTR. Außerdem 
wird dieser Wert bereits im 20. Jahr der Nutzungsdauer erreicht; 
ab 1992 vermindert er sich wieder. Unterstellt man Preissteige-
rungsraten des Heizöls von jährlich 4,5 bzw. 6 % - und diese 
Prämissen sind durch den Spielraum der Prognosen und durch die 
kürzliche politische Entwicklung auf dem Ölmarkt abgedeckt-, so 
sinkt der maximale öKW-Eigenkapitalertragswert und der Zeitraum 
der Umkehrung der Eigenkapitalzuwächse in Vermögensverluste wird 
immer kürzer. Bei einer jährlichen Heizölpreissteigerungsrate 
von mehr als 5 % ist die öKW-Investition - ceteris paribus -
unwirtschaftlich; oder es müssen wesentliche Prämissen des Ver-
gleiches, z.B. der Kondensationsstrompreis, geändert werden. 
Eine Interpretation der. linkenSeiten der (negativen) Eigenkapi-
talertragswertparabeln führt außerdem zu der folgenden Feststel-
1 ung: In den ersten (8-10) Jahren der Nutzung sind die Unterschie-
de in bezug auf die Vorteilhaftigkeit des einen oder anderen 
Kraftwerkstyps auch bei prozentual stark steigenden Heizölpreisen 
(z.B. ROE = 0,06) nicht deutlich zu erkennen. Die Investition in 
ein konventionelles öKW führt zu Anfang sogar zu einem geringe-
ren negativen Ei genkapi talertragswert, d. h. zu einem geringeren 
Investitionsrisiko als eine HTR-Investition. Das Ausmaß des öko-
nomischen Vor- bzw. Nachteils wird erst nach ungefähr einer 
Dekade sichtbar, wenn im Falle hoher Preiszuwachsraten des Heiz-
öls festgestellt werden muß, daß das Gewinnpotential des öKW 
unter den gegebenen Bedingungen nicht ausreicht, um einen Eigen-
kapitalertragswert von größer/gleich Null, d.h. die erstrebte 
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Mindestverzinsung zu erzielen. 
Der maximale Eigenkapitalertragswert entscheidet auch über 
die wirtschaftliche Lebensdauer einer einmali.gen Kraftwerks-
investition1). Denn für einen Investor ist es im allgemeinen 
nicht sinnvoll, Vermögensverluste hinzunehmen, nur um die 
technische Nutzungsdauer des betrachteten Investitionsobjektes 
auszuschöpfen. Nun könnte man der Ansicht sein, daß die 
wirtschaftliche Nutzungsdauer immer dann erreicht ist, wenn 
die in der Vorperiode positive Differenz zwischen Einnahmen 
und Ausgaben (Periodenüberschuß) in der betrachteten Periode 
kleiner/gleich Null wird und in den Folgeperioden immer nega-
tiv bleibt. Dies ist z.B. bei der hier vorliegenden HTR-In-
vestition der Fall. 
Es läßt sich jedoch zeigen, daß der Umkehrpunkt 11 positiver 11 
Periodenüberschüsse als Optimalkriterium der wirtschaftlichen 
Nutzungsdauer nur für den Fall eines vollständig eigen-
finanzierten Investitionsobjektes gilt. Bei teilweiser Fremd-
finanzierung und Verwendung der Eigenkapitalwertformel läßt 
sich eine andere Aussage finden. Sie soll im folgenden 
mathematisch abgeleitet werden. 
Da zu diesem Zweck die Eigenkapitalwertformel differenziert 
werden muß, ist sie in eine stetige Funktion umzuformen, 
analog der in der englischen Schreibweise verwendeten Form des 
Kapitalwerts. An Stelle der Summierung der Differenzen von 
Einnahmen und Ausgaben tritt dann die Integration. Ebenso er-
folgt die Abzinsung der Differenz von Einnahmen und Ausgaben 
nicht mehr periodenweise, sondern in infinitesimal kleinen 
Zeiträumen. Damit tritt an Stelle des Kalkulationszinsfußes 
ZK die Verzinsungsenergie a, an Stelle des Abzinsungsfaktors 
(1+ ZK)-t der Faktor e-at. 
1) Die folgenden Aussagen gelten mithin nicht für die Be-
stimmung der wirtschaftlichen Lebensdauer bei endlichen 
und unendlichen Investitionsketten (vgl. hierzu die Aus-
f ü h r u n g e n D . S c h n e i d e r s i n / 1 7 , S . 2 8 2 - 2 8 g, b e s . S . 2 8 4 
und S. 286 
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Die Eigenkapitalertragswertdefinition erhält damit folgende 
Schreibweise: 
n 
K E K = J [E ( t ) - A ( t )} • e - a t d t - FKT ( n ) · e - an - E K ( 3) 
0 
Zur Ermittlung der optimalen Lebensdauer ist die Formel nach n, 
der Nutzungszeit, zu differenzieren: 
dKEK 
crr;- = { [ E ( n ) - A ( n )} + a • FKT ( n ) - F K T 1 ( n ) } 
bzw. 
[E ( n ) -A ( n )} = - a • FKT ( n ) - [- FKT 1 ( n )] 
Gleichung (2) kann umgeformt werden in: 
A ( n ) - E ( n ) = a • FKT ( n ) + [- FKT 1 ( n )] 
-an 
·e ( 4) 
( 5) 
(5a) 
-FKT'(n) wurde in Klammern gesetzt, weil dies der Ausdruck für 
die Fremdkapitalabnahme, d.h. im diskontinuierlichen Fall der 
Ausdruck für die Tilung ist. a entspricht dem Kalkulationszins-
fuß ZK, so daß sich in einer Periodenbetrachtung folgende 
Schreibweise der Gleichung ergibt: 
- [E ( n) -A ( n )] =ZK• FKT ( n- 1) +[FKT ( n- 1 )- FKT ( n )J (5b) 
Die Nutzung einer teilweise fremdfinanzier-
ten Anlage ist solange vorteilhaft, d.h. erhöht den Eigenkapital-
ertragswert, bis das durch den Betrieb der Anlage entstehende 
Defizit zwischen Einnahmen und Ausgaben, der 11 negative 11 Perioden-
überschuß,gleich ist der Tilgungsrate und den kalkulatorischen 
Zinsen auf das noch ausstehende Fremdkapital. Wegen des Anein-
anderrückens der vielen infinitesimal kleinen Zeitabschnitte 
erscheinen in der stetigen Betrachtung (Gleichung 2a) die kalku-
latorischen Zinsen auf das Fremdkapital des n-ten Zeitpunktes. 
Bei diskontinuierlicher Betrachtung müssen jedoch die Zinsen auf 
das Fremdkapital der Vorperiode bezogen werden, weil dies der 
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Anlage während der gesamten betrachteten Rechnungsperiode zur 
Verfügung steht. 
D i es e a l s An a 1 o g i es c h l u ß zur Dar s te 1 1 u n g D. Sc h n e i de r /17 , 
S. 247, 248/ erarbeitete Aussage wird durch die Ergebnisse 
der empirischen Kraftwerksvergleichsrechnungen bestätigt. Die 
wirtschaftliche Nutzungsdauer läßt sich danach für beide 
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Abb. 10: Die wirtschaftliche Nutzungsdauer (Lebensdauer) 
eines ölkraftwerkes in Abhängigkeit von jährlichen 
Heizölpreissteigerungen im Vergleich mit der wirt-
schaftlichen Nutzungsdauer eines Hochtemperatur-
reaktors 
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Für den HTR beträgt die ökonomische Nutzungsdauer 26 Jahre. Im 
Falle des öKW wird die wirtschaftliche Nutzungsdauer vor allem 
bestimmt durch die während der Betriebszeit zu erwartenden 
Steigerungen des Heizölpreises. Bleibt der Heizölpreis konstant, 
so ist eine Nutzzeit von 29 Jahren wirtschaftlich optimal; steigt 
der Heizölpreis nur um 3 %/a - das entspricht einem Preis von 
194 DM/t zu Anfang des Jahres 1985 - so vermindert sieh die op-
timale Nutzungsdauer auf 20 Jahre; ist 1985 ein Heizölpreis von 
ca. 240 DM/t (ROE = 0,05) zu erwarten, so verkürzt sich die 
ökonomisch sinnvolle Nutzzeit trotz des dann noch anstehenden 
Fremdkapitals auf nur 15 Jahre. 1) 
2.4.3 Der Einfluß von Preissteigerungen der Anlagejnvestition 
auf die Wirtschaftlichkeit des Hochtemperaturreaktors 
Die allgemeine Kapitalwertmethode mißt die Wirtschaftlichkeit 
einer Investition im Grunde an einer Alternativanlage, die sich 
gerade zum Kalkulationszinsfuß verzinst /17, S. 203/. 
Danach kann der (positive) Kapitalwert als der "kritische Wert" 
angesehen werden, der die ökonomisch interessante Aussage ent-
hält, daß ein investitionsprojekt immer nur solange die erwähnte 
Mindestrentabilität erbringt, wie anfänglicher Kapitaleinsatz 
plus Kapitalwert gleich ist der Summe der Periodenüberschüsse 
(einschließlich eines eventuell berücksichtigten Restwertes). 
/32,S.43/49/.Anlagepreissteigerunqen des Investitionsobjektes können 
danach bis zum positiven Wert des Kapitalwerts toleriert werden, 
ohne daß die geforderte Mindestverzinsung beeinträchtigt wird. 
Die in dem hier durchgeführten Wirtschaftlichkeitsvergleich ver-
wendete modifizierte Form des Kapitalwertes, die Ertragswert-
berechnung des Eigenkapitals bei vorgegebenem Zinsfuß, ermöglicht 
sogar, die Wirkungen darüber hinaus gehender Preissteigerungen 
des Investitionsobjektes zu quantifizieren, wenn diese Preisstei-
gerungen durch die Aufnahme zusätzlichen Fremdkapitals aufgefan-
gen werden sollen. In Abb. 12 sind die Eigenkapitalwertfunktionen 
unter Berücksichtigung von 20-100 %igen Preissteigerungen des HTR-
Anlagekapitals und steigender Fremdkapitalfinanzierung darge-
s te 11 t: 
1) Diese Aussage gilt nur unter der Bedingung:Technischer Fort-
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Abb. 12: HTR-Eigenkapitalwertfunktionen 
Eigenkapitalwertfunktionen des Hochtemperaturreaktors unter Be-
rücksichtigung 20-100%iger Preissteigerung der Anlageinvestition 
und steigender Fremdfinanzierung 
Erwartet man z.B. über die gesamte optimale Nutzungsdauer des 
HTR eine Verzinsung des Eigenkapitals von 10 %/a, so kann das 
Anlagekapital des HTR um etwas über 60 % steigen, ohne daß die 
geforderte Verzinsung unterschritten wird. Ist der Investor mit 
einer Minimalverzinsung von 5 % zufrieden, so erwirtschaftet 
selbst bei 80 %iger Preissteigerung des Anlagekapitals das einge-
setzte Eigenkapital über die geforderte Verzinsung noch einen 
(abgezinsten) Ertrag von ca. 22 Mio DM. In all den Fällen, in 
denen die Eigenkapitalwertlinien den Wert Null durchschneiden, 
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wird der Kalkulationszinsfuß zum internen Zinsfuß des Eigenkapi-
tals, d.h. die finanzwirtschaftliche Rentabilität des Eigenka-
~itals wird ausgewiesen. Diese Rentabilität liegt für den Fall 
nicht wirksamer Preissteigerungen beim HTR bei 22 ,6 %/ a. Auch 
in den anderen Fällen ist sie aus den Schnittpunkten der Kapi-
talwertfunktionen (unter Berücksichtigung von Preissteigerungen) 
mit der Null-Linie abzulesen. Unterhalb der Null-Linie wird die 
Investition wegen der nicht erreichten Mindestverzinsung des 
Eigenkapitals unwirtschaftlich. Der Verschuldungsgrad der HTR-
Investition, d.h. das Verhältnis von Fremdkapital 
zu Gesamtinvestition nimmt, da ein konstantes Eigenkapital unter-
stellt wurde, mit den Preissteigerungen des Anlagekapitals zu. 
Dies ist in Abb. 11 dargestellt. Ein Ver-
schuldungsgrad von 0,8, d.h. die Notwendigkeit einer 80 %igen 
Fremdkapitalfinanzierung wird jedoch selbst bei Preisverdopplung 
de r H T R- An 1 a g e i n v es t i t i o n n i c h t U b e r s c h r i t te n • 
2.4.4 Der Einfluß von Preissteigerungen der Anlageinvestition 
und des Heizölpreises im Kraftwerksvergleich 
Es ist von Interesse zu untersuchen, zu welchen Resultaten 
Preissteigerungen in der Anlageinvestition beider Kraftwerke 
bei gleichzeitig zu erwartenden Heizölpreissteigerungen im 
I n v es t i t i o n s v e r g 1 e i c h f ü h r e n • D i es i s t i n Abb • 13 a u f Se i te 4 8 
aufgezeichnet. 
Das linke obere Bild zeigt in gestricheltem Kurvenzug die 
Funktion des maximalen Eigenkapitalwertes des HTR bei einem 
Anlagepreis von 237 Mio DM (Ausgangswert). Die maximalen Eigen-
kapi talwertfunktionen des öKW - ebenfalls ohne Anlagepreis-
steigerungen - wurden mit durchgezogenen Kurvenzügen unter Be-
rücksichtigung von unterschiedlichen im Jahre 1985 zu erwartenden 
Heizölpreisen aufgezeichnet. Das rechte obere und die linken 
unteren Bilder zeigen die entsprechenden Kurvenverläufe unter 
der Annahme 20-60 %iger Anlagepreissteigerungen. 
Die Zeitpunkte, zu denen die maximalen Eigenkapitalwerte des 
öKW erreicht werden, sind in Abhängigkeit von den Heizölpreis-
steigerungsraten (vgl. 2.4.2) unterschiedlich. Insofern scheint 
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Abb. 13: 
Eigenkapitalwertfunktionen unter Berücksichtigung 20-60%iger 
Preissteigerungen der Anlageinvestitionen im Kraftwerksver-
gleich. 
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die Darstellung zunächst zeitlich nicht kompatibel zu sein. 
Ein unmodifizierter Vergleich aller Eigenkapitalwerte in einem 
einzelnen Jahr, z.B. im Jahr der optimalen wirtschaftlichen 
Nutzungsdauer des HTR, wird dem Vorteilsvergleich jedoch nicht 
gerecht. Denn es kann nicht davon ausgegangen werden, daß ein 
Kraftwerksbetreiber ein ölkraftwerk bei sinkenden, u.U. nega-
tiv werdenden Ei genkapi talertragswerten weiterarbeiten läßt. 
Die Voraussetzung der gleichen zeitlichen Erstreckung des 
Investi ti onsverglei chs (vgl. 2. 3.1) wurde dahingehend interpre-
tiert, daß in den Berechnungen zwar der Zeitpunkt der optimalen 
wirtschaftlichen Nutzungsdauer des HTR als Vergleichszeitpunkt 
gewählt wird,der Betrieb des öKW jedoch nur bis zum jeweils 
optimalen Nutzungszeitpunkt aufrechterhalten und der dann er-
zielte Vermögenszuwachs zum Zinssatz der Differenzinvestition 
bis zum Zeitpunkt der optimalen wirtschaftlichen Nutzungsdauer 
des HTR angelegt wird. Damit bleiben die Voraussetzungen des 
Vorteilsvergleichs erfüllt. 
Aus den oben diskutierten Darstellungen wird folgendes deutlich: 
Die Eigenkapitalertragswertfunktionen des öKW sind in bezug auf 
Baupreissteigerungen weniger anfällig als diejenigen des HTR. 
Dies ist auf die geringere Kapitalintensität des öKW zurückzu-
führen. Auch die im Zeitablauf gleichzeitig wirksam werdenden 
Heizölpreiserhöhungen beeinträchtigen die Vorteilhaftigkeit 
eines öKW gegenüber dem nuklearen Kraftwerk nicht in dem Maße, 
wie dies vielleicht zu erwarten gewesen wäre. Zukünftige Heiz-
ölpreiserhöhungen, die wegen des als exponentiell unterstellten 
Verlaufs in absoluten Steigerungsbeträgen erst nach 8-10 Jahren 
deutlich ansteigen, sind wegen der Abdiskontierung weniger 
"wertvoll" als Baupreissteigerungen, die am Anfang der Investi-
tion anfallen. Liegt im Ausgangszustand die Eigenkapitalertrags-
wertfunktion des HTR noch deutlich über derjenigen des öKW, so 
muß bei 60 %igen Baupreissteigerungen (bei beiden Kraftwerken) 
der Heizölpreis um - langfristig - 4,5 % steigen, damit der HTR 
im Investitionsvergleich gleich günstig erscheint. Mit steigen-
den Kalkulationszinsfüßen wird es für das nukleare Kraftwerk 
daher schwieriger,bei Baupreissteigerungen zu konkurrieren. 
Allerdings, und das wird aus den Darstellungen ebenfalls deut-
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lieh, wird der Schwellenwert von ca. 6 %/a bei den Heizölpreis-
steigerungen überschritten, was insgesamt einen Heizölpreis von 
266 DM im Jahre 1985 bedeutet, so ist das öKW - ceteris paribus -
bereits im Bau unwirtschaftlich. Wohingegen die Investition in 
einen HTR, insbesondere, wenn nur niedrige Kalkulationszinsfüße 
dem Vergleich zugrundeliegen, noch Verteuerungen des Anlagekapi-
tals von 60 % hinnehmen kann, ohne unwirtschaftlich zu werden. 
Auf der Grundlage der Ergebnisse dieses Kapitels wie auch der 
Erkenntnisse des ersten Kapitels (hier insbesondere 1.3.2 und 
1.3.3) ist nun zu prüfen, inwieweit sich die Vorteile, die sich 
aus dem Einsatz des HTR als Industriekraftwerk ergeben, auf 
die Standortwahl der Großchemie auswirken können. 
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3. DER AUFBAU EINES MODELLS ZUR DARSTELLUNG VERSCHIEDENER EINFLUSSFAK-
TOREN AUF DIE STANDORTWAHL VON INDUSTRIEKOMPLEXEN DER GROSSCHEMIE 1) 
3.1 Standortfaktoren in der Chemischen Industrie 
3.1.1 Begriffsbestimmungen 
Das Wort Standortfaktor ist ein qualitativer Begriff, der als 
Einflußgröße bei der Standortplanung definiert werden kann. In 
der Chemischen Industrie gibt es Standortfaktoren, deren Einfluß 
so dominant ist, daß sie zu einer Vorabentscheidung über die Ein-
beziehung eines Standortes in die engere Auswahl führen. Diese 
Faktoren werden im folgenden unbedingt wirksame Faktoren genannt. 
Andere Einflußfaktoren wirken je nach Standort mit unterschied-
licher Intensität, so daß ihr Einfluß erst durch eine Quantifi-
zierung sichtbar gemacht werden kann. Diese Faktoren sollen be-
dingt wirksame Faktoren genannt werden. 
3.1.2 Unbedingt wirksame Standortfaktoren 
Standortentscheidungen werden von der Chemischen Industrie nicht 
unter Berücksichtigung nationaler Grenzen, sondern unter Beach-
tung des übernationalen Marktes ( 11 Weltmarkt 11 ) für chemische Güter 
getroffen {33, S. 10]. Exportintensität, schwankende Wechselkurse, 
Wettbewerbsverhältnisse, Beschränkungen des Außenhandels und na-
tionale Gesetzgebung zwingen dazu, Standorte im Ausland bei der 
Planung eines neu aufzubauenden Werkes oder ganzer Betriebskom-
plexe zu berücksichtigen. 
3.1.2.1 Investitionsklima 
Eine derartige multinationale Standortplanung birgt politische 
Risiken in sich. Änderungen in der öffentlichen Meinungsbildung 
oder in der Einstellung der Regierungen zu Fragen der Produktions-
oder Absatzgestaltung, zur freien oder gelenkten Investitionsent-
scheidung, der Besteuerung, des Gewinntransfers können - ceteris 
paribus - günstige Standorte für eine Weiterführung, Erweiterung 
oder Neuaufnahme einer Produktion ungeeignet werden lassen. Des-
halb ist es sinnvoll, das langfristige Investitionsklima vor 
anderen Entscheidungen als einen unbedingten Standortfaktor zu 
bezeichnen, der zu einer Vorab- (ja-nein) Entscheidung über den 
Einbezug des Standortes in die Planung führt. 
1) Unter dem Begriff der Großchemie werden Unternehmen verstanden, 
die Produkte, bzw. Produktgruppen herstellen, die einen be-
deutsamen Anteil am Gesamtmarkt für Güter der Chemischen In-
dustrie erzielt haben. 
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3.1.2.2 Infrastruktur 
Der Bau chemischer Anlagen ist i.d.R. kapitalintensiv. Oie 
meisten chemischen Reaktionen verlangen außerdem einen gleich-
förmigen, möglichst störungsfreien Produktionsablauf. Diese 
industriespezifischen Gegebenheiten bedingen einen hohen Aus-
lastungsgrad der Anlagen. Entsprechend kompliziert und aufwen-
dig in bezug auf Reparaturen und Wartung sind daher die tech-
nischen Apparaturen. Die räumliche Nähe von Spezial-Reparatur-
personal ist daher z.B. eine unbedingt notwendige Voraussetzung 
für den Betrieb einer Produktionsanlage 11 ••• das Einfliegen von 
Spezialisten aus entfernten Standorten z.B. aus Obersee, zur 
Wartung und Reparatur bestimmter komplizierter Anlagen ist zu 
riskant und zu teuer 11 [33, S.12]. 
3.1.2.3 Bodenfläche 
Das Vorhandensein einer großen, ebenen, belastbaren Bodenfläche 
ist eine weitere Voraussetzung für die Errichtung von Produk-
tionsanlagen der Großchemie. 1) 
3.1.2.4 Verfahrensbedingte Faktoren 
Unbedingt wirksame Standortfaktoren sind außerdem alle dieje-
nigen, hauptsächlich verfahrensbedingten Einflußgrößen, ohne 
deren sichere Bereitstellung oder ohne deren Erfüllbarkeit 
eine Produktion nicht möglich ist oder nicht durchgeführt werden 
darf. Dies sind in der Chemischen Industrie insbesondere: 
- Rohstoff-, Energie- und Wasserversorgung 
- vorhandene oder ansiedelbare Arbeitskräfte 
- erfüllbare Auflagen zum Umweltschutz 
3.1.3 Bedingt wirksame Standortfaktoren 
An dieser Stelle wird deutlich, daß die bisher diskutierten 
Einflußfaktoren, insbesondere die verfahrensbedingten Faktoren, 
sofern sie zu einer grundsätzlich positiven Entscheidung in 
bezug auf die Aufnahme eines Standortes in die Standortplanung 
1) Ein großes deutsc~es Chemieunternehmen plant z.B. in Nord-
deutschland einen Industriekomplex in der Größenordnung von 
200 ha. Da dieses Chemiewerk mit nuklearer Energie versorgt 
werden soll, ist die Kenntnis der zulässigen Bodenpressung 
wichtig. Ein Kernreaktor (3000 MWth) wiegt ca. 110.000 t.Oie 
für den Bau nötige Grundfläche erfordert ca. 2200 m2. Die 
zulässige Bodenpressung muß daher 50 t/m2 betragen. 
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geführt haben, noch in anderer Weise die Standortentscheidung 
beeinflussen. Gemeint ist das Gewicht, das sie im Vergleich zu-
einander und mit anderen, bisher nicht diskutierten Faktoren, 
von Standort zu Standort verschieden, haben. Diese angesproche-
ne quantitative Bewertung der Einflußfaktoren setzt einen Be-
wertungsmaßstab voraus, der die Einflußfaktoren vergleichbar 
macht. Wie unter 3.2.3 näher begründet wird. kann als Maßstab eine 
zweckmaßige Form der Wirtschaftlichkeitsrechnung gewählt werden. 
Sie gewichtet die Einflußgrößen nach den Ausgaben, bzw. Ein-
nahmen, die sie am jeweils untersuchten Standort verursachen. 
3.1.3.l Faktoren, die die Wirtschaftlichkeit des einzelnen 
Verfahrens beeinflussen 
Bei einer sehr detaillierten Darstellung müssen eigentlich 
alle Einflußgrößen einer Verfahrenskalkulation in der Chemischen 
Industrie standortabhängig angenommen werden. Hier soll jedoch 
eine aggregiertere Aufzählung gegeben werden, um die wesent-
lichen bedingt wirksamen Standortfaktoren hervorzuheben. Stand-
ortabhängi ge Ausgaben werden vor allem verursacht durch: 
Bodenverhältnisse 





3.1. 3.1.1 Bodenverhältnisse 
Die Bodenverhältnisse beeinflussen im wesentlichen die (ein-
maligen) Investitionsausgaben. Schlechte Bodenverhältnisse 
bedingen Pfahlgründungen der Gebäude und Fundamente. Zusätz-
liche Erschwernisse können durch erforderliche Bohrungen, 
Sprengungen von Gestein, größere Erdbewegungen und umfangreiche 
Entwässerungssysteme gegeben sein [34, S. 33]. Bereits aufge-
schlossene Industriegelände können andererseits die Investitions-
ausgaben wesentlich senken. 
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3.1.3.1.2 Klima-, Luft- und Wasserverhältnisse 
Anschaffungs- und periodische Ausgaben können für die Produk-
tionsanlage sowie für die angeschlossenen Neben- und Hilfsbe-
triebe in Abhängigkeit von klimatischen Bedingungen sowie von 
Luft- und Wasserverhältnissen differieren. Bei exotherm verlau-
fenden Reaktionen, deren Abwärme nur z. T. verwertet werden kann, 
müssen zusätzliche Kühlaggregate installiert werden. Ein Stand-
ort mit niedriger Luft- und Kühlwassertemperatur erfordert ver-
gleichsweise geringere Wärmeaustauschflächen. Daraus können er-
hebliche Ersparnisse bei den Kühlanlagen resultieren. Nach herr-
schender Auffassung ist es auch noch immer vorteilhaft, Chemie-
anlagen an Flüssen, Seen oder in einem Gebiet mit ausreichen-
dem Grundwasser zu bauen. Dann besteht die Möglichkeit, das 
Wasser direkt zu entnehmen und wieder abzuleiten [34, s. 29]. 
Zu bedeutenden Standortvorteilen hat die Mehrfachfunktion eines 
schiffbaren Flusses als Kühlmittelspender, Abwasserkanal und 
Transportweg geführt. "Ein Blick auf die wirtschaftsgeografische 
Karte der BRD genügt, um zu erkennen, daß etwa zwei Drittel der 
deutschen Chemischen Industrie entweder unmittelbar am Rhein 
und i n sei n e m Ei n zu gs geb i et 1 i e g t , ••• 11 [3 3 , S . 9] • 
3.1.3.1.3 Auflagen 
Angesichts der erheblichen Umweltschäden, die eine Oberbean-
spruchung der Gewässer hervorruft, und des daraus erwachsenden 
Bedürfnisses nach restriktiven Abwasserbestimmungen erscheint 
es jedoch für die Zukunft wenig sinnvoll, einem Standort nur 
deshalb den Vorzug zu geben, weil im Augenblick noch ausreichen-
de Wassermengen zur Verfügung stehen _[35, s. 39}. Derartige 
Auflagen und solche, die die Staub-, Geruch-, Lärm- und vor 
allem die Giftgasemission der chemischen Industrie beschränken, 
sind bereits im kommunalen Bereich unterschiedlich streng ge-
faßt oder werden von einzelnen Mitgliedsländern der EWG mit 
unterschiedlicher Intensität kontrolliert (vgl. hierzu den 
Diskussionsbeitrag von Foerster in [33, S. 42J). Mehr oder 
weniger restriktiv formulierte Umweltschutzauflagen sowie deren 
unterschiedlich strenge Anwendung rufen erhebliche standortab-




Bezugskosten für Rohstoffe können, in Abhängigkeit von der geo-
graphischen Lage des Standortes, ebenfalls zu sehr unterschied-
lichen periodischen Ausgaben führen. Dies gilt insbesondere bei 
hohem Materialindex der Rohstoffe. Dabei wirken die Transport-
kosten in zweifacher Hinsicht: "Zum einen variieren unter Um-
ständen die Frachtsätze und Tarife räumlich, zum anderen hängen 
die Transportkosten vom Abstand des Betriebsstandortes von den 
Zielorten ab" [36, S. 9J. 
3.1.3.1.5 Energieversorgung 
Die Ausgaben für die Energieversorgung chemischer Werke werden 
oft als standortunabhängig angesehen. Eingehende Untersuchungen 
des regionalen Preisniveaus für Strom und Heizöl in den Mit-
gliedsländern der EWG haben jedoch ergeben, daß hier trotz 
Angleichungstendenz noch erhebliche Preisunterschiede bestehen. 
(Die Möglichkeiten drastischer Wechselkursverschiebungen dürfen 
nicht außer acht gelassen werden). 
Nach einer EWG-Studie aus dem Jahre 1962 zahlten industrielle 
Großabnehmer Preise zwischen 0,75 UScents/kwh (Südfrankreich) 
und 1,75 UScents/kwh (Bayern,Norddeutschland} [37,S.59J. 1969 
wurden innerhalb Deutschlands noch Index-Preisniveauunterschiede 
von maximal ca. 35% bei einer vergleichbaren Industrieabnehmer-
gruppe festgestellt [38, S.70]. Dabei noch stärker schwankende 
Differenzen weist der Preis für schweres Heizöl auf. Wiederum 
nach einer EWG-Studie [39, S.82] wurden Anfang 1970 in Paris 
Endabnehmerpreise von 15,48 g/t, in Mailand 24,80 g/t und Ende 
1970 in Paris 24,31 g/t und in Luxemburg 33,40 g/t für Heizöl S 
bezahlt. Der Einfluß des Energiepreises auf die periodischen 
Ausgaben kann für Betriebe der Chemischen Industrie daher er-
heblich sein. 
3.1.3.1.6 Arbeitskräfte 
Unterschiedlicher Ausbildungsstand, Knappheitsgrad und Mobili-
tät der Arbeitnehmer verursachen regionale Preisunterschiede 
für den Faktor Arbeit. Nach einer EWG-Untersuchung wurden 1969 
für den Industriezweig Chemische Erzeugnisse in den einzelnen 
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Mitgliedsländern Indexunterschiede bei den Arbeitskosten je 
Arbeiter und Angestellten zwischen 66 (Luxemburg) und 100 (BRD, 
Land mit den höchsten Aufwendungen) festgestellt /40, s. 246/. 1) 
Innerhalb der einzelnen Länder sind ähnlich starke Schwankungen 
zu beobachten [40, s. 136-177J. Die periodischen Ausgaben für 
Arbeitskräfte können daher auch als bedingt wirksame Faktoren 
eine Standortentscheidung beeinflussen. 
3.1.3.2 Faktoren, die die Wirtschafltichkeit eines 
Chemiekomplexes zusätzlich beeinflussen 
3.1. 3. 2.1 Besonderheiten eines Chemiek l e xes 
Die Errichtung mehrerer untereinander verbundener Produktions-
anlagen einschließlich Neben- und Hilfsbetriebe an einem Stand-
ort zur Erzeugung und zum Absatz chemischer Güter wird als 
Chemiekomplex bezeichnet. Die Agglomeration von Produktionsan-
lagen an einem Ort ist besonders typisch für den Bereich der 
Kohlenstoffchemie. Hier fallen je Verfahren häufig mehrere Pro-
dukte gleichzeitig an, von denen oftmals nur das Hauptprodukt 
absetzbar ist. Die sogenannten Nebenprodukte müssen durch wei-
tere Veredlung erst marktfähig gemacht werden. Erst durch die 
Verwertung der Nebenprodukte ist die Wirtschaftlichkeit des 
Gesamtkomplexes gesichert, bzw. ist das Hauptprodukt ökonomisch 
s i n n v o 11 z u p r o d u z i e r e n • D i es e S u b s yste me u n t e r e i n a n de r v e r b u n -
dener Aktivitäten können je Standort zu unterschiedlichen Erspar-
nissen führen, die nach Isard [41, S. 400-405J im wesentlichen 
zwei Ursachen haben. 
3.1.3.2.2 11 Scale economies 11 (Größendegressionsersparnisse) 
Scale economies, d.h. Größendegressionsersparnisse werden auf-
grund physikalischer und organisatorischer Gegebenheiten wirk-
sam, wenn die chemische Produktion in kapitalintensiven Aggre-
gaten räumlich konzentriert wird. Diesen produktionstechnischen 
Vorteilen steht jedoch das Risiko des Ausfalls der Gesamtanlage 
bei Störungen in einzelnen Betriebsbereichen gegenüber. 
1) In Luxemburg gibt es allerdings noch kein vergleichbares 
Unternehmen der Großchemie 
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3.1.3.2.3 "economies of s Ers arnisse 
aufgrund räumlicher Nähe 
Bei hochspezialisierter, arbeitsintensiver chemischer Produktion 
können andererseits Ersparnisse wirksam werden, die den Bau 
meherer gleichartiger Anlagen an einem Standort ver-
anlassen. Hier sind es vor allem der gleiche Ausbildungsstand 
der Facharbeiter, die Nähe von Konkurrenzbetrieben und Abnehmern, 
die zu "economies of localization" führen. - Der Grad der regio-
nalen Entwicklung förclert ebenfalls die Konzentration von Chemie-
anlagen an einem Standort. An bereits vorhandene Produktionsan-
lagen lassen sich sonst nicht mehr verwertbare Restmengen ab-
setzen. Nebenanlagen, z.B. Energiebetriebe, können durch einen 
Verbundbetrieb auf optimale Betriebsgrößen ausgelegt werden. Die 
Vorteile der entwickelten Administration und sonstiger Dienst-
leistungsbetriebe können genutzt werden. Dies entspricht weit-
gehend der früheren Annahme eines Agglomerationseffektes. 
Die Summe dieser Ersparnisse, die aus einer räumlichen Konzen-
tration in sich verflochtener Produktions- und Hilfsbetriebe 
resultieren, wird von Isard als "economies of spatial juxtapo-
sition" bezeichnet. 
3.1.3.3 Staatliche Eingriffe 
Die multinationale Planung in der Chemischen Industrie bedingt 
noch stärker, als es im nationalen Rahmen notwendig ist, eine 
Berücksichtigung der Eingriffe des Staates, die die Wirtschaft-
lichkeit der Produktion am untersuchten Standort beeinflussen. 
Diese Eingriffe werden in zwei Richtungen wirksam: Einerseits 
fordert der Staat Steuern und Abgaben für jede unternehmerische 
Tätigkeit, andererseits fördert er die Neuansiedlung oder die 
Erweiterung von Produktionsanlagen durch die Gewährung von In-
vestitionsanreizen. Beide Arten d€r so definierten Eingriffs-
möglichkeiten des Staates müssen, da sie je nach gesellschafts-
politischer Zielsetzung von Land zu Land und dort von Standort 
zu Standort unterschiedlich ausfallen, ebenfalls als bedingt 
wirksame Faktoren angesehen werden. Sie beeinflussen sowohl die 
einmaligen wie auch die periodischen Ausgaben. 
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3.1.3 4 Weitere wirksame Standortfakto n 
Die Qualität eines industriellen Standortes wird nicht allein 
durch Wirtschaftlichkeitsgrößen bestimmt. Die Nähe zum Abneh-
mer der Produkte, der Informationsaustausch mit Angehörigen der 
gleichen Berufsgruppe, oftmals der Konkurrenz sowie der good-will 
eines Standortes schaffen FUhlungsvorteile, die auch bei der 
Errichtung großtechnischer Anlagen nicht Ubersehen werden soll~ 
ten. Ferner kann der Freizeitwert eines Ortes und seiner nähe-
ren Umgebung ein nicht zu vernachlässigender, wirksamer Stand-
ortfaktor sein. 
3. 1. 4 Zusammenfassung: 
Ein Gliederungsschema fUr Standortplanungen in der 
Chemischen Industrie 
Damit sind die wesentlichen Standortfaktoren beschrieben. Zur 
Festlegung der Reihenfolge, in der die einzelnen Einflußgrößen 
bearbeitet werden können, wird ein Programmablaufplan vorge-
schlagen, der in Abb. 14 auf S. 59 wiedergegeben ist. 
Das Schema enthält in seinen ersten zwei Zeilen die unbedingt 
wirksamen Standortfaktoren, die hintereinander abzuarbeiten 
sind. Wird hier ein Faktor als nicht gegeben oder nicht erfUll-
bar angesehen, so kann sofort zur Untersuchung des nächsten 
Standortes Ubergegangen werden, oder die Untersuchung ist been-
det. Der mit unterbrochenen Strichen umrandete Teil des Planes 
enthält die bedingt wirksamen Standortfaktoren, die zeilenweise 
gleichzeitig untersucht bzw. quantifiziert werden können. Das 
Ergebnis der Quantifizierung kann eine Maßgröße der Wirtschaft-
lichkeitsrechnung sein (vgl. 2.3.1 oder 3.2.2). Entspricht der 
Wert der Maßgröße den Vorstellungen des Standortplaners, so ist 
der Einfluß der weiteren Standortfaktoren verbal oder mithilfe 
einer Kosten-Nutzen-Analyse festzulegen. 
Ist der Wert der Maßgröße negativ oder werten ein negativer 
Freizeitwert die Standortqualität ins Negative ab, so fällt 
der Standort wie bei negativer Entscheidung Uber einen unbe-
dingt wirksamen Standortfaktor aus der Untersuchung heraus. 
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3. 2. Zur Zielfunktion des Standortmodells 
3. 2. 1 Das Kriterium der Minimierung volkswirtschaftlicher 
Kosten 
Eine Unternehmung ist durch ihre Aktivitäten in den Gesamtbe-
reich einer Volkswirtschaft integriert. Bezogen auf die Stand-
ortwahl bedeutet das, daß der formal geeignetste Standort der-
jenige ist, an dem bei gegebenem volkswirtschaftlichen Nutzen 
die geringsten volkswirtschaftlichen Kosten entstehen. Eine 
Standortuntersuchung, die sich an dieser Zielfunktion orientiert, 
setzt voraus, daß eine allgemein anerkannte Definition des ge·· 
gebenen oder gewünschten volkswirtschaftlichen Nutzens einer 
Unternehmung existiert, und daß es möglich ist, die volks-
wirtschaftlichen Kosten und Erträge eines Unternehmens zu 
quantifizieren. Letzteres ist mit Hilfe der Cost Benefit Analyse 
noch am ehesten erreichbar [42, S. 244-247}, obwohl die verur-
sachungsgemäße Zuordnung und Bewertung von Immissionen sowie 
der notwendigen Infrastrukturaufwendungen des Staates und der 
Verbesserungen der lokalen oder regionalen Wirtschaftskraft 
im einzelnen Fall immer wieder kontrovers sind. Die erste Voraus-
setzung ist in einer nicht gelenkten Volkswirtschaft, in der 
keine gesamtwirtschaftlichen und regionalen Produktionsplanungs-
programme als Grundlage einer Standortentscheidung dienen, nicht 
gegeben, 
In Volkswirtschaften, die in weiten Bereichen der Produktion 
das Wettbewerbsprinzip zulassen - hierfür gilt diese Unter-
suchung-, ist daher die Standortwahl keine globalwirtschaft-
liche Zuordnung, sondern eine einzelwirtschaftliche Entscheidung 
für die betriebswirtschaftliche Kriterien herangezogen werden 
müssen. In wieweit der Staat durch seine Maßnahmen der Investi-
tionsanreize die einzelwirtschaftliche Entscheidung beeinflußt, 
wird bei den Ergebnissen der Untersuchung noch zu diskutieren 
sein. 
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3.2.2 Betriebswirtschaftliche Zielfunktionen 
Seit Veröffentlichung der Arbeiten von Launhardt [43} und 
A. Weber /44] wurde das Kriterium des optimalen industriellen 
Standortes in der Literatur jahrzehntelang in der Minimierung 
der standortabhängigen Kosten gesehen. 
Später bezog Lösch in seiner Darstellung die Erlösseite mit ein. 
Dadurch wird nicht mehr die Zielfunktion:Minimale Kosten, 
sondern die Zielfunktion: Maximaler Gewinn zum Kriterium der 
Lösung des (industriellen) Standortproblems [45, S. 17 ff]. 
Auch den Arbeiten von Isard /41) und seinen Mitarbeitern [46, 
47} liegt die Deviationsanalyse Webers zugrunde, wonach zunächst 
der Standort minimaler Transportkosten bestimmt und dann in. 
einer marginalanalytischen Betrachtung untersucht wird, in wie-
weit aufgrund anderer Standortfaktoren: Arbeits-, Rohstoff- und 
Energiekosten eine Verlagerung der Standorte erfolgen kann. 
Isard erweitert diesen Ansatz allerdings in mehrfacher Hinsicht: 
Durch die Einbeziehung von industriespezifischen Gegebenheiten 
sowie durch die Berücksichtigung von regionalwirtschaftlichen 
Eigenarten wird die Zahk der möglichen Deviationsfaktoren ent-
scheidend erhöht. Seine Darstellung der Industriekomplexanalyse 
greift über in den Bereich der Cost Benefit Analyse, da er auch 
alle durch das Entstehen eines Industriekomplexes ausgelösten 
Änderungen der Attitüde der Wirtschaftsubjekte (z.B. Investi-
tionsbereitschaft der Unternehmer sowie Spar- und Konsumverhal-
ten der Verbraucher) bei einer Analyse ausdrücklich berücksich-
tigt wissen will [41 S. 408]. Am Beispiel eines petrochemischen 
Industriekomplexes für Puerto Rico führt er mit Hilfe der Ana-
lyse komparativer Kosten- und Ertragsvorteile den empirischen 
Nachweis, daß ein Standort in einer benachteiligten Region 
durch die Ausnutzung von standortspezifischen Gegebenheiten 
(Nähe zum venezuelanischen öl, niedriQe Arbeitslöhne, zollfreie 
Importe auf das amerikanische Festland) absolute Nettoertrags-
vorteile gegenüber ursprünglich optimalen Standorten (Golfküste, 
Neuengland) erreichen kann [48, S.2ooJ. - Der rechnerische An-
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satz Isard 1 s bleibt dennoch betriebswirtschaftlich-kostenorien-
tiert. Auch die exonomies of localization und integration re-
sultieren letztlich aus Transportkostenersparnissen, die durch 
die räumliche Nähe der untersuchten Anlagenkombinationen erst 
möglich werden. Als Kosten-Nutzen-Analyse ist diese Industrie-
komplexanalyse noch nicht zu bezeichnen, da trotz der Erwähnung 
mancher Arten von social cost und social benefits deren Be-
deutung nicht systematisch nachgegangen wird und auch nicht der 
Versuch einer Quantifizierung unternommen wird. - Aber auch der 
betriebswirtschaftliche Ansatz ist nach dem heutigen Wissens-
stand unbefriedigend. Da bei den Rechnungen ausschließlich sta-
tische Kalkulationen vorgenommen werden, hat seine Aussage 
unter langfristigen Gesichtspunkten keine Gültigkeit. Die Aus-
wahl der 11 optimalen 11 Produktionsprogramme je Standort geschieht 
exemplarisch und wird mit heuristischen Methoden errechnet. 
- In einem Teil der jüngeren betriebswirtschaftlichen Literatur 
werden die Gewinnmaximierungs- oder Kostenminimierungskriterien 
der industriellen Standortlehre stärker formalisiert - vgl. z.B. 
die bei Bloech wiedergegebene Zusammenstellung der wesentlichen 
Arten von Standortbestimmungsmodellen [36, S. 11-174} - und 
unter Verwendung der Methoden der Optimierungsrechnung zu ent-
scheidungstheoretischen Ansätzen ausgebaut [49, S.94 - 137; 50, 
s. 38-156]. 
3.2.2.2 Rentabilitätsorientierte Zielfunktionen 
Während dort die Frage der Standortwahl als Problem sui generis 
behandelt wurde, haben andere Autoren [51, S.36; 52, S. 33 ff; 
32, S.243ff] das Standortproblem in das Gesamtgebiet der Unter-
nehmensplanung eingegliedert. Für die Lösung von Standortproble-
men werden hier die gleichen Methoden der ~irtschaftlichkeits­
analyse angewendet wie auf Investitionsprobleme im allgemeinen. 
3.2.2.2.3 Dynamische Optimierungsmodelle 
Die Kritik an den statischen und dynamischen Methoden der In-
vestitionsrechnung, insbesondere die Kritik an der Methode des 
internen Zinsfußes [vgl. z.B. 17, S.175-180 }, sowie die Grenzen 
ihrer Anwendbarkeit auf Investitionsprogrammentscheidungen 
[ v g 1 . h i e r z u 5 5 , S . 11 , 1 2} f ü h r t e n z u r E n t w i c k 1 u n g f i n a n z -
wirtschaftlicher Optimierungsmodelle,die den Vorteilsvergleich 
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mit Hilfe kombinatorischer Investitionsprogramme [vgl.z.B. 56,57, 
55,58,60} durchführen.Das Optimum wird bei solchen Entscheidungs-
modellen durch den optimalen Einsatz aller zur Verfügung stehenden 
Geldmittel bestimmt.Das Aufstellen derartiger Modellewirft in der 
praktischen Anwendung wegen des Interdependenzproblems jedoch 
kaum lösbare Schwierigkeiten auf. Denn es müssen im Grunde alle 
Unternehmensentscheidungen Investition, Finanzierung, Beschaf-
fung, Produktion, Absatz, Organisation simultan getroffen werden, 
11 und zwar für den Zeitraum bis zum Lebensende der Unternehmung" 
/17, S.157J. Sonst ist der optimale Finanzplan nicht erreicht, 
und das formal errechnete Optimum ist ein Quasi-Optimum. Es 
richtet sich nach den gewählten Vereinfachungen und Restriktio-
nen des jeweiligen Modells. Weiterhin stehen der Anwendung der-
artiger Modelle in der Praxis noch immer rechentechnische Schwie-
rigkeiten entgegen, die wegen der verlangten Ganzzahligkeit einer 
ökonomisch sinnvollen Lösung entstehen. 11 Es gibt bis heute kein 
Rechenverfahren, das zu einer praktisch befriedigenden Lö-
sung für gemischt-ganzzahlige Programme führt" [17, S.343; 
vgl. auch 59, S.306]. Auch Bloech weist zum Abschluß seiner 
Untersuchung darauf hin, daß sich bei der Anwendung betriebswirt-
schaftlicher Entscheidungsmodelle für die Standortbestimmung 
"Realitätsnähe und Praktikabilität" als Gegensätze gegenüber-
s t e h e n [3 6 , S .2 0 4 , 2 0 6 } • 
3. 2. 3 Die gewählte Zielfunktion 
In bezug auf Zielsetzung, Realitätsnähe und Praktikabilität 
dieser Untersuchung erschien es aus folgenden Gründen nicht 
sinnvoll, ein Entscheidungsmodel 1 zu konstruieren und von daher 
das gestellt Thema zu beantworten: 
Ein Entscheidungsmodell hätte bei der Fülle der zu untersuchenden 
Erzeuger- und Abnehmerstandorte (vgl. 3.4.2, bzw. 4.5) und 
einem durch die langfristige optimale Nutzungsdauer der Energie-
versorgung vorgegebenen Planungszeitraum von 20 Jahren (vgl. 
5.2.1) alle finanz- und produktionswirtschaftlich möglichen 
Investitionskombinationen eines Industriekomplexes der Groß-
chemie für im Grunde nur zwei Handlungsalternativen, nämlich 
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konventionelle und nukleare Energieversorgung, zu vergleichen. 
Das Schwergewicht der Untersuchung hätte dann bei der Erarbei-
tung einer Vielzahl von Produktionsprogrammen (für jeden unter-
suchten Standort) gelegen. Dies entspricht aber weder der Ziel-
setzung noch der Realitätsnähe der geforderten Aussagen. Denn 
es kommt nicht darauf an, jedem Standort ein optimales Produk-
tionsprogramm zuzuordnen, sondern eine Aussage zu treffen über 
mögliche Änderungen der 11 Qualität 11 einzelner Standorte für die 
Chemische Industrie beim Einsatz nuklearer Energie. Außerdem 
sind Auslegung und Kalkulation von Chemieanlagen über einen so 
langen Zeitraum nicht prognostizierbar, da gerade in der Verfah-
renstechnologie der technische Fortschritt auch bei eingeführten 
Produkten recht ungestüm wirkt. Und schließlich gelten die im 
vorherigen Abschnitt gemachten Aussagen zur Praktikabilität von 
Optimierungsmodellen auch für die hier vorliegende Fragestellung. 
Daher wurde die bereits beim Kraftwerksvergleich verwendete modi-
fizierte Kapitalwertmethode, d.h. der Vermögenszuwachs des vom 
Investor eingesetzten Eigenkapitals, als Bewertungskriterium 
der beiden Handlungsalternativen verwendet. Hierdurch bleiben 
die unter 2.3.l beschriebenen Voraussetzungen auch für den alter-
nativen Vergleich günstiger und weniger günstiger Standorte der 
Großchemie im Untersuchungsraum gültig und brauchen nicht neu 
formuliert zu werden. 
3.3 Ein Modellkomplex der Großchemie als Untersuchungs-
gegenstand 
Im Rahmen dieser Untersuchung ist es nicht möglich, in 
einem Ansatz, der über nationale Grenzen hinausgreifen soll, 
11 die 11 Chemische Industrie (welchen Landes?) und deren 
standortbestimmende Faktoren rechenbar darzustellen. Es muß 
infolgedessen ein vereinfachtes Modell gewählt werden, das so-
wohl typisch ist für wesentliche Teilbereiche der Chemischen 
Industrie, als auch energetisch interessant und damit zur Beant-
wortung des Themas geeignet. 
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Schwerpunkte der Chemieproduktion sind in nahezu allen entwickel-
ten Industrieländern die anorganischen und organischen Industrie-
chemikalien, die Kunststoffe, Chemiefasern und die pharmazeu-
tischen Produkte. Wie die folgende Tabelle zeigt, ist der Anteil 
dieser Erzeugungsgruppen am Produktionswert der Chemischen 
Industrie der BRD am höchsten; die Strukturanteile der einzelnen 
Sparten können in gewisser Weise fUr alle hochentwickelten 
Chemieländer als repräsentativ gelten {61, S.732). 
Anorganische Industriochemikalien ........ . 
Organische Industrieohemikalien .......... . 
Chem. Spezialerzougnisse, vorwiegend zur 
Weiterverarbeitung bestimmt, darunter .... . 
Düngemittel .......................... . 
Pflanzenschutzmittel usw. . .... , ..... , .. 
Kunststo.ffe , .............. , ..... , .... . 
Chemiefasern , , , .. , , . , . , , , . , .... , . , .. . 
Organische Farbstoffe . , ........... , ... , 
Mineralfarben und Pigmente ........... , 
Lacke und Anstrichmittcl ... , ....... , .. 
Leime und Klebstoffe .... , , , . , ......... . 
Textil- und Lederhilfsmittel ....... , .... . 
CherrL Spezialerzeugnisse, vorwiegend zum 
Konsum bestimmt, darunter ....... , ..... . 
Pharmazeutica ............... , , ...... . 
Seifen und Waschmittel. .. , ............ . 
Körperpflegemittel ......... , . , .. , , .... . 
Photochemikalien . , ..... , .... , ....... . 
Chemischer Bürobedarf ................ . 

















































































Tabelle 3: Anteile der Erzeugungsgruppen am Produktionswert 
der Chemischen Industrie der BR 
Q u e 11 e : [6 1 , S . 7 3 3 ] 
Die klassischen und z.T. sehr energieintensiven Chemieprodukte: 
anorganische Industriechemikalien, organische Farbstoffe und 
Düngemittel, hiervon insbesondere die anorganischen lndustrie-
chemikal ien haben an Bedeutung verloren; ihnen wird auch fUr 
die kommenden Dekaden kein nennenswertes Wachstum beigemessen 
[6 21 1). 
1) Sowohl den Annahmen über die künftige technische Entwicklung 
als auch über den Bedarf der Gesellschaft unterliegen große 
Unsicherheiten. 
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Sie werden daher in diesem Modell nicht mehr berücksichtigt. -
Ebenso soll der Bereich Pharma ausgeklammert werden, der zwar 
noch immer als überdurchschnittlicher Wachstumsbereich der 
Chemischen Industrie angesehen wird, jedoch in der Zusammen-
setzung der Verfahren und Abnehmergruppen eine Sonderstel-
lung einnimmt und nur wenig mit den übrigen umsatz- und mengen-
mäßig bedeutsamen Produktionsbereichen der Chemischen Industrie 
in Verbindung steht. Es bleiben mithin für eine modellmäßige 
Betrachtung die Sparten Organische Industriechemikalien, Kunst-
stoffe - hierin ist auch die Produktgruppe der Synthesekaut-
schuke erfaßt - und Chemiefasern in angemessener Form zu be-
rücksichtigen. 
Die Auswahl der einzelnen Erzeugnisse erfolgt aus der Sicht des 
Absatzes /63, S.453 /: Es werden nur verkaufsfähige Grund- und 
Zwischenprodukte berücksichtigt, Kunststoff- und Synthesefaser-
produkte, wie sie von der Kunststoff- und Faserverarbeitenden 
Industrie, der Gummiindustrie sowie der Chemischen Industrie 
selbst tatsächlich bezogen werden. 
Die Höhe der Jahresproduktion der Endprodukte orientiert sich 
an der Aufnahmefähigkeit der zu untersuchenden Märkte. Es wurde 
außerdem darauf geachtet, diese Produktkapazitäten in ausgewo-
genen Relationen zueiander darzustellen und auch bei den Anla-
gen der Zwischenstufen ökonomisch sinnvolle Größenordnungen 
zu erreichen. Bezogen auf das Jahr 1970 wurde ein Verhältnis 
um ca. 15/100 zwischen den Endproduktkapazitäten des Modell-
komplexes und dem tatsächlichen aufaddierten Verbrauch der 
Teilmärkte angestrebt, entsprechend einem von [64] angegebenen 
Richtwert für die Obernahme von Marktanteilen durch einen 
zusätzlichen Wettbewerber auf Nicht-Spezialmärkten in der 
Chemischen Industrie. 
Die Auswahl der Verfahren ist einerseits bedingt durch Zahl 
und Jahreskapazität der Endprodukte, andererseits durch den 
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Zwang, das Modell auf eine geschlossene petrochemische Grund-
produkt- und Zwischenproduktstruktur hin zu konzipieren, wie 
dies von Großunternehmen der Chemischen Industrie tatsächlich 
angestrebt wird. Dies gelingt dadurch, daß ein petrochemisches 
Grundverfahren zur Verarbeitung der als Rohstoffeinsatz notwendi-
gen Kohlenwasserstoffe an den Anfang des Komplexes gestellt wird. 
Das benutzte Verfahren ist das sog. 11 steam-cracking 11 , in dem 
unter Verwendung von Wärme mit Temperaturen zwischen 650 und 
900°c die Kohlenwasserstoffmoleküle des Einsatzprodukts Naphtha 
in einem Röhrenspaltofen zwecks Herstellung von Kohlenwasser-
stoffen mit geringerer Molmasse auseinandergebrochen werden. 
Der Einsatz dieses Verfahrens bietet außerdem folgende Vorteile: 
Das Verfahren ist erstens repräsentativ für den Untersuchungs-
raum [65, S. 12-15] (vgl. auch 4.2). Durch die Konzeption des 
Modells kann es zweitens in optimaler wirtschaftlicher Betriebs-
größe eingesetzt werden [61, S. 44]. Und es ist drittens be-
sonders geeignet, das Substitutionspotential des HTR für Be-
triebsmittelenergie auszuschöpfen (vgl. 1.3.3). 
Der anhand dieser Voraussetzungen konstruierte Modellchemiekom-
plex stellt sich dann dar,wie aus Abb. 15 auf S. 71 ersichtlich. 
Die schematische Darstellung enthält die aufgenommenen Verfah-
ren sowie den Produktionsfluß, beginnend bei den petrochemi-
schen Grundstoffen (Verf. 1-5) über organische Zwischenproduk-
te, die hauptsächlich zum Absatz bestimmt sind (Verf. 6-13), oder 
die komplexintern Verwendung finden (Verf. 20-24, 26, 28, 29, 
31, 33) bis hin zu Synthesekautschuken (Verf. 14-16), Polymeri-
sations- und (Verf. 17-19, 22, 25) Kondensationsprodukten 
(Verf. 27, 30, 32, 34). 
Am Rand des linken und unteren Teils der Abb. 15 sind die 
mengenmäßig wichtigsten Einsatzstoffe des Modellkomplexes auf-
gezeichnet. Der obere Teil und der rechte Rand des Bildes weisen 
die abzusetzenden (End-) Produkte des Modellkomplexes aus. In 
der Mitte des Bildes erscheinen noch einmal die fünf wesent-
lichen Grundstoffe, die für die - teilweise mehrstufige - Wei-
terverarbeitung von Bedeutung sind. Die Mengenflüsse der Produk-
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Der Versorgung des Modellkomplexes mit Betriebsmittelenergie 
dienen vier Kraftwerkseinheiten, die aus Gründen der Flexibili-
tät in der Betriebsweise, der Reservehaltung und der Begrenzung 
des Ausfallrisikos als typische Industriekraftwerke mit Wärme-
Kraft-Kopplung ausgelegt wurden (Abb. 15 oben links). Das 
Schema zeigt das Fallbeispiel mit nuklearer Energieversorgung. 
Drei Kraftwerksblöcke ä 500 MWth versorgen den Modellkomplex 
mit Strom und Dampf; ein Kraftwerksblock ä 700 MWth stellt zu-
sätzlich zur kombinierten Strom-Dampf-Erzeugung 200 MWth hoch-
temperaturige Wärme zur Verfügung. Diese Wärme muß im konven-
tionellen Fall durch direkte - fossile - Befeuerung an der Ver-
brauchsstelle aufgebracht werden. 
Auf eine detaillierte Beschreibung der einzelnen Produktions-
prozesse kann in dieser ökonomischen Untersuchung verzichtet 
werden. Eine eingehendere technische Darstellung der Verfahren 
und weitere Literaturhinweise sind im Anhang der Anlage II, 
S. 1-34, zu entnehmen. Wesentliche Komplexdaten lassen sich 
jedoch aus Tabelle 4 ersehen; sie vermitteln eine Vorstellung 
von der Größenordnung des hier untersuchten Modells. 
Der betriebsmittelbestimmte Energieverbrauch des Modells läßt 
sich auf zehn Energiearten aufteilen. Neben den durch den Ein-
satz von Hochtemperaturreaktoren substituierbaren Endenergien 
Strom, Hochdruckprozeßdampf, Niederdruckprozeßdampf und hoch-
temperaturige Wärme werden in Anlehnung an Kölbel-Schulze [66} 
als Energiearten noch Kühlwasser, behandeltes Wasser, Kälte, 
sonstige Heizenergie, Druckluft und Stickstoff ausgewiesen. 
Für eine Deckung des Bedarfs dieser Energiearten ist es ohne 
Bedeutung, ob der Modellkomplex mit konventioneller oder nukle-
arer Energie versorgt wird. Das gilt auch für die Energieart 
"sonst. Heizenergie", die mit einem Verbrauch von 3,2·106Gcal/a 
für den Komplex z.B. wichtiger ist als der Verbrauch an Hoch-
temperaturwärme. Der apparative Aufwand zur Substitution dieser 
Energieart wäre aufwendiger als die Deckung des Verbrauches 
durch Abwärme oder durch fossile Energie. Die Substitutionsan-
teile sind im einzelnen unter 6.1 ausgewiesen. 
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ENERGIEVERBRAUCH NACH ENERGIEARTEN 
KUEHLWASSER 0.73594E 06(T CBM/A) 
BEH. WASSER 0.69223E 04(T CBM/A) 
STROM 0.25159E 07(T KWH/A) 
HD-PD 0.33096E 04(T TON/A) 
ND-PD 0.91055E 04(T TON/A) 
HT-WAERME 0.13800E 04(TGCAL/A) 
KAELTE 0.76284E 03(TNCBM/A) 
SONST. HEIZENERGIE 0.32462E 04(TGCAL/A) 
DRUCKLUFT 0.15659E 06(TNCBM/A) 
STICKSTOFF 0.13153E 05(TNCBM/A) 
BESCHAEFTIGTE 
ARBEITER ANGESTELLTE SUMME 
M/A M/A M/A 
CHEMIEKOMPLEX 
OHNE E. VERS. 1541 587 2128 
ENERGIEVERSORGUNG 
NUKLEAR 300 40 340 
ENERGIEVERSORGUNG 
KONVENTIONELL 224 28 252 
SUMME MODELLKOMPLEX 
NUKLEAR 1841 627 2468 
KONVENTIONELL 1765 615 2380 
INVESTITIONSSUMMEN 
ANLAGEKAPITAL UMLAUFKAPITAL SUMME 
T DM T DM T DM 
CHEMIEKOMPLEX 
OHNE E.VERS. 0.15655E 07 0.16832E 06 0.17338E 07 
ENERGIEVERSORGUNG 
NUKLEAR 0.96170E 06 0.89200E 05 0.10509E 07 
ENERGIEVERSORGUNG 
KONVENTIONELL 0.35770E 06 0.24000E 05 0.38170E 06 
SUMME MODELLKOMPLEX 
NUKLEAR 0.25272E 07 0.25752E 06 0.27847E 07 
KONVENTIONELL 0.19232E 07 0.19232E 06 0.21155E 07 
DIFFERENZINVESTITION 0.66920E 06 
TABELLE 4: 
DATEN DES CHEMIEKOMPLEXES 
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Die durch den Komplex beschäftigten Arbeitskräfte lassen sich 
in Arbeiter und Angestellte unterteilen. Der Bedarf ist im Falle 
einer nuklearen Energieversorgung des Modellkomplexes mit 2468 
Arbeitskräften um 88 Beschäftigte größer als bei konventionel-
ler Energieversorgung; denn der Betrieb von Hochtemperaturreak-
toren ist - hauptsächlich aufgrund der komplizierteren Bedie-
nung - etwas arbeitsintensiver als der von konventionellen öl-
kraftwerken vergleichbarer Kapazität. Die Relation Arbeiter-
Angestellte sowie die Summe der im Modellkomplex Beschäftigten 
gilt allerdings nur für Verhältnisse in der BRD; bei Standorten 
in den anderen untersuchten Ländern mit z.T. höherer durch-
schnittlicher Verwaltungsintensität in der Chemischen Industrie, 
z.B. in Frankreich,verändern sich die ausgewiesenen Zahlen ge-
ringfügig. (Hierbei wurde unterstellt, daß tarifpolitische Aspekte 
bei der Einteilung in Arbeiter und Angestellte bei den untersuch-
ten Ländern nur eine untergeordnete Rolle spielen). 
Das für den Bau des gesamten Modellkomplexes aufzuwendende An-
lage- und Umlaufkapital ist je nach Art der gewählten Energie-
versorgung sehr verschieden. Der Einsatz von Hochtemperaturreak-
toren erfordert mit ca. 2,8 Mrd. DM eine ungefähr um den Faktor 
1,32 höhere anfängliche Investitionssumme als der Einsatz kon-
ventioneller Kraftwerksanlagen. Für den alternativen Investitions-
vergleich muß daher eine Differenzinvestition in Höhe der hier 
ausgewiesenen 670,- Mio DM zum Ausgleich der anfänglichen Kapi-
talsummen berücksichtigt werden. 
Die dargestellten Kenngrößen zeigen mithin, daß im folgenden 
ein Modellfall einer einmaligen Investition ohne Berücksichti-
gung von Reininvestitionen, d.h. ohne Betrachtung eines Wachs-
tums- oder Schrumpfungsprozesses des Betriebes "Modellchemie-
komplex" durchgerechnet wird. 
3.4 Der Untersuchungsraum 
Die internationale Absatzplanung in der Großchemie erfordert 
ein Untersuchungsgebiet, das über nationale Grenzen hinaus-
geht (vgl. 3.1.2). Nach der erarbeiteten Gliederung der Stand-
ortfaktoren sind hierzu jedoch nur solche Orte zu berücksich-
tigen, in denen eine Vorentscheidung über die unbedingt wirk-
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samen Faktoren grundsätzlich positiv ausfällt. 
3.4.1 Die Auswahl der Länder 
Die Einbeziehung mehrerer Länder in die Standortuntersuchung 
ist notwendig, weil das Produktionsvolumen des Modellkomplexes 
einen Absatz der Produkte nur in ein Land wegen unzureichenden 
Verbrauchspotentials nicht gestattet oder nur bei Veränderungen 
der Marktformen ermöglichte. Da derartige Veränderungen der 
Gesamtmärkte und der Marktformen in dieser Studie nicht unter-
sucht werden sollen, muß bei der Auswahl der Länder gewährlei-
stet sein, daß zwischen ihnen ein Warenaustausch derjenigen 
Güter stattfindet, die vom Modellkomplex erzeugt werden. Die 
ersten sechs Mitgliedsländer der heutigen EG bilden einen 
Untersuchungsraum, der neben einem politisch stabilen Investi-
tionsklima diese Prämissen erfüllt. Sie werden in Anlehnung an 
die ursprüngliche Bezeichnung in dieser Arbeit EWG-Länder ge-
nannt. 
Nach einer OECD-Statistik betrug die gesamte Kunststoffproduk-
tion dieser EWG-Länder 1969 ca. 7,8 Mio t /67, S. 829 /. Nach 
Berücksichtigung des Außenhandels und unter Vernachlässigung 
von Bestandsveränderungen ergibt sich demgegenüber ein Eigen-
verbrauch von ca. 6,3 Mio t. Dies bedeutet, daß nur jede fünfte 
Tonne Kunststoff den Gesamtmarkt der sechs EWG-Länder verläßt. 
Da Produktions- und Verbrauchsvolumina in diesen Ländern sehr 
unterschiedlich sino, läßt sich außerdem vermuten, daß ein 
hoher Anteil der Außenhandelslieferungen zwischenstaatliche 
Lieferungen innerhalb der EWG-Länder sind. Eine eingehendere 
Betrachtung der wertmäßigen Kunststoffaußenhandelsstatistik der 
EWG-Staaten erhärtet diese Hypothese 1): 
1) Die im folgenden wiedergegebene Tabelle gibt den Außenhandel 
für ein Jahr wieder. überzeugender wären hier zwar Zeit-
reihen. Diese konnten jedoch aus Mangel an vergleichbaren 









- 73 . 
davon 
in EWG 
mp orte / 10 i; 
Gesamt davon 
aus EWG 
127,8 148,- 118,8 
322,2 373,6 258,-
120,7 281,3 222,8 
94,1 185,6 146,6 
232,1 192,7 135,8 
896,9 1181,2 882,-
Außenhandel 
/ 106 ~ / 









Tabelle 5: Der Außenhandel der EWG-Länder 1969 
Der Anteil der EWG-internen Kunststoffproduktlieferungen am ge-
samten Außenhandel der Länder mit Kunststoffen läßt sieh mit 
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Demnach beanspruchen die EWG-internen Lieferungen ca. 60 % des 
gesamten Außenhandels mit Kunststoffen. Dabei ergibt sich für 
die Exportlieferungen ein Prozentsatz von 49,6; bei den Importen 
sind es 74,6 %. Mit diesen Daten ist gezeigt, daß in den EWG-
Ländern keine isolierten Märkte für Kunststoffe existieren, son-
dern die Märkte in den einzelnen Ländern als Teilmärkte eines 
Gesamt(binnen)marktes anzusehen sind. Gemessen an einem Zeitraum 
von 20 Jahren (1950-1970) erreichen die EWG-Länder nach Japan 
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die höchsten durchschnittlichen Zuwachsraten in der Kunststoff-
produktion mit 21,7 % pro Jahr. Im absoluten Produktionsvolumen 
und bei steigenden Wachstumsraten haben sie 1970 die Produktion 
der USA erreicht und sind damit an die erste Stelle der Kunst-
stoffproduzierenden Länder getreten. In den Jahren 1970-1980 
wird nicht mehr mit deratig hohen Zuwachsraten gerechnet. Es 
wird angenommen, daß sie auf 10-12 % pro Jahr zurückgehen 
werden [67, s. 829]. In bezug auf die EWG-in-
ternen Lieferungen zeichnen sich keine Änderungen ab. Ein 
grundsätzlich positives Klima für den Bau weiterer Anlagen der 
Großchemie ist daher gegeben. 
3. 4. 2 Die Auswahl der Standorte innerhalb der Mitglied-
staaten der EWG 
Die Auswahl der Standorte innerhalb der sechs Mitgliedstaaten 
der EWG ist nach Maßgabe der übrigen unbedingt wirksamen Faktoren 
zu treffen. Angesichts der Themenstellung, deren Beantwortung 
eine statistische Mindestzahl an möglichen Standorten erfordert, 
wird die Prüfung anhand dieser Faktoren nicht eng ausgelegt. 
Es soll außerdem vermieden werden, das Thema als Gegensatzkon-
struktion 11 Standort an der Küste" - "Standort im Verbrauchsge-
biet" zu bearbeiten, da dies zu sehr auf die spezielle Rohstoff-
beschaffungs- und Absatzsituation einer gegebenen Produktions-
anlage oder eines Komplexes abstellt. Das gesamte geographische 
Gebiet der betrachteten EWG-Länder war daher auf potentielle 
Standorte hin zu untersuchen; dabei erwies sich eine Einteilung 
der zu untersuchenden Flächen in Planquadrate mit einer Seiten-
länge von 100 km als arbeitsorganisatorisch günstig (vgl. Abb.16). 
Das Kriterium einer ausreichenden Infrastruktur für einen Stand-
ort des Chemiekomplexes wurde im Vorliegen eines 11 Zentralen 
Ortes" gesehen, der sefn Umland mit handwerklichen, Verwaltungs-
und sonstigen Diensten versorgen kann [68, Sp. 3850]. Außerdem 
soll dieser Ort bereits zu einem gewerblichen Schwerpunkt ausge-
baut sein, der einen gewissen Einzugsbereich von Einwohnern -
in der BR sind es z.B. 20000 - aufweist. Damit ist auch die Ge-
währ gegeben, daß diese Orte staatliche Investitionsanreize er-
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Abb. 16 Potentielle Standorte für einen Industriekomplex der 
Großchemie 
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halten können, sofern sie in Gebieten liegen, in denen solche Förde~ 
rungsmaßnahmen vorgesehen sind (vgl. hierzu im einzelnen 5.4). 
Durch die Begrenzung der Standortuntersuchung auf solche Orte 
ist außerdem sichergestellt, daß die für den Betrieb des Modell-
komplexes notwendigen Arbeitskräfte am Ort oder in dessen Ein-
zugsgebiet vorhanden sind. Der Forderung nach verkehrsmäßiger 
Erschlossenheit des Standortes wurde dadurch Rechnung getragen, 
daß die Orte sowohl an Hauptstrecken des Güterverkehrs als auch 
an Autobahnen oder Bundesstraßen bzw. Nationalstraßen erster 
Ordnung liegen. Der Notwendigkeit einer ausreichenden Wasserver-
sorgung wurde dadurch genügt, daß alle Standorte an Flüssen, 
Seen oder am Meer liegen. 
Die Produktionsanlagen zur Erzeugung der chemischen Produkte 
beruhen auf modernen, erprobten Verfahren der Chemischen Industrie. 
Die technische Erfüllbarkeit der Auflagen kann im Rahmen einer 
Vorentscheidung daher unterstellt werden. 
Aufgrund der oben beschriebenen Kriterien wurden folgende Stand-
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Die zunächst vorgesehenen Standorte 72, 73, 76, 81, 85, 86 
mußten wegen des Nicht-Vorliegens von unbedingt wirksamen Fakto-
ren aus der Untersuchung ausgeschieden werden. Es verbleiben 
mithin 116 Standorte. 
Damit ist der Untersuchungsraum insoweit abgegrenzt, als die 
hierin enthaltene wirtschaftsgeographisch repräsentative Auswahl 
von möglichen Produktionsstandorten beschrieben ist. Im folgen-
den Kapitel wird der gleiche Untersuchungsraum im Hinblick auf 
das Auffinden repräsentativer Absatzorte für die Produkte 
des Chemiekomplexes untersucht. 
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4. ABSATZSTUDIE ZUR BESTIMMUNG VON VERBRAUCHSSCHWERPUNKTEN DER 
PRODUKTGRUPPEN DES MODELLKOMPLEXES 
4 1 V o r b e me r k u n 
Die numerische Lösung des beschriebenen Modellansatzes verlangt 
die Bestimmung von Abnehmergruppen bzw. Verbraucherstandorten 
in den sechs untersuchten EWG-Ländern. Diese Aufgabe erwies 
sich wegen des Fehlens von konsistentem Datenmaterial als über-
aus schwierig. Aus diesem Grunde mußte beispielsweise ein dyna-
mischer Ansatz, d.h. eine Bestimmung von Absatzschwerpunkten 
unter Berücksichtigung einer zukünftig möglichen Veränderung der 
Abnehmerstruktur, wie sie durch ein unterschiedliches regionales 
Wachstum hervorgerufen werden kann, unterbleiben. Erarbeitet 
wurde statt dessen ein statischer Ansatz, der trotz aller auch 
hier noch auftretenden statistischen Mängel den Vorzug hat, mit 
begründbaren Daten ausgefüllt werden zu können. 
4.2 Methodisches Vorgehen 
4.2.1 Die Zuordnung der Produktgruepen zu geeigneten Industrie-
f o 1 ge zwei gen 
Die Verfügbarkeit eines Produktes innerhalb einer bestimmten 
Ländergruppe läßt sich errechnen aus der Summe der jeweiligen 
Landesproduktionen plus Importe minus Exporte. Es gilt also: 
V = r (P.+I.-E.) 
i , , , 
[i = 1, ••• , n] 10 3t/a ( 7 ) 
V Verfügbarkeit 10 3t/a 
p Produktion 103t/a 
I Import 10 3t/a 
E Export 10 3t/a 
i Zahl der betrachteten Länder 
Um von dieser Verfügbarkeit auf den Verbrauch zu schließen, 
müßten eigentlich noch die jeweiligen Lagermengen, d.h. die 
nicht abgesetzten Mengen, berücksichtigt werden. Da hierüber 
jedoch keine Statistiken vorliegen, wird die Verfügbarkeit im 
folgenden mit dem Verbrauch gleichgesetzt. 
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4.2 .• 2 Die Berechnung der resionalen Verteilung des Verbrauchs 
auf die Industriefolgezwei~e 
Eine genauere regionale Aufteilung der Produktverbraucher eines 
Landes setzt zunächst die Kenntnis der Industriefolgezweige und 
des Anteils voraus, mit dem das Produkt oder die Produktgruppe 
in diese Industriefolgezweige eingehen. Bezeichnet man den 
Faktoreinsatz eines Industriefolgezweiges (j) mit rj und den 
Verbrauchsantei 1, den dieser Industriezweig vom relevanten Vor-
produkt aufnimmt, mit ßj (0.2.ß~l) so ist: 
}: r. = ( ß 1 + ß2 + ... + ß ) ·V [j = 1 , ••• , mJ ( 8 ) j J m 
Wegen ß1 + ß2 + ... + ßm = 1 gilt: (8a) 
n 
103DM/a 1: r. = 1: (pi - E. + I.) (8b) j J i = 1 l , 
Das heißt, der nationale Verbrauch des Produktes muß vollständig 
auf die Faktoreinsätze der weiterverarbeitenden Industriezweige 
aufgeteilt werden. 
4.2.2.1 Die "Arbeiter des Industriezweiges" und der "durch-
schnittliche regionale Stundenlohn" als Verteilungs:_ 
kriterien, für den Verbrauch im Industriefolgezwei] 
Eine regionale Verteilung des nationalen Verbrauchs auf die weiter-
verarbeitenden Industriezweige kann, da es keine zweckent-
sprechenden Regionalstatistiken gibt, nur mit Hilfsüberlegungen 
durchgeführt werden. Als Hilfsgröße wird die Zahl der im 
Industriefolgezweig direkt tätigen männlichen und weiblichen 
Arbeitskräfte, im folgenden "Arbeiter" genannt, benutzt werden. 
Danach läßt sich die regional aufgegliederte Verbrauchsmenge 
xk eines Industriefolgezweiges in Abhängigkeit von der na-
t i o n a 1 e n V e r b r a u c h s m e nge ( X ) , de r Z a h 1 de r A r b e i t e r de s 1 n d u s t r i e -
zweiges (A) und der Zahl der in einer gesuchten Region (k) be-
schäftigten Arbeiter (ak) des Industriezweiges bestimmen. 
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[k = 1 , ... , o] 
Eine derartige Aufschlüsselung berücksichtigt nicht die unter-
schiedlichen Produktivitäten der in der Weiterverarbeitung vor-
herrschenden Produktionsverfahren. Da es auch hierüber keine 
Regionalstatistiken gibt, müssen wiederum Hilfsgrößen für eine 
genauere Verteilung herangezogen werden. Die EWG-Sozialstatistik 
weist die Bruttostundenverdienste der Arbeiter in Abhängigkeit 
von der Betriebsgröße aus [69). Für die hier untersuchten Indu-
striezweige gilt die in dieser Statistik empirisch gefundene 
Aussage, daß mit steigender Betriebsgröße, gemessen an der Zahl 
der Arbeiter, die Bruttostundenverdienste ebenfalls steigen. [69] 
Eine derartige Korrelation zeigt, daß Größendegressionserspar-
nisse, mithin relativ größere Produktivitäten, in den Löhnen 
weitergegeben werden. übertragen auf die regionale Verteilung 
des Absatzes bedeutet dies, daß auf eine relativ höhere/niedri-
gere Konzentration der Absatzmengen in der Region geschlossen 
werden kann, in der von den Arbeitskräften ein, gemessen am 
Durchschnittsstundenlohn des gesamten Industriezweiges (L), 
höherer/niedrigerer Arbeitslohn (lk) erzielt wird~) Dann gilt: 
Da über die Gewichtung der Einflußfaktoren keine Unterlagen 
vorhanden sind, wird unterstellt, daß eine lineare multiplika-
tive Beziehung in folgender Weise existiert: 
X 
xk = -,r, 




und L = 
E 
k 
folgt: xk = 
E 
k 
. ak . 
ak 
a k. 1 k 
ak 
ak. 1 k 








1) Das Problem der Wechselkursänderungen wurde hierbei insofern 
berücksichtigt, als die tatsächlichen Paritäten zwischen den 
einzelnen Regionen in den Kalkül einbezogen wurden. 
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X 
Das Teilglied der Gleichung ist die 
l: ak•lk 
k 
Arbeitsproduktivität (p) /vgl. 70, S. 72/ des Industriezweiges 
(gemessen zu Faktorkostensätzen). So erhält man für die 
regionale Absatzmenge in übersichtlicher Darstellung: 
(10) 
Nach diesen Oberlegungen sollen die regionalen Absatzmengen für 
die einzelnen Produkte in den 6 Ländern der EWG bestimmt werden. 
4.2.2 2 D e Summenkurve nach Lo nz als Kr zur 
Abgrenzung verbrauchsstarker und verbrauchsschwacher 
Regionen 
Es entsteht nun die Frage, welche und wieviele Regionen man bei 
einer regionalen Verteilung des Produktverbrauchs auf den 
Industriefolgezweig berücksichtigen soll. Hier kann das Konzen-
trationsmaß nach Lorenz /71, s. 55-58} einen Hinweis geben. Die 
gesamte, Verbrauchsmenge .der untersuchten EWG-Länder wird zweck-
entsprechend in Klassen eingeteilt. Das qualitative Merkmal 
"Zahl der Regionen" wird durch die bereits vorgenommene Zuord-
nung nach der Zahl der im Industriezweig beschäftigten Arbeiter 
· Stundenlohnsatz in einen quantitativen Merkmalsträger umge-
formt. Nun wird eine Summentabelle aus dem Wertepaar 11 Verbrauch 11 
(x) und "Anzahl der Regionen" (k) gebildet. Dabei besagt k, wie-
viel % der Merkmalsträger einen Merkmalswert .:_ x haben. Weiter-
hin kann man einen Merkmalsträger z bilden, der in Verbindung 
mit der Klasseneinteilung nach x angibt, wieviel % des Verbrauchs 
auf den Merkmalswert ~ x entfallen. Das Ergebnis ist dann eine 
Summentabelle wie die im folgenden gezeigte. Aus Anschaulichkeits-
gründen wurde ein für diese Arbeit relevantes Beispiel, nämlich 
der Verbrauch von Synthesekautschuk in der Gummi- und Asbest-
; n d u s t r i e , v e rw e n d e t • 
X k z 
Verbrauch Anzahl der Regionen Anteil am gesamten 
(umgeformt) Verbrauch 
(10 3 t/a) ( % ) ( % ) 
X > 150 7,41 33,27 
-
X > 90 
-
14,82 56,52 
X > 45 29,63 81,99 
-
X > 15 
-
44,44 91,10 
X > 5 
-
70,36 98,27 
X :> 0 
-
100,-- 100,--
Tab. 6: Die regionale Aufgliederung des Synthesekautschukver-
brauchs in der Gummi- und Asbestindustrie 
Es wird deutlich, daß bei Berücksichtigung der Regionen, die 
einen Verbrauchsanteil von über 150.000 t Synthesekautschuk auf-
weisen, ca. 33 % der gesamten Verbraucher, erfaßt werden. Bei Be-
rücksichtigung der Regionen von über 90.000 t Synthesekautschuk-
verbrauch sind es ca. 57 % und so fort. Aus den Wertepaaren k,z 
läßt sich nun eine Lorenzkurve konstruieren. Werden die Werte 
der Spalten k und z in ein rechtwinkliges Koordinatensystem 
eingezeichnet und alle Wertepaare gradlinig miteinander verbun-
den, so ergibt sich der Streckenzug s in der folgenden Abb.: 
Abb. 17 
Zahl der Regionen 
kumuliert in % 



















Hätten alle Regionen einen gleich großen Verbrauch, so würde 
der Streckenzug s in die Diagonale 7n3 übergehen. Je mehr sich 
der Verbrauch auf wenige Regionen konzentriert, um so mehr ent-
fernt sich der Streckenzug s von der Gleichverteilungsgeraden. 
Hieraus lassen sich zwei Ergebnisse ableiten: Einmal ist der 
Quotient F/Fläche des Dreiecks 7Tifl ein Maß für die Stärke der 
Konzentration; zum anderen kann der Punkt~ (29,63/81,99) als 
Ausdruck des höchsten Informationsgrades über die regionale Kon-
zentration des Verbrauchs aufgefaßt werden, da er am weitesten 
von der Gleichgewichtsgeraden 1\8" entfernt liegt. Es wird hier 
mit der relativ geringsten Zahl der Regionen der relativ höchste 
Verbrauch ermittelt. Dies soll für eine Abgrenzung der regional 
erfaßten Verbrauchsmengen genügen. 
4.2.2.3 ~ur Festlegung repräsentativer Standorte in den 
verbrauchsstarken Regionen 
Eine genauere Aufteilung des Verbrauchs auf regional kleinere 
Einheiten ist wegen des Fehlens von einheitlichem sekundärsta-
tistischen Material für die EWG mit dieser Methode nicht mög-
lich. Daher müssen für eine weitere Differenzierung der Absatz-
schwerpunkte in den verbrauchsstarken Regionen andere Unterla-
gen herangezogen werden. Für die Bundesrepublik wurden in einer 
Studie die Absatzschwerpunkte für die hier relevanten Industrie-
zweige bis auf Landkreisebene verfolgt [72]. Für die anderen 
5 EWG-Länder weisen die jeweiligen Industriezensen /73,74,75, 
76} sowie der IRQ-Wirtschaftsatlas [77] ebenfalls Absatzschwer-
punkte auf Kreis- und Stadtebene aus. Oftmals sind solche Ver-
brauchsgebiete durch mehrere geographisch eng beieinanderlie-
gende Städte gekennzeichnet, die wie z.B. Frankfurt-Mannheim 
oder Turin-Mailand längs einer Verkehrsachse liegen, mithin 
als kollineare Verbrauchsschwerpunkte zu bezeichnen sind. Oder 
die Verbrauchsschwerpunkte liegen an den Kanten eines Polygons, 
wie dies bei der holländischen Chemiefaserindustrie (Rotterdam-
Amsterdam-Utrecht-Haarlen) der Fall ist. Manchmal sind die 
Verbrauchsschwerpunkte innerhalb einer Region unregelmäßig ver-
streut. Dies trifft z.B. für die kunststoffverarbeitende 
Industrie Bayerns zu. Um all diese Varianten bei der Festle-
gung von Absatzschwerpunkten zu erfassen, ist es notwendig, 
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einige vereinfachende Annahmen zu treffen. Wenn ein Unternehmen 
an bestimmte Verbrauchsschwerpunkte liefert, so wird es nicht 
jede Lieferung einzeln an den Bestimmungsort durchführen, sondern 
für die Versorgung des Nahbereichs Verteilungslager einrichten. 
Die Standorte der Verteilungslager können dann nach Wirtschaft-
lichkeitsgesichtspunkten in die Schwerpunkte der Verbrauchszen-
tren gelegt werden. Die Berechnung der kostenoptimalen Standorte 
der Verteilungslager ergibt sich aus den folgenden Oberlegungen. 
4.2.2.3.l Der Absatzschwer~unkt bei kollinearen Verbrauchsorten 
Stellt man sich die kollinearen Verbrauchsorte als Orte vor, in 
denen der Verbrauch der zugehörigen Regionen punktförmig zusam-
menfällt, so ist unter Zugrundelegung linearer Transportkosten 
das Verteilungslager in den Ort zu legen, von dem aus die je-
we i 1 s geringere Menge zum anderen Verbrauchsort versendet wird: 
KT (d) = M · k • d ( 1 1 ) 
1 1 T 
KT (d) = M • k • d ( 12) 
2 2 T 
Für Ml > M2 ( 1 3 ) 
folgt: KT ( d) > KT ( d) (13a) 
1 2 
M1 Menge, die vom Standort B zum Standort A verschickt wird 
M2 Menge, die vom Standort A zum Standort B verschickt wird 
d Entfernung zwischen den Orten A und B 
kT konstanter Transportkostensatz pro Entfernungseinheit 
KT variable Transportkosten für Mengenversand nach A 
1 
KT variable Transportkosten für Mengenversand nach B 
2 
KT Gesamttransportkosten für alle Orte zwischen A und B 
KFT Fixe Transportkosten 
Abb. 18: 
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macht deutlich, daß 
die Transportkosten vom Verbrauchsort A aus insgesamt niedriger 
sind, als vom Verbrauchsort B aus gesehen. 
Bei einer Wahl zwischen mehr als zwei kollinearen Verbrauchs-
orten berechnen sich die Gesamttransportkosten KT, wenn das 
Verteilungslager in einen der Verbrauchsorte An= s gelegt 
wird, folgendermaßen: 
X. • /d -d /) 1 s n (14) 
Der für das Verteilungslager optimale Verbrauchsort liegt dann 
in dem Orts, für den gilt [Beweis siehe 36, S. 206-210]: 
s 
E X. 
. 1 1 , = 
( 1 5 ) 
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Es bedeuten zusätzlich: 
X Mengen, die zwischen den Verbrauchsorten zu transpor-
tieren sind 
ds Entfernung zwischen Verbrauchsort s und Ort A1 
Das bedeutet, daß der optimale Standort des Verteilungslagers 
dort liegt, 11 wo die von einem Endpunkt der Strecke an kumulier-
te Transportmenge die Hälfte der gesamten Transportmenge über-
s c h r e i t e t o d e r g 1 e i c h d e r H ä 1 f t e i s t 11 [ 3 6 , S . 2 6] . D a b e i i s t 
besonders beachtenswert, daß Orte zwischen den Verbrauchsorten 
(bei konstantem Transportkostensatz) niemals optimale Standorte 
sein können, und daß die Entfernungen zwischen den Orten für 
die Lösung ohne Bedeutung sind. 
4.2.2.3.2 Der Absatzschwerpunkt bei einem Verbrauchspolygon 
Die geometrischen und analytischen Kriterien für die Bestimmung 
des kostenminimalen Standortes im Dreieck' sind bereits von 
Launhardt [43, S. 107-114] und Weber [44] beschrieben worden. 
Ebenso können die analytischen Optimalkriterien für ein viel-
eckiges Polygon beschrieben werden [78, S. 21-23]:)Allerdings 
ist für das vieleckige Polygon bis heute noch kein Rechenver-
fahren gezeigt worden, das zu mathematisch exakten Lösungen 
' führt. Es liegen jedoch ökonomisch brauchbare Näherungslösungen 
vor, z.B. die Anwendung des Varignonschen Apparates. 
4.2.2.3.3 Grenzen bei der Anwendung dieser Methoden auf 
empirische Untersuchungen 
Es ist jedoch zu bezweifeln, daß die unter 4.2.2.3.2 genannten 
Methoden für das hier vorliegende Problem ökonomisch relevante 
Aussagen liefern. Denn die Anwendung dieser Verfahren kann er-
geben, daß der Ort minimaler Transportkosten in der "Mitte" 
e i n e s Dr e i e c k s , z . B . an e i n e m g eo g r a p h ·i s c h e n 0 r t o h n e Ver k eh r s -
anschluß liegt, also ökonomisch sinnlos ist, und dann doch wieder 
ein benachbarter "brauchbarer" Ort gefunden werden muß. Noch 
eine weitere Schwierigkeit läßt die Anwendung dieser Methoden 
hier als ungeeignet erscheinen: 
1) Nur Eisenbahnfrachten wurden berücksichtigt. 
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Oftmals ist es aus statistischen Gründen gar nicht möglich, aus 
einer Vielzahl benachbarter Städte quantifizierbare Verbrauchs-
anteile herauszuarbeiten. 
Daher wird in solchen Fällen der Absatzort nicht mit Hilfe 
mathematischer Methoden, sondern aufgrund der wirtschafts-
geographischen Bedingungen bestimmt. 
4.3 Die regionale Verteilung des Verbrauchs von Synthese-
kautschuken, Polymerisaten und Kondensaten 
4. 3.1 Der Gesamtverbrauch der ProdUktgY'uE,Een in den unter-
suchten EWG-Ländern 
Eine detaillierte Produktverbrauchsanalyse verlangt im Grunde 
die genaue Kenntnis der mengen- und wertmäßigen nationalen Ge-
samtproduktion und des Außenhandels für jedes einzelne Produkt. 
Derartige harmonisierte Statistiken liegen für die untersuchten 
6 EWG-Länder nicht vor. Für Frankreich und die Benelux-Länder 
fehlen beispielsweise die wertmäßigen Produktionsstatistiken. 
Manche Produkte wie z.B. die Synthesekautschuke werden,nur in 
Produktgruppen zusammengefaßt, mengenmäßig ausgewiesen. Für die 
später noch zu behandelnde Frage der Transportkostenbelastung 
dieser Produkte ist jedoch, da es sich in jedem Falle um ähn-
liche Massenprodukte handelt, nicht der Gesamtwert, sondern 
das Gesamtgewicht, die Tonnen zahl, maßgebend. Daher wird der 
Verbrauch für die Kautschuke und Kondensate als Produktgruppen-
verbrauch mengenmäßig ausgewiesen. 
Die folgende Tabelle zeigt den Verbrauch an Synthesekautschuk 
in den 6 EWG-Ländern im Jahre 1970: 
Land Produktion Import Export AH-SALDO Verbrauch 
"Erzeugung und (10 3t) ( 10 3t) (10 3t) (10 3t) (10 3t) Verbrauch 
BRD 320 16 5 120 45 36 5 
FRANKREICH 316 131 121 10 326 
ITALIEN (140) 130 46 84 22 4 
BEL./LUX. ( 41) 54 33 21 62 
NIEDERLANDE {254} 47 19 4 + 147 107 
EWG {1071) 527 514 13 1084 
Tabelle 7: Der Synthesekautschukverbrauch inne rh a 1 b der 6 EWG-
Länder 1970 
Q u e 1 1 e n : [ 7 9 , S . 6 6 ; 8 0 , S • 2 4 ; 8 1 , B a n d D ; E i g e n e B e r e c h n u n g e n] 
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Der Verbrauch der wichtigsten Massenkunststoffe kann dagegen 
detailliert nach einzelnen Produkten bestimmt werden (1970): 
Land 
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8 : Der Verbrauch der wichtigsten Massenkunststoffe in 
[82] der EWG 1970 
Eine Aufstellung der Produktion von Polyamiden und Polyacryla-
ten für die Herstellung von Fasern und Fäden in den untersuch-
ten EWG-Ländern ist für 1969 in einer zusammenfassenden Dar-
s t e 1 1 u n g [7 9 , S . 6 8 , 6 9] a u s g e w i es e n • S i e w u r de m i t H i 1 f e de r 
EWG-Außenhandels-Statistik [Bl] und mit Hilfe von Informationen 
aus der deutschen Chemischen Industrie [83] aktualisiert und 
zu einer Verbrauchsstatistik vervollständigt. Die folgende Ta-
belle zeigt den Verbrauch der wichtigsten Kondensate für den 













































Tabelle 9: Der Verbrauch der wichtigsten Kondensate in der EWG 1970 
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4.3.2 Verbrauchsanteile der ProduktgruEpen in den 
Industriefolgezweigen 
3 2 1 Gummi- und Asbestverarbeitun 
Die Gummi- und Asbestindustrie ist das wichtigste Einsatzgebiet 
des Synthesekautschuks. Sie hat einen durchschnittlichen Ver-
brauchsanteil von 86,5 % am gesamten Syntesekautschukverbrauch 
d e r B R D [7 2 , S • 2 l] , d • h • : 
ßGA = 0,865 
Daher wird nur dieser Folgeproduktzweig im Hinblick auf eine 
regionale Verteilung untersucht. 
4.3.2.2 Kunststoffverarbeitung 
Einzelheiten über den Kunststoffverbrauch gehen aus einer 
Studie der Bayer AG [84} hervor. Danach wird HD-PÄ hauptsäch-
lich für Rohre und Profile, Kabelisolierungen, Spritzguß und 
Hohlkörper verbraucht. ND-PÄ wird in der Spritzgußverarbeitung, 
für Hohlkörper, Folien, Rohre, Schläuche, Profile, Monofile, 
Flachfäden und Kabelisolierungen verwendet. PP und PS (GP und 
HI) gehen ebenfalls in Spritzguß- und Extrusionsprodukte ein. 
Die Einsatzgebiete des Hart-PVC schließlich sind Rohre und 
Fittings, Profile, Folien, Platten sowie Hohlkörper und Spritz-
gußerzeugnisse. 
Nach der "Systematik der Zweige des Produzierenden Gewerbes in 
den Europäischen Gemeinschaften N.I.C.E. - 1963 11 [8rJ werden 
die Hersteller von Formteilen, Kunstleder, Folien und Schaum-
stoffen zur Gruppe der Kunststoffverarbeiter gezählt. Bei die.-
ser Einteilung ergibt sith aufgrund der Bayer-Studie für die 
oben genannten Kunststoffe in den einzelnen EWG-Ländern folgen-
de Verbrauchsaufteilung: 
'K""unststoffart AD-PÄ ND-PÄ PVC PP 'ps 































Tabelle 10: Verbrauchsaufteilung von Kunststoffen in der kunststoff-
verarbeitenden Industrie nach Ländern 1970 
90 
Man kann also annehmen, daß praktisch der gesamte Verbrauch 
der hier behandelten Kunststoffe in den Industriezweig "Kunst-
stoffverarbeitende Industrie" eingeht. Der Verbrauchsfaktor 
ist näherungsweise: 
4.3.2.3 
Im Industriezweig Chemiefasern wurden 1970 in der EWG ca. 
987.000 t Polyamide, Polyester und Polyacrylate verbraucht 
(vgl. Tabelle 9 ). Das sind 96,l % aller für die synthe-
tische Fasern- und Fädenerzeugung verbrauchten Kondensate. 
Der Verbrauchsfaktor beträgt also 
ßcF = 0,961 
4.3.3 Die Verteilung der Verbrauchsmengen auf die 
einzelnen Gebiete 
Die Aufteilung der mit den ß-Faktoren der Industriezweige ge-
wichteten Verbräuche auf die entsprechenden Regionen erfolgt 
nach den unter 4.2.2 beschriebenen Kriterien. Die Ergebnisse 
der Aufstellungen zeigen die Anlagen III, S. 1-4. 
Bei näherer Betrachtung der Tabellen stellt sich heraus, daß 
für alle Industriefolgezweige einzelne Verbrauchsschwerpunkte 
geografisch eng beieinander liegen. Dies gilt z.B. für Paris 
und das Pariser Becken in Frankreich und für die Provinzen 
Piemont und Lombardei {Turin-Mailand) in Italien. Von isolier-
ten Teilmärkten kann hier sicher nicht gesprochen werden. Da-
her ist eine Zusammenfassung dieser Verbrauchsregionen sinn-
v 0 11 • 
Darüber hinaus bestehen für jeden einzelnen der Industriefolge-
zweige noch weitere Verbrauchsschwerpunkte. Für die Gummi- und 
Asbestindustrie sind dies die Länder Hamburg/Niedersachsen, 
Hessen/Baden-Württemberg sowie die Regionen Massif central -
Axe rhodanien (vgl. Anlage III,5.1). In der Kunststoffverarbeiten-
den Industrie bilden solche Verbrauchsschwerpunkte die Länder 
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Hessen - Rheinland-Pfalz - Baden-Württemberg sowie die 
Regionen Veneto - Emilio-Romagna (vgl. Anlage 111,S.2). Für die 
Chemiefaserindustrie werden aufgrund statistischer Geheimhal-
tungsvorschriften lediglich die Hauptverbrauchsschwerpunkte 
ausgewiesen, so daß eine weitere Zusammenfassung dieser Ver-
brauchsgebiete nicht notwendig ist (vgl. Anlagelll. S.3). 
Nun können nach der unter 4.2.2.2 beschriebenen Methode die ver-
brauchsstarken von den verbrauchsschwachen Gebietengetrennt 
werden. Die Ergebnisse für die Gummi- und Asbest-Industrie sind 
dort bereits beschrieben worden. Dabei werden nur Ge-
biete mit einem Verbrauch von > 45.000 t betrachtet. 
Für die kunststoffverarbeitende Industrie gilt die folgende 
Tabelle 11: Die regionale Aufteilung des Polymerisatverbrauchs 
in der n~ G 
Verbrauch Anzahl der Anteil am ge s. 
103t 
Regionen kum. Verbrauch kum. 
% % 
XKV~ 500 7 '41 31,01 
XKV~ 250 18,52 60,39 
XKV~ 100 37,04 85,87 
XKV.:_ 30 6 2 '9 7 95,93 
XKV~ 0 100,- 100,-
Die daraus zu konstruierende Lorenzkurve zeigt, daß nur Gebiete 
mit einem Verbrauch XKV.:. 100.000 t Polymerisate erfaßt werden 
müssen, um ein relatives Höchstmaß an Information über die 
regionale Verteilung zu erhalten. 
Für die Chemiefaserindustrie ist es nicht sinnvoll, in gleicher 
Weise eine Auswahl verbrauchsstarker Gebiete zu treffen; denn 
es werden von der Statistik nur beschäftigungsstarke Regionen 
ausgewiesen. Daher müssen hier alle Verbrauchsgebiete erfaßt 
werden. 
Für jeden einzelnen Industriezweig können nun die Gebiete ange-
geben werden, die bei einer regionalen Verbrauchsverteilung er-
faßt werden müssen: 
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Gummi- und Asbest• Kunststoffverarbe1tende Chemiefaser-
1ndustr1e Industrie erzeugung 
Region Verbrauch Region Verbrauch Region Verbrauch 
103t 10 3t 103t 
Hamburg,Nieder- 124,7 Ni eders.achsen 160,6 Nordrhein- 267,3 
sachsen Westfalen 
Nordrhein- Nordrhein- ßaden-llUrttem-
Westfalen 46, l Westfalen 453,4 berg 61,5 
Hessen,Baden- Hessen,Rheinland- Region 
WUrttemberg 93,6 Pfalz 327,7 Parisienne 12,4 
Paris,Region Baden-WUrttemberg, Nord 17 ,9 
Parisienne 157,7 Bayern 631,6 
Massif Central, Paris,Region Ardenne 73,7 
Ardenne 69,6 Parisienne 390,4 
Piemonte,Lom- Ardenne 226,- Piemonte,Lom-
ba rd i a 154,6 ba rd i a 149,9 
Andere Provincen 67,5 Piemonte,Lom- 580,3 Niederlande 93,-
bardia 
Belgien/Luxemburg 54. - Veneto,Emil ia- 217,8 Belgien/Luxemburg 35,-
Roma g na 
Andere Provincen 177 .-
Belgien/Luxemburg 204,5 
EWG 770,- EWG 3389,5 EWG 710,7 
Tabelle 12: Schwerpunktregionen für das Absatzprogramm des ~o­
dellchemiekomplexes 




100 = 70,93% des Synthesekautschukverbrauchs 
100 = 85,87% des Verbrauchs an Polymerisaten 
100 = 69,19% des Chemiefaserverbrauchs 
in den EWG-Ländern erfaßt. 
4.3.4 Die Festlegung repr~sentativer Verbrauchsorte für den 
Absatz der Produktgruppen 
Für die im vorigen Absatz herausgearbeiteten Verbrauchsgebiete 
gilt es nun, repräsentative Orte zu bestimmen, in denen die Ein-
richtung von Verteilungslagern sinnvoll wäre. 
4. 3. 4. 1 Synthesekautschuke 
Für die Gruppe Synthesekautschuke lassen sich folgende Absatz-
schwerpunkte {Städte) bestimmen /72-77/: 
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Hamburg l:lanna~e t 
Hanau Mannheim 
Paris Montargis 
Cl e rmon t-Fe rra nd Lyon 
Turin Mailand 
Gent Brüssel Lüttich 
Arnheim Enschede 
Die einzelnen Städtepaare können, da sie geographisch eng benach-
bart an Verkehrsadern liegen, als kollineare Standorte angesehen 
werden. Die jeweiligen Absatzorte fallen dann, wie unter 4.2.2.3.1 
nachgewiesen, auf die jeweils verbrauchsstärksten Standorte 
(im Text unterstrichen). 
4.3.4 2 Po 1 me r i s a t e 
Bei den Polymerisaten sind die Verbrauchsschwerpunkte nicht so 
eindeutig zu bestimmen [77], Vielmehr kommt innerhalb der ver-
brauchsstarken Gebiete jeweils eine Vielzahl an kleineren Ver-
waltungseinheiten als Standorte für die Errichtung von Vertei-
lungslagern in Betracht [72,S.35,36]. Repräsentative Städte können zum 
einen Teil nach dem 11 Bekanntheitsgrad 11 der dort produzierenden 
Kunststoffverarbeiter ermittelt werden, zum anderen wiederum 
mit Hilfe der angegebenen Literatur [72-76 ]. Danach ergeben 
sich folgende Städte als mögliche Verteilungslager: 
Hannover, Köln, Frankfurt, Ingolstadt, Paris, Lyon, Mailand, 
Venedig, Antwerpen und Rotterdam. 
4.3.4.3 Kondensate (Polyester, Polyamide, Polyacrylate) 
Für die Kondensate gelten ähnliche Oberlegungen wie unter 4.3.4.2 
beschrieben. Auch hier sind die Kapazitäten der Kunstfaserer-
zeuger nicht auf ganz wenige Städte konzentriert. Daher wurden 
zur Bestimmung der Verteilungsschwerpunkte die gleichen Metho-
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den wie oben angewendet; Hieraus ergeben sich die folgenden 
repräsentativen Städte: 
Köln, Mannheim, Pariso Lyon, Turin, Rotterdam und Antwerpen. 
4.4. Die Berechnun des Verbra chs einzelner Gebiete an 
petrochemischen Grund- und Zwischenprodukten 
4.4.1 Geschätzte Verbrauchsan ile in den EWG-Ländern 
Ober Produktion, Außenhandel und Verbrauch chemischer Grund-
und Zwischenprodukte liegt auf Länderebene kein geschlossenes 
statistisches Material vor. Selbst in der BRD, die die ausführ-
lichste aller Produktionsstatistiken besitzt, werden aufgrund 
der Geheimhaltungsvorschriften für einzelne Produkte, z.B. 
Isopropanol oder Methyläthylketon weder Mengen- noch Wertan-
gaben veröffentlicht [86]. Um dennoch eine Aussage über das 
Absatzpotential der vom Industriekomplex erzeugten Produkte 
machen zu können, wurden für jedes einzelne Produkt und Land 
Produktionsangaben aus diversen Statistiken und Fachbüchern [87;6, 
S.79/80}verwendet und mit der EWG-Außenhandelsstatistik [88] 
zu Verbrauchsangaben verknüpft. Das Ergebnis ist die folgende 
Tabelle, die den Verbrauch der relevanten Produkte, verteilt 
nach Ländern, enthält. Bei den ca.-Angaben handelt es sich um 
geschätzte Produktionsangaben aus Fachzeitschriften. 
Länder Frankreich Bel ./Lux. Ni ede rl ande BRD Italien EWG 
Produkte 10 3t 10 3t 103t 10 3t 10 3t 10 3t 
Natronlauge 1142,4 233,9 ca. 470,3 ca. 186 0 '6 926,-
Propylen 710,9 ca. 98,2 269,1 ca. 1087,9 ca. 480,4 ca. 
Butadien 1165,6 ca. 19,6 40,8 ca. 367,3 97,5 ca. 
Benzol 458,3 29,- 451,4 ca. 980,4 521,7 ca„ 
0-Xy l o l 40,4 ca. 1'4 11,9 ca. 175,- 219,4 ca. 
P- Xy l o l 76,9 ca. 33,4 166,- ca. 16 8' 4 172,4 ca. 
Isopropanol 102,4 9,4 116,9 ca. 181,1 49 , 9 ca. 
Propylenoxi d 65,2 ca. 10,8 14,1 101,1 ca. 41,5 
Aceton 12 5 '1 11 ' - 93,5 ca. 74,1 ca. 125,4 ca. 1 l.O 
MEK 50,2 ca. 2 '6 55,9 ca. 84,9 15,1 
U1 
ca. 
Acrylsäure 0,7 0,2 0,4 ca. 59,6 ca. 18,5 
Summe 3938,l ca. 449,5 ca. 1690,7 ca. 5139,6 ca. 2667,8 ca. 13.885,7 
Motorenbenzin 12390,- 2331,- 3045,- 16052,- 10221,- 44.039,-
Dieselkraftstoff 38272,- 8345,- 6631,- 55524,- 12509,- 121.281,-
Tabelle 13 : Verbrauch wichtiger chemischer Grund- und Zwischenprodukte sowie Treibstoffe 
in der EWG 1970 
4.4.2 Regionale Verbrauchsschwerpunkte fUr Grund- und 
Zw i s c h e n rod u kt e 
Die bereits zitierte Erhebung Uber "Struktur und Verteilung 
der Löhne" [69] erlaubt eine regionale Aufgliederung des Ver-
brauchs chemischer Grund- und Zwischenprodukte. Daraus ergibt 
sieh die in Anlage III,S. 4 errechnete regionale Verbrauchsver-
teilung. Hier können in Deutschland wieder die Regionen Hessen 
und Rheinland-Pfalz, in Frankreich Paris und das Pariser Becken 
und in Italien Piemont und die Lombardei zusammengefaßt werden 
[77]. Wegen des starken Ausbaus der petrochemischen Kapazitäten 
im Gebiet um Rotterdam wird keine regionale Aufteilung des 





10 3 t 
XGZ > 1700 
XGZ > 1100 
XGZ > 600 
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XGZ > 200 





















Tabelle 14 Die regi.onale Aufteilung des Verbrauchs an 
Grund- und Zwischenprodukten in der EWG 
Die aus diesen Angaben zu konstruierende Lorenzkurve zeigt, 
daß der relativ höchste Informationsgrad Uber die räumliche 
Verteilung schon bei Erfassung aller Regionen mit einem Ver-
brauch ~ 600 jato Grund- und Zwischenprodukte erreicht ist. 
Es s o 1 l.e n m i t h i n n ur d i e große n Ve r b r au c h s r e g i o n e n N RW , 
Hessen, Rheinland-Pfalz, Paris - Pariser Becken, Axe rhodanien, 
Piemont - Lombardei sowie Holland insgesamt betrachtet werden. 
Obwohl durch diese Beschränkung nur 65 % des Gesamtverbrauchs 
der untersuchten Produkte erfaßt werden, erscheint es dennoch 
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sinnvoll, mit diesem Ergebnis zu arbeiten, da das Verbrauchs-
potential der ausgewählten Gebiete groß genug ist, um den 
Absatz der Produkte des Chemiekomplexes zu gewährleisten. 
4.4.3 Repräsentative Absatzorte für Grund- und Zwischenpro-
dukte 
Die repräsentativen Absatzorte der berücksichtigten Verbrauchs-
gebiete ergeben sich nach den unter 4.2.2.3.1 beschriebenen 
Oberlegungen zur Kollinearität zweier gradlinig verbundener 
Hauptindustriestädte. Danach kann der Gesamtverbrauch einer 
Region dem Ort mit dem jeweils höheren Verbrauch zugeordnet 









Tabelle 15: Repräsentative Absatzorte fUr Grund- und Zwischenprodukte 
Schließlich mußte auch berücksichtigt werden, daß drei Produkt-
arten des Chemiekomplexes, die nicht in der Chemischen Industrie 
weiterverarbeitet werden, sondern als Vergasertreibstoffkompo-
nenten dem Benzin und Dieseltreibstoff beigemischt werden. 
Dies betrifft die Verwendung von c5-Fraktion, M-Xylol, sonst. 
höh. Aromate als Motorenbenzin und Pyrolyseheizöl als Diesel-
treibstoff (vgl. Abb. 15). 
Tabelle 13 weist den Gesamtverbrauch für beide Produktgruppen, 
unterteilt nach Ländern, aus. Hauptverbraucher für Treibstoffe 
sind Kraftfahrzeuge, die wiederum in den Ballungsräumen konzen-
triert sind. Daher können die zur Treibstoffbeimischung vorge-
sehenen Zwischenprodukte des Chemiekomplexes proportional zum 
Länderverbrauch auf die Hauptballungsgebiete aufgeteilt werden. 
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4.5 Ergebnis 
Als Ergebnis der Untersuchung kann Tabelle 17 angesehen werden. 
Sie enthält eine Zusammenstellung der potentiell absetzbaren 
Mengen der untersuchten Produktgruppen in den repräsentativen 
Absatzorten: 
Produkt- Absatz Absatz Absatz Absatz 
gruppen Grund- und Synthese- Polymeri- Konden-
Zwischenprodukte kautschuke sate sate 
Absatzorte lo 3 t lo 3 t lo 3 t lo 3 t 
Hannover 124,7 180,6 
Köln 25o5,4 48,1 453,4 2 6 7 '3 
Mannheim 1913,3 93,6 643,5 61'5 
Ingolstadt 316 ' -
Paris 976,4 15 7 '7 39o,4 3o,3 
Lyon 996,4 69,6 226,- 73,7 
Mailand lo56,8 154,8 58o,3 149,9 
Venedig 217,8 
Rotterdam 169o,7 67,5 17 7 ' - 93,-
Antwerpen 54,- 2o4,5 35,-
Summe 9139,- 770,- 3389,5 71o,7 
Tabelle 17: Absatzpotential des Chemiekomplexes nach Produkt-
gruppen und Absatzorten 
Der Untersuchungsraum ist nun auch hinsichtlich der Verbrauchs-
schwerpunkte abgegrenzt. Die weiteren exogen in das Modell 
eingehenden Daten werden bei der Darstellung eines numerischen 
Lösungsansatzes für das Standortmodell im folgenden Kapitel 
beschrieben. 
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5. ERARBEITUNG EINES RECHENPROGRAMMS ZUR LOSUNG DES STANDORT-
MODELLS - QUANTITATIVE BESTIMMUNG DER AUFWANDS- UND ERTRAGS-
KOMPONENTEN UNTER BESONDERER BEROCKSICHTIGUNG DES ALTERNA-
TIVEN EINSATZES KONVENTIONELLER KRAFTWERKE UND HOCHTEMPERA-
TURREAKTOREN IN DAS MODELL 
5.1 Die standortunabhängige Berechnung der Herstellkosten des 
einzelnen Verfahrens 
Die Herstellkosten bilden den größten und wichtigsten Teil des 
gesamten Aufwandes für ein Verfahren in der Chemischen Industrie 
[66, S. 369]. Sie können definiert werden als "die Kosten, die 
durch die reine Produktion und in den ihr vorgelagerten Kosten-
bereichen: Beschaffung und Lagerhaltung verursacht werden" 
[8 9 , S . 4 O] . D i e He r s t e 1 1 k o s t e n w e r de n h i e r z u n ä c h s t s t an d o r t-
un abhängig ermittelt, weil die Grundlagen ihrer Berechnung, z.B. 
Materialeinsatzkoeffizienten, Mannstunden pro Zeiteinheit, Kapi-
taleinsatz in der Literatur ohne Berücksichtigung der individuel-
len Verhältnisse am gegebenen Standort beschrieben werden [vgl. 
z.B. 90, S, 115-226; 91, S. 228-232]. Bei der Bewertung der ein-
zelnen Kostenarten sind jedoch landes- und zeitspezifische Ge-
gebenheiten z.B. Material-, Lohn- und Steuersätze zu berücksich-
tigen. Eine standortunabhängige Berechnung der Verfahrenskosten 
heißt in diesem Abschnitt mithin: Bewertung unter Berücksichtigung 
der gegebenen Preisverhältnisse in der BRD im Jahre 1973. 
5.1.1 Die Herstellkostenarten im einzelnen - Beschreibung und 
Bewertung -
Bei der Vorkalkulation der Herstellkosten eines Verfahrens sind 










5.1.1.1 Kaei tal kosten 
Die Kapitalkosten setzen sich zusammen aus den Kostenunterarten: 
kalkulatorische Abschreibungen, kalkulatorische Wagnisse und 
kalkulatorische Zinsen. Abschreibungen und Wagnisse werden be-
rechnet vom Neuwert-bzw. von den Anschaffungskostendereinzel-
nen Prozeßanlage (Anlageinvestition). Die Berechnungsgrundlage 
für die Zinsen ist das gesamte zur Produktionsdurchführung be-
nötigte Kapital; das sind Anlage- und Umlaufkapital. Bei der 
Berechnung von Anlage- und Umlaufkapital wird das folgende Kal-
kulationsschema einheitlich verwendet: 
1. Prozeßanlage 
Bauteil 
Apparate und Maschinen 
Roh r 1 e i tun g e n , 1 n s t r u me n t i e r u n g 
Isolierungen, elektrische Einrichtungen 
2. + Montagekosten 
3. = Zwischensumme I (onsites) 
4. Neben- und Hilfsbetriebe wie oben 
ohne Dampf- und Stromerzeugung 
5. + Montagekosten 
6. =Zwischensumme II (offsites) 
7. Zwischensumme 1 +Zwischensumme II 
8. + lngenieur,~ebühren 
9. = Zwischensumme III 
10. + Bauzinsen 
11. = Anlagekapital 
ohne Dampf- und Stromerzeugung 
12. + Umlaufkapital 
13. = Gesamtkaeital 
ohne Damef- und Stromerzeugunj, 
Im Programm wurden 11. und 12. mit AV und UV bezeichnet. 
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Bei der Errechnung des gesamten Kapitalbedarfs der Prozeßanlagen 
wurde soweit wie möglich ein einheitliches 
Quellenmaterial [92] verwendet. Die übrigen Angaben wurden durch 
Befragungen [93,94,95,96,97] ergänzt. Für die Umrechnung der 
Referenzangaben auf d~e benötigten Kapazitäten des Modell-Chemie-
komplexes und für die Projektion der Daten auf einen einheitlichen 




CE Inflationsindex (o) 
Wechselkurs (n) 
Der Gesamtanlagebedarf einer Prozeßanlage läßt sich unter Berück-
sichtigung von Referenzangaben und Übertragung der Angaben auf 
europäische Verhältnisse wie folgt berechnen: 
G V ( 1 , t, Ce ff) = [A V ( I , t, C Re f) + 
(Ceff(I)·ßRef(I) )a 
CRef( I). ßeff·Y 
Hierbei bedeuten zusätzlich: 
1 Verfahren 
_oJl)_ UV(l,t,CRef)] • OTT-;tJ 
t Zeitpunkt der Berechnung 
t Zeitpunkt der Berechnung im Datenmaterial 
Ceff gewünschte Kapazität 
CRef Kapazität der Referenzanlage 
ßRef Kapazitätsausnutzungsfaktor der Referenzanlage 
ßeff Kapazitätsausnutzungsfaktor der Modellanlage 
• n ( t) 
10 3 DM 
Die anzuwendende kalkulatorische Abschreibungsmethode hat sich 
nach der voraussichtlichen wirtschaftlichen Nutzungsdauer sowie 
nach dem Grad der jährlichen Beanspruchung der Anlage zu richten. 
Im Quellenmaterial werden überwiegend Abschreibungszeiträume von 
10 Jahren bei linearem Abschreibungsverfahren angegeben. Ein 
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Restwert der Anlage wird nicht berücksichtigt. Es wird vielmehr 
davon ausgegangen, daß die Abbruchkosten den Rest-(Schrott-)Wert 
der Anlage ausgleichen. Im Modell wird daher für alle Anlgen mit 
einer jährlichen kalkulatorischen Abschreibungssumme von 
A KALK ( I ) = 0, 1 • A V ( I ) 10 3 DM/a 
gerechnet. 
In Chemiebetrieben hat das Anlagerisiko- bzw. das Katastrophenwag-
nis die größte Bedeutung. Der jährliche Mittelwert der Wagnis-
kosten beträgt: 
WKALK(I) = 0,01 • AV (I) 10 3 DM/ a 
Die kalkulatorischen Zinsen auf das Anlagevermögen werden von den 
jährlichen Restwerten der Prozeßanlagen berechnet. Die Art der 
Finanzierung ist in der betrieblichen Kostenrechnung dabei un-
maßgeblich. Die Höhe des Kalkulationszinsfußes richtet sich nach 
dem langfristigen Kapitalmarktzinsfuß, der hier mit 8 %/a ange-
setzt wird. Um zu vermeiden, daß in den einzelnen Jahren der 
Lebensdauer der Anlagen durch die abschreibungsbedingte Wertmin-
derung jährlich fallende Zinsbelastungen entstehen, können bei 
linearer Abschreibung, n Nutzungsjahren und dem kalkulatorischen 
Zinssatz i die durchschnittlichen jährlichen Zinsen wie folgt be-
rechnet werden: 
z = I i 2 
n + 1 
n 
Die gesamten kalkulatorischen Zinsen betragen, demnach: 
ZKALK(I) = 0,08 • (0,55·AV·(I) + UV(I)). 10 3 DM/ a 
5. 1. 1. 2 Mate ri a 1 kosten 
Die Materialkosten umfassen Rohstoff-, Hilfsstoff- und Betriebs-
stoffkosten. Die erforderlichen Mengen ergeben sich aus den Ma-
terialbilanzen der einzelnen Verfahren. Die Bewertung der Mengen 
pro Verfahren kann zu Bezugskosten frei Werk oder zu Verrechnungs-
preisen erfolgen. Da es sich bei dem Modell-Chemiekomplex um 
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einen vielstufigen Multiproduktbetrieb handelt, dessen Zwischen-
produkte oftmals wiederum als Rohstoffe in den Folgeprozeß ein-
gehen, werden die Verrechnungspreise für Zwischenprodukte 
(=Rohstoffe der nächsten Stufe) nach dem Opportunitätskosten- · 
prinzip festgestellt, d.h. es wird so verfahren, als mUßten die 
Einsatzmaterialien für jedes einzelne Verfahren am Markt beschafft 
werden. Dies bietet den Vorteil, daß die Herstellungskosten des 
einzelnen Verfahrens unter Berücksichtigung gegebener Marktpreise 
für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe berechnet werden können 
(vgl. auch 5.1.2). Die Materialkosten der einzelnen Verfahren 
sind also: 
m n o 
UKOMAT(I) = ( ~ rm·Prm + ~ h ·phn+ ~ b ·pb )·MEOUT(I) 10 3DM/a 




r, h, b 
Materialkosten 
Haupterzeugnis des Verfahrens 
Rohstoff-, Hilfsstoff-, Betriebsstoff-
menge pro Einheit Haupterzeugnis 




Ein Materialgemeinkostenzus-chlag wird bei der Berechnung nicht 
berücksichtigt, da die Lagerkosten, nach denen der Zuschlag all-
gemein berechnet wird, im Anlagekapital (offsites) der Prozeß-
anlage enthalten sind. 
5.1.1.3 Energiekosten 
Die Energiekosten in der Chemischen Industrie umfassen folgende 
bewertete Energiearten: Hochtemperaturwärme, Prozeßdampf ver-
schiedener Zustände, Wärmeenergie für Heizzwecke, Strom, lnert-
gas (z.B. Stickstoff), Druckluft, Kälteenergie sowie Wasser für 
chemische Umsetzungen, als Lösungsmittel und zur Kühlung. Im 
Modell des Chemie-Komplexes werden diese Energiearten im einzel-
nen berücksichtigt. Dabei wird der Prozeßdampf unterschieden in 
Hochdruck- und Niederdruckprozeßdampf. Die Bewertung der für diese 
Arbeit besonders wichtigen Energiearten wurde bereits oben näher 
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erläutert. Die übrigen Energiearten werden zu durchschnitt-
lichen Erzeugungskosten, wie sie in der Literatur angegeben 
werden, bewertet. Die Berechnung der Energiekosten je Verfahren 




= ( l: 
i = 1 
e ·k )·MEOUT(I) 
n en 






Energieverbrauch der n-ten Energieart 
pro Einheit Haupterzeugnis 
spezifischer Energiekostensatz pro 
Einheit 
Arbeitskosten 
10 3 DM/a 
E/ t 
DM/ E 
Die Arbeitskosten werden bei den Herstellkosten nur insoweit 
erfaßt, als sie mit der Durchführung der Produktion in unmittel-
barem Zusammenhang stehen. Es sind mithin je Verfahren: die Zahl 
de r b e tri e b l i eh e n A r bei t e r , d i e Z a h 1 de s t e c h n i s c h e n üb e rw a c h u n g s -
·p e r s o n a 1 s , de re n d u r c h s c h n i t t 1 i c h e A r bei t s z e i t p r o J a h r s o w i e 
die jeweiligen spezifischen Aufwendungen an Löhnen, Gehältern 
und Nebenkosten zu erfassen. Hierbei sind zwei Besonderheiten 
zu beachten: Erstens wird im Quellenmaterial die Zahl der benö-
tigten betrieblichen Arbeiter pro Verfahren durchweg unter der 
Voraussetzung einer jährlichen Arbeitsleistung von 2000 h/Arbei-
ter angegeben. zweitens ist in einem örtlich konzentrierten 
Multiproduktbetrieb die Zahl des für die unmittelbare Beauf-
sichtigung notwendigen Oberwachungspersonals geringer als die 
Summe des im Quellenmaterial angegebenen überwachsungspersonals 
je Verfahren. Auf die erste Besonderheit wird bei der Berechnung 
der standortabhängigen Arbeitsausgaben (vgl. 5.2.1.4) des gesam-
ten Komplex~s näher eingegangen. Für die hier angestrebte Be-
rechnung werden die im Quellenmaterial veranschlagten 2000/h je 
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Jahr und Arbeiter beibehalten. Schwierigkeit zwei wird durch 
die Annahme eines Zuschlages von 30 % auf die betrieblichen 
A r b e i t e r k o s t e n [ 6 6 , S . 3 8 5] um g a n g e n . D i e b e t r i e b 1 i c h e n A r -
beitskosten je Verfahren lassen sich dann nach folgender 
Formel errechnen: 
KA(I) = ~~~~ A (1) 1 3 . eff . PA' ' 10 3 DM/ a 
wobei: 
C ff(I) D 
= A Re f ( I ) • ( e ) 
CRef(I) 
Es bedeuten zusätzlich: 
KA betriebliche Arbeitskosten 
Aeff tatsächlich benötigte Arbeitskräfte pro Verfahren 1 1/a 
5.1.1.5 
spezifischer Lohn- und Nebenkostensatz je 
Arbeiter 
Zahl der im Referenzverfahren angegebenen 
Arbeitskräfte 





Die Reparaturkosten, worunter in der Chemischen Industrie auch 
Umbauten und zusätzliche Installationen an den Anlagen verstan-
den werden, setzen sich zusammen aus den Reparaturhandwerker-
löhnen, den Reparaturmaterialkosten und Reparaturgemeinkosten. 
Da die Reparaturkosten während der Lebensdauer der Anlagen 
nicht konstant bleiben, sondern steigen, wird im Quellenmate-
rial meist ein Mittelwert angegeben, der prozentual vom Neuwert 
der Anlage (Gesamtanlagekapital) geschätzt ist. 
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KRep(I) = r(I) · AK(I) 10 3 DM/a 
Hier ist: 
r(I) der durchschnittliche jährliche Reparaturkostensatz· 
des jeweiligen Verfahrens. 
5.1.1.6 Analysekosten 
Analysekosten fallen für die laufenden Kontrollen von Rohstof-
fen, Zwischen- und Endprodukten an. Man schätzt durchschnitt-
liche Richtwerte von 15 % der betrieblichen Arbeitskosten. 
10 3 DM/a 
KAnal Analysekosten 
5.1.1.7 Kostensteuern 
Bei der Berechnung der Kostensteuern sind zu berücksichtigen: 
Vermögenssteuer, Gewerbekapitalsteuer, Grundsteuer und evtl. 
Lohnsummensteuer. Im Rechenprogramm werden diese Steuerarten 
nicht im einzelnen ausgewiesen. Vielmehr soll [66, S. 390] ge-
folgt werden; dort wird hierfür bei Annahme einer 50 %igen 
Fremdfinanzierung der Anlagen ein durchschnittlicher Wert von 









103 DM/ a 
Die örtlich konzentrierte Produktion in mehreren Betrieben 
zwingt zur Schlüsselung bestimmterl Kostenarten. Das sind z.B. 
die Kosten der Werksleitung, die innerhalb des Betriebes an-
fallenden Verkehrskosten, die Unterhaltungskosten für die ge-
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samten Nebenanlagen. Umfang und Zuschlagsgrundlage der Werksge-
meinkosten werden in der Literatur unterschiedlich angegeben. 
Nach e i n e r F i r me n a u s k u n f t [9 3} i s t e i n Z u s c h 1 a g s s a t z von 12 0 % 
auf die gesamten Arbeitskosten für das Jahr 1973 
repräsentativ. 
10 3 DM/ a 
Werksgemeinkosten 
5. 1. 2 Die Berechnung des Ertra9s des einzelnen Verfahrens 
Es ist ein Kennzeichen der Chemischen Industrie, daß in einem 
Verfahren oft gleichzeitig mehrere Produkte erzeugt werden 
(Kuppelproduktion). Dies führt zu den bekannten Problemen der 
Bewertung der einzelnen Erzeugnisse. In dieser Arbeit wird 
die Bewertung der Kuppelprodukte zu Marktpreisen gewählt. 
Hierdurch kann die Wirtschaftlichkeit des einzelnen Verfahrens 
an dem Knappheitsgrad der hervorgebrachten betrieblichen Lei-
stung gemessen werden. Aus programmiertechnischen Gründen wird 
für jedes Verfahren ein Hauptprodukt gewählt, dessen Output 
gleich eins gesetzt und die übrigen gleichzeitig entstehenden 
Produkte als Koeffizienten dieses spezifischen Outputs ausge-
drückt. So läßt sich der Ertrag eines Verfahrens formelmäßig 
wie folgt bestimmen: 
m 
VERER(I) = { E mm· Pm)· MEOUT{I) 






Ertrag des Verfahrens I 
Mengenoutputfaktor pro Einheit 
Haupterzeugnis 
Marktpreis des erzeugten Produktes 
Outputmenge des Hauptproduktes des 
Verfahrens I 




Aus dieser Art der Berechnung folgt, daß die bewerteten Out-
putmengen (=Erträge) des n-ten Verfahrens entweder als Erlöse 
am Markt erzielt werden oder als bewertete Rohstoffmengen in 
das n+l-Verfahren eingehen können. 
5. 1. 3 Die Berechnun9 des Betriebsergebnisses 
Aufgrund der vorhandenen Gleichungen können nun Gesamtherstell-
kosten, Gesamtertrag, Gesamtgewinn sowie das Betriebsergebnis 
des Modellkomplexes berechnet werden. Kosten- und Erlöskompo-






Kosten s te ue rn 







Die material- und die energieabhängigen Kosten entsprechen den 
oben definierten Material- und Energiekosten. In die kapitalab-
hängigen Kosten gehen die Aufwendungen für Abschreibungen, Wag-
nisse, Zinsen auf Fremdkapital des Anlage- und Umlaufvermögens 
sowie die Reparaturaufwendungen ein .. Die arbeitsabhängigen 
Kosten umfassen betriebliche Arbeitskosten sowie Analyse- und 
Werksgemeinkosten, da für beide Kostenarten die Arbeitskosten 
Grundlage der Kalkulation sind. Die Kostensteuern werden wegen 
ihres additiven Charakters [99, S. 326} gesondert erfaßt. 
GESGEW(I) = VERER(I) 




- 3,01·2· Aeff(l)·PA 
- UKOST(I) 
34 





Gesamtgewinn des einzelnen Verfahrens 
Betriebsergebnis des Modellkomplexes 
5.2 Der Obergang von einer statischen, verfahrensbezogenen 
Kostenberechnung zu einer mehrperiodischen Investitions-
rechnun für den es amten Model lko 
5.2.1 Festlegung des PJ_anungshorizontes sowie der Zeitschritte 
der Einnahmen/Ausgaben-Rechnung 
Aus den im Abschnitt 5.1 vorgestellten Kosteneinflußgrößen wird 
deutlich, daß das rechnerische Ergebnis der Gewinnermittlung 
für das einzelne Verfahren und für den Gesamtkomplex statischen 
Charakter trägt, da keine sich im Zeitablauf ändernden Einfluß-
faktoren in die Betrachtung miteinbezogen werden. Die Berechnung 
wird ferner aus dem Blickwinkel der betrieblichen Kostenkalkula-
tion durchgeführt, d.h. das Gesamtergebni's stellt sich als die 
Addition des periodischen Werteverzehrs (und Erfolgs) der ein-
zelnen Verfahren dar. Gemäß den getroffenen Voraussetzungen wird 
ferner nicht unterschieden zwischen solchen Leistungsverzehrs-
und Erfolgsgrößen, die zu Zahlungsvorgängen führen, und solchen, 
die rein verrechnungstechnischen Charakter haben. 
Da Standortentscheidungen jedoch langfristigen Charakter tragen 
und als wesentliches Teilgebiet der Investitionsentscheidungen 
angesehen werden können (vgl. 3.1.1.3), sollen die drei genann-
ten begrenzenden Voraussetzungen nacheinander aufgehoben werden. 
Jede Investitionsüberlegung verlangt die Festlegung eines 
Planungshorizontes sowie die Bestimmung der Zeitintervalle, für 
die Berechnungen durchgeführt werden sollen. Das zur Verfügung 
stehende Datenmaterial legt eine periodische Rechnung in Jahres-
schritten nahe. Als Planungszeitraum wurden 20 Jahre angesetzt. 
In diesem Zeitraum werden von der Industrie beispielsweise Dar-
lehen zur langfristigen Finanzierung von Investitionsprojekten 
zurückgezahlt; Kraftwerke und insbesondere Chemieanlagen sind 
innerhalb dieses Zeitraums steuertechnisch abgeschrieben; die 
den Berechnungen zugrundeliegenden Prognosedaten erfassen diesen 
Zeitraum.Nicht zuletzt wird, wie aus den Berechnungen 
hervorgeht, der maximale Eigenkapitalertragswert 
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am jeweiligen Standort zwischen dem 17. und 23. Jahr der 
Nutzungsdauer erreicht. 
1 < T < 20 
T Planungszeitraum 
5.2.2 Der Ersatz von Kosten und Verrechnungserlösen durch 
Einnahmen- und Ausgaben 
a 
Von den für die Ermittlung des einzelnen Verfahrens notwendigen 
Verrechnungserlösen werden nur diejenigen in die Investitions-
rechnung übernommen, die bei Realisierung des Projektes zu 
Einnahmen führen. Ebenso wird die Periodisierung des Leistungs-
verzehrs aufgegeben, d.h. Kosteneinflußgrößen werden in der 
zeitlichen Reihenfolge so erfaßt, wie sie tatsächlich zu Aus-
gaben führen. Sowohl für die Einnahmen als auch für die Ausgaben 
soll in diesem Zusammenhang gelten, daß die Zahlungen jeweils 
am Ende einer Jahresperiode anfallen. Diese Feststellungen gel-
ten mit zwei Ausnahmen. Zum einen werden die kalkulatorischen 
Werksgemein-, Analyse-, Wagnis- und Reparaturkosten mit in die 
Einnahmen/Ausgabenrechnung übernommen. Der Grund hierfür ist, 
daß sich anhand des Datenmaterials keine zeitlich exakt bestimm-
baren Ausgabenströme ermitteln lassen. Diese Kostenarten werden 
daher mit den dafür anfallenden Ausgaben (GEMAUS) gleichgesetzt!) 
Zum anderen müssen die finanziellen Abschreibungen für die 
jährliche Gewinnermittlung und die daraus resultierenden Er-
tragssteuerzahlungen in den Rechnungen berücksichtigt werden. 
Sie werden jedoch bei der Berechnung der Periodenüberschüsse 
aus den Ausgaben wieder herausgenommen. Schließlich werden die 
Einnahmen- und Ausgabenreihen, die in unterschiedlichen Perioden 
anfallen, durch die Einführung eines Diskontierungsfaktors, des 
Kalkulationszinsfußes, vergleichbar gemacht. 
1) Diese Rechnung mit durchschnittlichen jährlichen Ausgaben 
kann daher nicht den zeitlich ungleichmäßigen Anfall der 
Reparaturen erfassen. 
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5.3 Die Einführung standort- und zeitabhängiger Zahlun9sreihen 
ohne Berücksichtigung staatlicher Aktivität 
5.3.1 Einnahmen in Abhängigkeit von Erlösen auf Teilmärkten 
Die Art der Verteilung derjenigen Produkte des Komplexes, die 
zu Einnahmen auf den gewählten Teilmärkten führen, wurde bereits 
unter 4.5.4 beschrieben. Da sich die mengenmäßigen Belieferungen 
gemäß den Voraussetzungen nicht ändern, haben die Einnahmen nur 
über die Höhe der spezifischen Produktpreise auf den Teilmärkten 
Einfluß auf den standortabhängigen Eigenkapitalertragswert. Die 
Bestimmung 11 richtiger 11 Preise für die Fertigprodukte dieses 
Modellbeispiels stößt auf große Schwierigkeiten. Denn es fehlen 
innerhalb der betrachteten sechs EWG-Ländern nicht nur regionale 
Industriestatistiken, sondern es werden aus Geheimhaltungsgründen 
von den BENELUX-Staaten sowie von Frankreich auch keine Landes-
produktionsstatistiken, die gleichzeitig Mengen- und Wertangaben 
enthalten, veröffentlicht. Aber auch die in der BRD und in 
Italien veröffentlichten Industriestatistiken sind in bezug auf 
Mengen- und Wertangaben für chemische Produkte nicht vollständig 
oder kompatibel, so daß eine Bewertung der Absatzprodukte nach 
d i e s e n U n t e r 1 a g e n n i c h t mö g 1 i c h i s t • 
Auch das Material anderer nationaler Institutionen wie Industrie-
und Handelskammern, Chemieverbände, chemische Fachzeitschriften 
erscheint für den Zweck dieser Untersuchung nicht verwendbar, da 
die dort veröffentlichten Preisangaben sich auf kleine Endver-
brauchermengen beziehen. 
Es kann aber bei der Bewertung der Absatzprodukte die EWG-Außen-
handelsstatistik [10Q7 herangezogen werden. Dort sind nationale 
Import- und Exportmengen, detailliert nach Produkten,sowie die 
dafür erfolgten Grenzübergangszahlungen (ohne MWST) ausgewiesen. 
Die innerhalb der alten sechs EWG-Länder bewegten Liefermengen 
sowie deren Werte werden außerdem gesondert erfaßt. Für die bei 
dieser Studie relevanten Produkte können hieraus spezifische ge-
glättete Durchschnittswerte gebildet werden,die als Durchschnitts-
preise zu interpretieren sind,zu denen EWG-interne Lieferungen statt-
finden.Dieser Preis wird auch als ein Konkurrenzpreis angesehen, 
an dem sich das Preisniveau eines Produktes in einem Mit-
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gliedland orientiert [95,96]. Er soll daher bei der Be-
wertung der Produkte auf den Teilmärkten Verwendung finden. 
Die Einnahmen der Periode T ergeben sich mithin aus den auf den 
Teilmärkten abgesetzten Mengen und diesen Produktpreisen unter 
Berücksichtigung von Preisänderungen: 
4 10 




i=l o=l , 0 , 0 , 
Einnahmen der Periode T 
abgesetzte Menge des Produktes 
Teilmarkt o 
spezifischer Preis des Produktes 
Teilmarkt o 
r. Preisänderungsrate des Produktes , 
auf dem 
auf dem 
10 3 DM/a 
5.3.2 Transeortausgaben in Abhängigkeit von Entfernung und 
Frachtsätzen 
Bei einer Berechnung von Transportausgaben sind grundsätzlich 
Bezugsausgaben für die von außen bezogenen Rohstoffe sowie Ab-
satztransportausgaben für die an den einzelnen Teilmärkten ab-
zusetzenden Produkte zu berücksichtigen. 
In der Chemischen Industrie werden Produkte, wenn keine beson-
deren Vereinbarungen getroffen werden, "frei Abnehmer" abgerech-
net [95,96], d.h. in den Rohstoffpreisen sind die Bezugsausgaben 
bereits enthalten. Ein gesonderter Ausweis von Anlieferungs-
transportausgaben ist in diesem Industriezweig daher nicht üb-
lich. Mit Ausnahme von Naphtha, dem wichtigsten Rohstoff, werden 
durch den Modellkomplex vergleichsweise unbedeutende Rohstoff-
mengen benötigt. Es kann als realistische Prämisse unterstellt 
werden, daß dieser Bedarf von benachbarten Betriebsstätten und 
nicht von weit entfernt liegenden Erzeugungszentren gedeckt 
wird. 
Die mittlere Transportentfernung von den Bezugsmärkten wird damit 
wesentlich geringer als diejenige zu den Absatzmärkten. Diese 
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Oberlegungen rechtfertigen keine Studie über die Bezugsmärkte 
und damit keinen gesonderten Ausweis der Transportausgaben. 
Es wären mithin lediglich Transportausgaben für Naphtha zu berech-
nen. Naphtha in den vom Modellkomplex benHtigten Mengen (ca.1,8 Mio 
t/a) würde jedoch stets durch ein Rohrleitungssystem von der un-
mittelbar am Standort befindlichen Raffinerie oder per Produk-
tenpipeline angeliefert werden. Die Ausgaben für den Naphtha-
transport hätten,einer Firmenauskunft zufolge [97J, auch bei 
entfernt gelegenen Raffinerien (bis 250 km) nur einen Anteil 
von maximal 3 % der Gesamtausgaben für Naphtha. Außerdem wäre 
eine Ermittlung von Pipelineausgaben wegen der unterschiedlichen 
geographischen Lage der untersuchten Standorte auch nur unter 
groben Schätzungen mHglich. Auf einen Ausweis von Transportaus-
gaben für Naphtha wurde daher ebenfa 11 s verzichtet. Auf den 
Einfluß der unterschiedlichen Rohstoffaus,gaben von Land zu Land 
insgesamt wird jedoch bei der Darstellung der Ergebnisse dieser 
Untersuchung eingegangen werden (vgl. auch 5.3.3). 
Die Absatztransportausgaben dagegen kHnnen im einzelnen ermittelt 
werden. Sie lassen sich aus der Entfernung zwischen Erzeuger-
standort und Absatzort und dem spezifischen Transportausgabensatz 
berechnen. Bei der Feststellung der Entfernungen wurde das Güter-
verkehrsstreckennetz flOV der Eisenbahngesellschaften der ein-
zelnen Länder zugrundegelegt, da dieser Verkehrsweg für den 
Transport voluminHser, dabei hochwertiger Güter besonders im 
grenzüberschreitenden Verkehr in der Chemischen Industrie üblich 
ist [95]. Die Berechnung der - dynamischen - Frachtsätze [102.103] 
erwies sich als kompliziert, denn es gibt keine kontinuierliche 
Transportausgabenfunktion in Abhängigkeit von den Entfernungen 
im innereuropäischen Güterverkehr. Stattdessen ändern sich in 
jedem Land die Frachtsätze pro t und km in Abständen von 50 bis 
100 km. In einem Unterprogramm mußten daher die spezifischen 
Transportausgaben je Standort und Jahr gesondert berechnet wer-
den (vgl. Anlage IV, UPROES). Der errechnete Ausgabensatz - eine 
120·10·20 Matrix - wurde zurück in das Hauptprogramm übergeben. 
Durch Multiplikation mit den für die einzelnen Teilmärkte be-




TRAAUS(J,T) = ~ /TRAKO(J,JVER,T)·MENABS(JVER)/ 10 3DM/a 
TRAAUS(J,T) 
J VER= 1 
jährliche Gesamtabsatztransport-
ausgaben je Standort 
MENABS(JVER) Transportmenge zum Absatzmarkt JVER 
TRAKO(J,JVER,T) Transportausgabensatz je Standort, 
Absatzmarkt und Jahr DM/ t 
5.3.3 Materialausgaben unter besonderer Berücksichti9ung der 
N a p h t h a p re i s e n t w i c k 1 u n g 
Die benötigten Rohstoffe müssen aus den unter 5.3.1 genannten 
Gründen ebenfalls zu Grenzübergangspreisen bewertet werden. 
Außerdem wurde bei der Berechnung der Transportausgaben unter-
stellt, daß eine Belieferung der Rohstoffe am jeweiligen Stand-
ort des Modellkomplexes aus dem Inland erfolgt. Daher wurde die 
Bewertung der Rohstoffbezugsmengen auf der Grundlage nationaler 
geglätteter Durchschnitts-Importpreise der Jahre 1970-1972 durch-
geführt. Der Versuch, Prognosen für eine Preisentwicklung der 
sehr heterogenen Faktorinputs zu übernehmen oder zu erarbeiten, 
wurde angesichts fehlender oder widersprüchlicher Unterlagen 
nicht weiter verfolgt. 
Sonstige Hilfs- und Betriebsstoffe - außer Energie - wurden 
standortunabhängig in das Modell übernommen, da sie aufgrund 
der benötigten Mengen und Werte keinen Einfluß auf die Stand-
ortqualität nehmen können. 
Die Unsicherheit bzw. Unmöglichkeit einer langfristigen Preis-
vorhersage (in den 6 EWG-Ländern) betrifft auch den für die 
Ausgabenentwicklung des Modellkomplexes besonders wichtigen 
Rohstoff Naphtha. Dieses Kuppelprodukt der Mineralöldestilla-
tion wird nahezu ausschließlich in der Petrochemie zur Erzeu-
g u n g c h e m i s c h e r G r u n d - u n d Z w i s c h e n p rod u k t e v e rw e n de t • S o 1 an g e 
keine grundsätzlich neuen Verfahren zur Erzeugung organischer 
Chemieprodukte auf nicht-petrochemischer Basis produktions-
technisch einsatzfähig und ökonomisch konkurrenzfähig sind, 
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wird das Wachstum der mengenmäßigen Nachfrage nach Naphtha be-
stimmt durch das Wachstum der jeweiligen Kohlenstoffchemie in 
den sechs EWG-Ländern. Das Wachstum dieses wesentlichsten Zweiges 
der Chemischen Industrie erscheint jedoch angesichts der derzei-
tigen Energiesituation nicht mehr als eine Funktion der Ent-
wicklung neuer Produkte oder des Eindringens in substitutive Märk-
te, sondern als eine Funktion der Verfügbarkeit von Mineralöl, 
aus dem Naphtha entsteht. Diese Verfügbarkeit oder Verfügbar-
machung unterliegt jedoch neuerdings nicht mehr allein tech-
nisch-ökonomischen, sondern politischen Einflüssen. Eine Prognose 
über die Entwicklung des mengenmäßigen Angebotzuwachses und des 
zukünftigen Preises für Erdöl und auch von Mineralölfolgeproduk-
ten ist daher für die 6 EWG-Ländern nach dem derzeitigen Stand 
der Kenntnisse nicht möglich [104]. Wären demzufolge zwar die 
Nachfragebedingungen von Naphtha bestimmbar, nicht jedoch dieje-
nigen des Angebots, so muß der Versuch jeder differenzierten 
Aussage über die zukünftige Preisentwicklung von Naphtha unter-
bleiben. 
Es wird deshalb, wie auch schon bei der Darstellung des Investi-
tionsvergleichs Hochtemperaturreaktor-ölkraftwerk der Naphtha-
preis für die Jahre 1973 und 1974 sowie seine Rate der zukünf-
tigen jährlichen Preissteigerung als Parameter in das Modell 
eingegeben. Variationen dieses Parameters führen zu den gleichen 
absoluten Veränderungen der Ausgabenseiten für Rohstoffe, mithin 
auch zu prozentual gleichen Änderungen der Eigenkapitalertrags-
werte, sowohl im Fallbeispiel mit konventioneller als auch im 
Fallbeispiel mit nuklearer Energieversorgung des Modellkomplexes. 
Eine Veränderung der relativen Standortqualität findet dadurch 
also nicht statt. 
Die gesamten Materialausgaben sind danach: 




Materialausgaben je Standort und Periode 
Standortabhängige und standortunabhängige 
Ausgaben für Roh-,Hilfs- und Betriebsstoffe 
Naphthajahresbezugsmenge 
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5 0 3. 4 Energieaus9aben in Abhän9igkeit vom Brennstoffwärmepreis 
Bei den im folgenden durchgeführten Berechnungen sind lediglich 
diejenigen Ausgaben berücksichtigt, die durch die Beschaffung 
der jährlich benötigten Energiemengen anfallen. Alle übrigen 
Ausgaben, d.h. die jährlich anfallenden Zahlungen für Kapital, 
V e r s i c h e r u n g e n , Re p a r a t u r e n , B e d i e n u n g u n d V e rw a 1 t u n g s i n d i n 
den entsprechenden Ausgabenreihen des Gesamtkomplexes erfaßt. 
5.3.4.1 Der Unterschiedezwischen nuklearen und konventionellen 
Brennstoffausgaben 
Für die Herstellung von 1 kg U-235 mit einem Anreicherungsgrad 
von 93 % sind folgende Natururanmengen notwendig fJ.05, S. 13/1'±}: 
M = l . 0,93 - 0,002 




Bei einem Leistungspreis von 6 i/lb u3o8 setzt sich der Her-
stellungspreis von 40.000 DM/kg U-235 (93%), entsprechend 
40 DM/g, zusammen aus: 
PU 235 = 175,0943•2,6·6·3,20 + CAN = 40000 DM/kg 
CAN Kosten der Anreicherung 
Der Preis des Natururans geht in den Preis für U-235 (93 % An-
reicherung) danach mit 21,84 % ein. Der Preis pro Einheit Brenn-
stoff für den PR 500 ändert sich mithin in Abhängigkeit vom 
Natururanpreis nach folgender im Rechenprogramm verwendeten 
Gleichung: 
(0,93-0,0026 T-1 URANP=[(ä,'0073-n,o 2)'49,92·(1+URP) +31259,29):1000 DM/ g 
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URP = Preissteigerungsrate für Natururan 
(U 308 ) 
U R P = 0 , 0 6 /2 7 ] 
1/ a 
Die gesamten jährlichen Ausgaben für die nuklearen Brennelemen-
te in Abhängigkeit vom bewerteten Gehalt an U-235 betragen dann: 
NA = Z • (Cf+ r · URANP) 10 3 DM/ a 
NA Ausgaben für nukleare Brennelemente 
r Uran-235-Gehalt eines Brennelementes g/ BE 
URANP Preis je Einheit Uran-235 DM/g 
cf Ausgaben für Fremdfabrikation DM/BE 
Diese Ausgaben werden als standortunabhängig angesehen, da trotz 
des aus Sicherheitsgründen notwendigen Spezialtransports von 
jährlich ca. 170300 Kugeln bei einem spezifischen Gewicht einer 
Kugel von 12,6 g nur ca. 2,2 Tonnen Material transportiert wer-
den müssen. 
Die jährlichen Ausgaben für Heizöl S eines .500 MWth ölkraftwerks 





OEA = OEM • OELP J 
Ausgaben für Heizöl 
Standort- und zeitabhängiger Heizölpreis 
Verbrauchte Heizölmenge 
10 3 DM/a 
DM/ t 
10 3 t/ a 
Der Heizölpreis ist im Gegensatz zum Weltmarktpreis von U-235 
standortabhängig, wie aus statistischen Unterlagen hervorgeht 
[106, S. 113-151; 39, S. 114-137]. Die ölpreissteigerungsrate 
kann als Parameter, wie in Kapitel 2., variiert werden. Der Bedarf 
a n He i z ö l f ü r e i n 5 0 0 MW t h ö 1 k r a f t w e r k b e t r ä g t j ä h r 1 i c h c a • 
391170 t. 
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5.3.4.2 Die Berechnung der ~esamten jährlichen Ausgaben des 
Modellkomplexes für Energie 
Der zusätzliche Brennstoffbedarf für die Erzeugung von 200 MWth 
hochtemperaturiger Wärme wird mit 915 kcal/kwhth bei nuklearer 
Wärmeerzeugung, bzw. 935 kcal/kwhth bei Ölfeuerung angegeben 
/107/. Dabei werden Wärmetauscherwi rkungsgrade von nth = 0,94 
bzw. n = 0,92 angenommen. 
Damit errechnen sich jährliche Brennstoffausgaben im Fall der 
n u k 1 e a re n H o c h t e m p e r a t u rw ä r me e r z e u g u n g : 
NA = 915· 200· 8000 • (34,20+0,96·URANP) 
HTnuc 20,92·106 
NAHTnuc Brennstoffausgaben für die Erzeugung von 
n u k 1 e a r e r H T - W ä r me 
103 DM/a 
u n d i m Fa 1 1 e de r k o n v e n t i o n e 1 1 e n H o c h t e m p e r a t u r w ä r me e r z e u g u n g : 
NA = 935·200·8000 , OELPJ 
HTkon 9800·103 
NAHTkon Brennstoffausgaben für die Erzeugung von 
konventioneller HT-Wärme 
1 o3 DM/ a 
Die jährlichen Ausgaben für den gesamten Energiebedarf des 
Modellchemiekomplexes lassen sich nun berechnen aus den Brenn-
stoffausgaben der Kraftwerke sowie aus den Ausgaben für den 
sonstigen Energieverbrauch, die bei den Herstellkosten des 
einzelnen Verfahrens berechnet wurden und als pagatorische 
Größen in die Investitionsrechnung übernommen wurden. Im Falle 
der nuklearen Energieerzeugung errechnen sich die gesamten Ener-
gieausgaben: 
NUCAUS(J,T) = ENKOST 
+ [34,2 + 0,96·URANP] 
. r.4·2~5~2689·8 + 91~0~~~·8} 10 3 DM/a 
NUCAUS Gesamte Energieausgaben des Modellkomplexes 
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Im Falle der konventionellen Energieerzeugung gilt: 
5. 3. 5 
OEAUS(J,T) = ENKOST 
+ OELPJ 
[ 4·2470·194·8 + 935·200·~7 9800 9800 J 10
3 DM/ a 
Arbeitsaus9aben in Abhän9_i9keit von Arbeitskostensätzen, 
durchschnittlicher Arbeitszeit sowie dem Verhältnis 
Arbeiter/Angestellte 
Die standortunabhängige Berechnung der betrieblichen Arbeits-
kosten des einzelnen Verfahrens stellt ab auf einen durchschnitt-
lichen Preis für den Faktor Arbeit in der Chemischen Industrie 
der BRD sowie auf eine Arbeitszeit von 2000 h/a. Demzufolge sind 
die tatsächlichen, regional unterschiedli'chen Arbeitszeiten und 
Arbeitskosten sowie das Verhältnis Arbeiter-Angestellte nicht 
ausgewiesen worden. Die tatsächlichen Arbeitsbedingungen in den 
untersuchten Ländern sollen nun im einzelnen berücksichtigt 
werden. 
Den Berechnungen liegt eine die Arbeitskosten regional und nach 
Industriegruppen und -untergruppen vergleichende Untersuchung 
in den EWG-Ländern zugrunde. Die in der Studie gewählte Defini-
tion für Arbeiter [40, S. 9] entspricht derjenigen, die für die 
Festlegung der Zahl der betrieblichen Arbeiter je Verfahren 
verwendet wurde. Hiervon lassen sich eindeutig die Angestellten, 
d.h. "die Meister, das Oberwachungspersonal, die Ingenieure, 
die leitenden Angestellten sowie das Direktionspersonal des 
Unternehmens" unterscheiden. Vorstandsmitglieder,bzw. die Gene-
raldirektoren von Unternehmen sind hingegen nicht in die Unter-
suchung einbezogen. Deren Arbeitskosten werden von dieser Unter-
suchung daher nicht erfaßt. 
Da die durchschnittlichen Arbeitszeiten von Angestellten und Ar-
beitern in den einzelnen Verwaltungsregionen der EWG-Länder 
deutlich unterschiedlich sind, der Modellkomplex aber auf eine 
bestimmte Arbeitszeit ausgelegt w~rde (8000 Betriebsstunden/a) 
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bzw. 2000 Arbeitsstunden pro Arbeitnehmer, wird die tatsächl i eh 
nötige Zahl an Arbeitnehmern durch KorrekturfaktoreJ)an diese 
Betriebsstundenzeit angeglichen. Ebenso kann aus der Statistik 
das innerhalb der einzelnen Länder erstaunlich variierende Ver-
hältnis von Arbeitern zu Angestellten herausgearbeitet werden 
[ 4 0 , S • 6 8- 1 0 9] • De r i n d e r S t u d i e v e rw e n de t e B e g r i ff de r A r -
beitskosten je Arbeiter und Angestellten umfaßt nicht nur die 
direkten Lohn- und Gehaltszahlungen, sondern auch alle Nebenver-
gütungen und Sozialleistungen, die die Betriebe für die Be-
schäftigung eines Arbeiters oder eines Angestellten pagatorisch 
aufwenden müssen [40, S. 10, 328, 446]. Dieser Begriff ent-
spricht mithin der für dieses Modellbeispiel geltenden Forderung 
nach Feststellung der Ausgaben für die benötigte Arbeitskraft. 
Daher soll der spezifische Arbeitskostensatz der EWG-Studie, 
der sowohl für die Bereiche der Herstellung Chemischer Grund-
stoffe, als auch für die Bereiche Gummi, Kunststoff, Chemie-
f a s e r n g e t r e n n t e r m i t t e 1 t w u r de , a 1 s B a s i s w e r t V e rw e n du n g f i n de n . 
Bei der Dynamisierung dieses Wertes, der sich für die einzelnen 
Länder unterschiedlich entwickelt, sollen die Daten der 
PROGNOS AG [26, s. 264} Verwendung finden. 
Die standortabhängigen Ausgaben für Arbeiter und Angestellte 
lassen sich nach diesen Oberlegungen in folgender Gleichung dar-
stellen: 
ARBAUS(J,T) = 
13 l VGR(J) 
l: Aeff(I)·2·PGR(J,T)·2000·(zAGR{J) + ZAflfGR(J)} 
i = 1 
34 VK(J) 
+ l: A ff(I)·2·PK(J,T)·2000·( l + 
i=l4 e ZAK(J) ZANK(J) 
Hierbei bedeuten: 
ARBAUS(J ,T) 
P GR ( J , T ) 
Ausgaben für Arbeiter und Angestellte 
je Standort und Berechnungsperiode 
Arbeitskostenstundensatz im Industrie-
zweig chemische Grundstoffe je Stand-
ort und Berechnungsperiode DM/ a 









5. 3. 6 
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A rb e i t s k o s t e n s tun den s atz i m In du s tri e -
zwei g Gummi, Kunststoffe, Kunstfasern 
je St an dort 
durchschnittliche Arbeitszeit eines 
Arbeiters im Industriezweig 
Chemische Grundstoffe je Standort 
durchschnittliche Arbeitszeit eines 
Angestellten im Industriezweig 
Chemische Grundstoffe je Standort 
durchschnittliche Arbeitszeit eines 
Arbeiters im Industriezweig Gummi, 
Kunststoffe, Kunstfasern je Standort 
durchschnittliche Arbeitszeit eines 
Angestellten im Industriezweig Gummie, 
Kunststoffe, Kunstfasern je Standort 
.Verhältnis Arbeiter-Angestellte im 
Industriezweig Chemische Grundstoffe 
je Standort 
Verhältnis Arbeiter-Angestellte im 
Industriezweig Gummi, Kunststoffe, 
Kunstfasern je Standort 







Es kann nun ein Zwischenwert gebildet werden, der alle Einnahmen 
und Ausgaben des Modellkomplexes, soweit sie fUr sämtliche Erzeu-
gerstandorte einheitlich erfaßbar sind, enthält. Die Berechnung 
dieser Hilfsgröße ist notwendig, da sie sowohl als Grundlage der 
Berechnung des Periodenüberschusses wie auch als Grundlage fUr 
die Berechnung der ertragsabhängigen Steuern verwendet werden muß. 
Für den Fal 1 der konventionellen Energieversorgung des Model 1-
komplexes gilt: 
VORLER(J,T) = EIN(T)-(GEMAUS(J,T) + TRAAUS(J,T) 
+ MATSTA(J,T) + OEAUS(J,T) + ARBAUS(J,T)) l0 3DM/a 
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Für den Fall der nuklearen Energieversorgung gilt: 
VORLER(J,T) = EIN(T) - (GEMAUS(J,T) + TRAAUS(J.T) 
+MATSTA(J,T)+NUCAUS(J,T)+ARBAUS(J,T)) 
5.4 Die Beeinflussung der Standortwahl durch staatliche 
Aktivität 
10 3 DM/a 
Die Beeinflussung der Standortwahl durch staatliche Maßnahmen 
ist einerseits gegeben durch die Besteuerung der Unternehmen, 
zum anderen durch Investitionsanreize, die der Staat für den 
Aufbau und auch für die Erweiterung von Unternehmungen gewährt. 
Beide Arten der so definierten staatlichen Aktivität wurden 
im Rechenprogramm erfaßt. 
5. 4. 1 Belastungen durch Steuern auf Vermögen und ,S!tra9 
Die in den Mitgliedsländern der Europäischen Gemeinschaft er-
hobenen Steuerarten lassen sich nach einer EWG-Veröffentlichung 
[10 8, S • 2] i n d r e i H a u p t g r u p p e n u n t e r s c h e i de n : 
1. Einkommen-, Ertrag- und Vermögensbesitzsteuern 
2. Vermögenszuwachs- und -Verkehrssteuern 
3. Steuern auf die Einkommensverwendung 
Da es sich bei dem Mordell gemäß den getroffenen Voraussetzungen 
um eine einmalige Investition ohne Reinvestition der er2ielten 
Periodenüberschüsse handelt, kann eine Berücksichtigung der Steuer-
gruppe 2 entfallen. Ebenso braucht Steuergruppe 3, deren wesent-
liche Steuer die Mehrwertsteuer ist, nicht betrachtet zu werden. 
Die Mehrwertsteuer wird auf die Abnehmer der Erzeugnisse über-
wälzt und stellt daher für das Unternehmen einen durchlaufenden 
Posten dar. Es verbleibt die Berücksichtigung der Steuergruppe 1:1 ) 
Steuerarten, die als direkte Steuern den Eigenkapitalertragswert 
des Modellkomplexes am gegebenen Standort beeinflussen. Dabei 
konnten die Grund- und Gewerbesteuern jedoch nicht erfaßt werden, 
da vergleichbare Angaben über ihre Bedeutung in den einzelnen 
Regionen der EWG-Länder nicht existieren. Beide Steuerarten sind 
1) Dies geschieht aus Gründen der geringen bisherigen Erfolge der 
steuerlichen Harmonisierungsbestrebungen innerhalb der EG. 
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im Vergleich zu den im folgenden betrachteten Steuerarten auch 
nur von sehr geringem Einfluß auf das Gesamtsteueraufkommen 
fl08, Anhang] und auf die Steuerlast des einzelnen Unternehmens 
/109, S. 75, 110/. Es kann daher davon ausgegangen werden, daß 
diese Steuern im Vergleich zu den anderen die Standortqualität 





5. 4. 2 Investitionsanreize 
Investitionsanreize zur Gründung neuer oder zur Erweiterung be-
stehender Unternehmungen haben sich in den letzten Jahren in 
vielen Ländern Westeuropas als Mittel regionaler Strukturpolitik 
d u r c h g e s e t z t . F o e r s t e r [110 , S . 1 0 9 3) h a t i n e i n e r de t a i 1 1 i e r t e n 
Systematisierung folgende Anreizarten unterschieden: 
Zinsverbilligte Investitionskredite 
Zinszuschüsse zu Investitionskrediten 
Investitionszuschüsse 
Betriebsmittelkredite für neue Produktionsstätten 
Staatsbürgschaften 
Steuervergünstigungen verschiedenster Art, insbesondere 
Befreiung von Grun-derwerbs- oder Stempelsteuern, aber 
auch Befreiung von Ertragssteuern und Verbrauchssteuern, 
Abschreibungserleichterungen 
Bereitstellung preisgünstiger ggf. erschließungskosten-
freier Grundstücke 
Bereitstellung auf Vorrat gebauter Fabrikgebäude und 
deren Überlassung zu verbilligten Mieten oder günsti-
gen Abzahlungsbedingungen 
vorübergehende mittel- oder unmittelbare Staatsbe-
teiligung am Kapital neugegründeter Unternehmen 
Frachtkostenermäßigungen oder -erstattungen 
Übernahme von Verlagerungskosten 
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pauschalierte Zuschüsse zur Anlernung und Ausbil-
dung von Arbeitskräften 
Umzugskosten und Steuerbegünstigungen für zu-
ziehende Fach- und Führungskr~fte 
Ei n i ge dieser 11 in ce n t i ve s 11 s i n d i m P ro g ramm i mp 1 i z i t berück -
sichtigt. So die Bereitstellung erschließungsfreier Grund-
stücke, die Befreiung von der Grunderwerbssteuer sowie Fracht-
kostenermäßigungen im Güterverkehr mit Süditalien. Andere An-
reize sind für den vorliegenden Modellfall nicht relevant, so 
z.B. die Bereitstellung auf Vorrat gebauter Fabrikgebäude oder 
die Obernahme von Verlagerungskosten. Wieder andere Anreize, 
z.B. Staatsbürgschaften oder vorübergehende oder dauernde Staats-
beteiligungen am Kapital neugegründeter Unternehmen unterliegen 
einem zu großen Ermessenssptel der Entscheidungsträger, als 
daß sie rechnerisch erfaßt werden können. Abschreibungserleich-
terungen, die als Sondervergünstigungen in bestimmten Gebieten 
der BRD, in Belgien und Frankreich gewährt werden, schaffen nur 
einen unbedeutenden Investitionsanreiz /17, S. 275] oder lassen 
in bestimmten Fällen sogar den Kapitalwert sinken /111, S. 85]. 
Diese Anreizarten wurden aus methodischen Gründen daher nicht 
in die Untersuchung einbezogen. 
Somit wurde auf eine vollständige Erfassung der möglichen In-
vestitionsanreize verzichtet und nur die wesentlichen und nach 
den zur Verfügung stehenden Unterlagen vergleichbaren 11 incen-
ti ves11 bei den Rechnungen berücksichtigt. Diese sind: 
Steuerfreie Investitionsprämien 
Steuerbare Investitionszulagen 
Zinszuschüsse zu Investitionskrediten 
Teilweise Befreiung von Ertrag- und 
V e r mö g e n s t e u e r n 
Prämien für die Schaffung von Arbeits-
plätzen 
Aufgrund der unterschiedlichen Steuer- und Anreizsysteme in den 
EWG-Staaten lassen sieh die jährlichen Periodenüberschüsse an 
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den einzelnen Standorten nur nach Ländern getrennt berechnen. 
5.5 Die Berechnuni! der Periodenüberschüsse für Standorte 
i n der BRD 
Nach dem Rahmenplan "Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur" /112) und dem Investitionszulagegesetz [113} werden in 
sogenannten "Aktionsräumen" für arbeitsplatzschaffende Investi-
tionen steuerfreie Investitionsprämien sowie steuerpflichtige 
Investitionszuschüsse gewährt. Die Art der Förderung ist im 
einzelnen bei Foerster [110, S. 1105/1106] beschrieben. Die Be-
grenzung des steuerpflichtigen Investitionszuschusses auf 
100 Mio DM wurde nicht berücksichtigt, da diese Grenze erst 
seit März 1971 eingeführt wurde; das Basisjahr des Model lkom-
plexes ist 1971. Zinszuschüsse, die im allgemeinen auf Landes-
ebene gewährt werden, üben in der BRD keine zusätzlichen Investi-
tionsanreize aus, da sie gegebenenfalls anstelle des Investitions-
z u s c h u s s e s g e w ä h r t w e r de n [ ( v g 1 • z . B • 114 , S p a 1 t e 3 )] . 
An direkten Steuern sind in der BRD die Gewerbesteuer, die 
Körperschaftsteuer sowie die Vermögensteuer zu berücksichtigen. 
Berechnungsgrundlage für die Gewerbesteuer ist der vorläufige 
Ertrag abzüglich der Abschreibungen und 3 v. H. des Einheits-
(Teil )wertes des Modellkomplexes. Hinzu kommt die zu versteuernde 
Investitionszulage, soweit sie an den dafür vorgesehenen Stand-
orten gewährt wird. Als Steuermeßzahl für die Errechnung der 
Gewerbeertragsteuer wurden 5 %, als Hebesatz 300 % angenommen. 
Die Abzugsfähigkeit der Steuer in sich wurde berücksichtigt. 
Die einheitliche Anwendung dieser Richtziffern für alle Stand-
orte in der BRD erscheint gerechtfertigt, da von denjenigen 
Gemeinden, die einen geringeren Hebesatz beanspruchen, zum 
A u s g 1 e i c h d i e Loh n s um me n s t e u e r b e re c h n et w i r d. D i es e S t e u e r 
braucht daher auch nicht gesondert ausgewiesen zu werden. Die 
Gewerbekapitalsteuer wurde mit der Meßzahl 2 %0 und dem Hebesatz 
300 % auf den Einheitswert des Betriebes unter Hinzurechnung 
des Fremdkapitals errechnet. Der körperschaftsteuerpfl i chttge 
Gewinn wird aus dem vorläufigen Ertrag abzüglich Abschreibungen, 
Zinsen auf Fremdkapital sowie abzüglich Gewerbesteuer berechnet. 
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Als Steuersatz werden unter Berücksichtigung der Ergänzungsab-
gabe sowie der Prämisse der maximalen Ausschüttung 24,55 % vom 
körperschaftsteuerpflichtigen Gewinn berechnet. Die Vermögen-
steuer wurde mit 1 % auf das Reinvermögen angesetzt. 
Als Periodenüberschuß wird mithin für den Fall der nuklearen 
Energieversorgung ausgewiesen (vgl. die entsprechende Darstel-
lung des konventionellen Falles im Anhang IV): 
DCF(J,T) = VORLER(J,T) 
ZFKD 
GEWSTD 
- (ZFKD + GEWSTD + KSTD + VSTD + TILB) 
+ ZULAST + PRAINV I0 3DM/a 
= 0,08 • FKT 
0,05 • 3 
= 
1 + 0,05· 3 
· (VORLER(J,T) - AFAD) 
+ 0,002 ·3 • (AVTC + AVTN) 
KSTD = 0,2455· (VORLER(J,T)-AFAD-GEWSTD-ZFKD 
+ ZU LAST) 10 3 DM/ a 













Periodenüberschuß je Standort und Rechnungsperiode 
Gewerbesteuer 
Körpers eh a f ts te·ue r 
Vermögens teuer 
zu versteuernder Investi ti onszuschuß 
steuerfreie Investitionsprämie 
Fremdkapital der jeweiligen Rechnungsperiode 
Zinsen für Fremdkapital 
Tilgung des Fremdkapitals der jeweiligen 
Rechnungsperi,ode 
Anlagevermögen der Chemieanlagen der jeweiligen 
Rechnungsperiode 




5.6. Die Berechnun~ der Periodenüberschüsse für Standorte 
in den Niederlanden 
In den Förderungsgebieten der Niederlande werden eine 25 %ige 
Investitionsprämie auf das Anlagevermögen sowie eine 3 %ige 
Zinssubvention auf das Fremdkapital für den Aufbau industrieller 
Produktionsbetriebe gewährt [115, S. 26-2W. Die Investitions-
prämie ist zwar steuerfrei, mindert jedoch die Abschreibungs-
summe /llO, S. 1126]. 
Als direkte Steuer ist von juristischen Personen lediglich die 
Körperschaftsteuer mit einem Steuersatz von 46 % auf den körper-
schaftsteuerpflichtigen Gewinn zu entrichten. Eine Gewerbe-
steuer ist in den Niederlanden unbekannt. Vermögensteuer wird 
nur von natürlichen Personen erhoben 1116, S. 3, 22]. Bei der 
Berechnung des körperschaftsteuerpflichtigen Gewinns können, 
ähnlich wie in der BRD, die normalen steuerlichen Absetzungen 
vom betrieblichen Gewinn geltend gemacht werden [117, S. 41, 42J. 
Die Periodenüberschüsse für Standorte in den Niederlanden können 
danach wie folgt berechnet werden (Darstellung mit nuklearer 
Energieversorgung): 
DCF(J,T) = VORLER(J,T) - (ZFKNL + KSTNL + TILB) 




= (0,08 - ZUZINS(J))·FKT 




Zinsen für Fremdkapital je Standort und 
Rechnungsperiode 
Körperschaftsteuer je Standort und 
Rechnungsperiode 
ZUZINS Rate des Zinszuschusses je Standort und 
Rechnungsperiode 





Rate der steuerfreien Investitionszulage 
Gesamte Anlagevermögen 
Abschreibungen für Chemieanlagen 
Abschreibungen für nukleare Energieversorgung 
10 3 DM/a 
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5. 7 Die Bere~hnun9 der Periodenüberschüsse für Standorte 
in Bel~ien 
In Belgien werden in den Entwicklungsgebieten, Zone I und 
Z o n e I I [11 8,. S . fJ] Z i n s v e r b i 1 1 i g u n g e n o de r b e i m i n d e s t e n s 
50 %iger Eigenfinanzierung gleichwertige Investitionszuschüsse 
g e w ä h r t [11 9s A r t • 11 , 1 2] . 
Rei der im Modellbeispiel gewählten Finanzierung entsprechen 
die Zinszuschüsse einem 15 %igen Investitionszuschuß, der 
von der Körperschaftsteuer befreit ist, aber das Abschreibungs-
volumen entsprechend vermindert /110, S. 1119]. Ferner wird in 
den Entwicklungsgebieten eine 5jährige Befreiung von der 
Steuer auf das Anlagevermögen gewährt [119, Art. 16]. 
Von den hier zu berücksichtigenden direkten Steuern werden in 
Belgien die Körperschaftsteuer sowie die Steuer auf das Anlage-
vermögen (Immobilienvorabzug) erhoben. Der sogenannte Mobiliar-
vorabzug, eine der deutschen Kapitalertragsteuer vergleich-
bare Steuer, die ebenfalls bei Kapitalgesellschaften im Quellen-
abzugverfahren einbehalten wird, wird hier aus systematischen 
Gründen (vgl. 5.4.1) nicht berücksichtigt. 
Der Körperschaftsteuersatz beträgt unter Berücksichtigung der 
Steuerzuschläge bei Gewinnen über 3 Mio FB 34,8 % des körper-
schaftsteuerpflichti gen Gewinns [120, S. 12]. Der körperschaft-
steuerpflichtige Gewinn wird unter Berücksichtigung der Abzüge 
für Abschreibungen sowie Zinsen auf Fremdkapital berechnet. 
Die Steuer auf das Anlagevermögen, die einer Besteuerung des 
betrieblichen Vermögens gleichzusetzen ist, wird in einer etwas 
komplizierten Rechnung mit 30,96 % auf das Katastereinkommen 
de.s Anlagevermögens veranschlagt [121, S. 7-9]. 
Die Periodenüberschüsse für Standorte in Belgien können nun 
wie folgt ausgewiesen werden: 
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DCF(J,T)=VORLER(J,T)-(ZFKB+KSTB+STAV+TILB)+PRAINV 
ZFKB = 0,08•FKT 
KSTB = 0,348·(VORLER(J,T)-AFAB-ZFKB) 
STAV = 0,3·0,04'0,3096·(AVTC + AVTN) 
ZFKB Zinsen für Fremdkapital in Belgien 
KSTB Körperschafts teuer 
STAV Steuer auf Anlagevermögen 
5.8 Die Berechnung der Periodenüberschüsse für den 
Standort Luxemburg 
10 3 DM/a 
Nach dem Gesetz Nr. 54 vom 12.8.67 l124 Kap. 11,IV,V] können 
zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur an staat-
lichen Anreizmaßnahmen Zinszuschüsse, Kapitalsubventionen und 
Steuererleichterungen gewährt werden. Die Kapitalzuschüsse sind 
auf 15 % der Gesamtinvestition (Anlage- und Umlaufvermögen) 
begrenzt. Während der ersten acht Jahre nach Betriebsaufnahme 
können außerdem 25 % des körperschaft- und gewerbesteuerpflich-
ti gen Gewinns von der Besteuerung befreit werden. 
An direkten Steuern werden erhoben: Gewerbe-(Gemeinde)steuer, 
Körperschaftsteuer sowie Vermögensteuer. Die Besteuerungsgrund-
lagen der Gewerbesteuer, Gewerbeertrag und Gewerbekapital, 
werden ähnlich wie in der BRD ermittelt. Sie werden zu Steuer-
meßbeträgen zusammengefaßt und mit dem von der Gemeindeverwal-
tung festgelegten Hebesatz (i.allg. 250 %) multipliziert. In 
einer Veröffentlichung des luxemburgischen Wirtschaftsministe-
riums [123, S. 20] ist eine Formel zur Errechnung der Gewerbe-
steuer angegeben, die im Rechenprogramm verwendet wird. Der 
körperschaftsteuerpflichtige Gewinn wird berechnet aus dem vor-
läufigen Ertrag abzüglich Abschreibungen, Zinsen auf langfristi-
ges Fremdkapital und Gewerbesteuer. Der Steuersatz ist gestaf-
felt, er liegt bei 40 % für a_lle körperschaftsteuerpflichtigen 
Gewinne über LF 1312000 f123, S. 19]. Die nicht abzugsfähige Ver-
mögensteuer beträgt 5 %0 des Reinvermögens f108, l,5a]. 
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Die für den Standort in Luxemburg erzielbaren Periodenüber-
schüsse lassen sich danach so berechnen: 
DCF(34,T)=VORLER(34,T)-(ZFKL+GEWSTL+KSTL+ 
+ VSTL+TILB)+PRAINV 10 3 DM/a 
zi:-KL = 0,08•FKT 
GEWS TL = (0,05·GEKAL+GEWERL-7,3)/11 
KS TL = 0,4·(GVSTL-96) + 38,4 
VS TL = 0,005· (AVTC+AVTN+GUVN-FKT) 
GVSTL = VORLER(J,T) - ZFKL - AFAL - GEWSTL 




GVSTL Körperschaftsteuerpflichtiger Gewinn 
5.9 Die Berechnuns der Periodenüberschüsse für Standorte 
in Frankreich 
Die Förderungsgebiete in Frankreich sind in 4 Zonen unterteilt 
mit Schwerpunkten auf einzelnen Städten und Gemeinden fJ.24]. 
Die Unterstützungsmaßnahmen lassen sich untergliedern in steuer-
bare Investitionsprämien zur industriellen Entwicklung (Zone 1), 
in steuerbare Investitionsprämien zur industriellen Umstellung 
bzw. Anpassung (Zone 11) sowie in Prämien für die Schaffung zu-
sätzlicher Arbeitsplätze (Zone 1 und Zone II). Außerdem kann ein 
Investor in den Zonen I-IV eine 5jährige Befreiung von der Ge-
werbesteuer erhalten. Die Gewährung von Arbeitsplatzprämien er-
folgt alternativ zur Investitionsprämie, wenn die Prämie 13000 NF 
pro geschaffenem Arbeitsplatz überschreitet. Allerdings gibt es 
hiervon Ausnahmen: Für Vorhaben, die mit einem Investitionsauf-
wand von mehr als 10 Mio NF errichtet werden, können Investitions-
prämiensätze bis zu 12 % der Anlagensumme gewährt werden. 
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Das französische Steuersystem kennt als wesentliche Steuern der 
oben definierten Klasse I die Körperschaftsteuer, eine der Ge-
werbesteuer ähnliche Patentsteuer sowie die Lehrlingsabgabe 
[10 8, I 2 A- I 4 C] . D i e 1 e t z t e Ab g ab e b r a u c h t a 1 1 e r d i n g s h i e r n i c h t 
berUcksichtigt zu werden~ da sie nach der Definition der EWG-
Sozialstatistik in den Arbeitskosten enthalten ist [40, S. 10]. 
Außerdem wird statt der pauschalen Lohnabgabe seit 1967 von 
jedem Unternehmen, das mehr als 100 Arbeitnehmer beschäftigt, 
eine gesetzliche Beteiligung der Arbeitnehmer am Unternehmens-
gewinn verlangt [124, S. 12]. Da diese Gewinnbeteiligung eine 
jährliche Ausgabe darstellt - sofern Gewinne anfallen-, muß sie 
in die Berechnung des PeriodenUberschusses eingehen. 
Der körperschaftsteuerpflichtige Gewinn entspricht dem buchmäßi-
gen Reingewinn fl25, S. 15] oder nach einer Definition des 
Art. 38 des allgemeinen französischen Steuergesetzes der 
"Differenz zwischen dem zu Beginn und am Schluß des Geschäfts-
jahres ausgewiesenen Nettobetrag der Aktiva •..• ". FUr den hier 
vorliegenden Modellfall bedeutet diese Definition, daß als 
körperschaftsteuerpflichtiger Gewinn alle in den Perioden er-
zielbaren Einnahmen abzUglich aller absetzbaren betrieblichen 
Ausgaben sowie der "Gewerbesteuer" und des Investivlohnes er-
faßt werden (vgl. dazu im einzelnen [124, S. 8/9J. Eine steuer-
liche BerUcksichtigung der "Mehrwerte" ist nicht nötig, da das 
Modell ohne Reinvestition konzipiert wurde und Veräußerungen 
während der Investitionsperioden nicht anfallen. Der Körper-
schaftsteuersatz beträgt 50 %. 
Die Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer setzt sich aus einem 
festen und aus einem proportionalen Teilbetrag zusammen; die 
Teilbeträge wiederum errechnen sich aus einem Tarif, der eine 
Nomenklatur der Berufe darstellt\ sie wird von einer staatlichen 
Kommission laufend auf den neuesten Stand gebracht. Allgemein 
kann davon ausgegangen werden, daß die "Gewerbesteuer" 4,5 %0 
des Jahresumsatzes ausmacht [124, S. 22/23]. 
Die Grundlage zur Berechnung des Investivlohnes ist der "verfUg-
bare" Gewinn, d.h. der Gewinn nach Abzug der Körperschaftsteuer 
und nach einem 5 %igen Abzug fUr die Verzinsung des eingesetz-
ten Kapitals. Der Investivlohn selbst wird dann mit einem 
Quotienten Lohnzahlungen/Erlös auf diesen verfügbaren Gewinn 
erhoben. 
Die Periodenüberschüsse für Standorte in Frankreich lassen 












= GVSTF ·/(1-0,5)=0,05·EK/·0,5·LS/EIN 
ZFKF Zinsen für Fremdkapital 
GEWSTF Gewerbesteuer 
KSTF Körperschafts teuer 
INVLO Investivlohn 
LS Lohnsumme 
10 3 DM/a 
5.10 Berechnun~ der Periodenüberschüsse für Standorte 
in Italien 
Der Schwerpunkt des komplizierten Systems der Förderungsmaßnah-
men für Industrieansiedlungen in Italien liegt in den Förderungs-
gebieten Süditalien, Sizilien und Sardinien (Mezzogiorno) /126, 
S . 2 3} • Nach den Kr i t e r i e n : 
1. Standort innerhalb/außerhalb von Industrie-
aggolomerationen 
2. Industriesektor 
3. Höhe de r Gesamt i n ve s t i t i o n 
können gestaffelte Investitionszuschüsse auf die Summe des in-
vestierten Anlagevermögens gewährt werden. Bei integrierten 
Industriekomplexen mit einer Investitionssumme über 19,2 Mio US-$ 
in Agglomerationskernen kann die Prämie 12 % des gesamten Anla-
gevermögens erreichen /127, S. 76, 78/. Zusätzlich können 
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(von Spezial-Kreditinstituten) Kredite mit einer maximalen 
Laufzeit von 15 Jahren und Zinssätzen zwischen 5 und 6 % 
e r 1 a n g t w e r de n [12 7 , S • 8 OJ • D i e H ö h e de s Z i n s s a t z e s h ä n g t von 
der Priorität ab, mit der ein interministerieller Ausschuß 
(CIPE) das Projekt am gewählten Standort beurteilt. Bei Erfül-
lung der Kriterien (1), (2) und (3) wurde im Programm der nie-
drigere Zinssatz berücksichtigt, bei Wegfall des Kriteriums 
(1) der höhere Zinssatz. Außerdem wird allen Industrieunterneh-
men, die sich im Mezzogiorno ansiedeln, eine lOjährige Be-
freiung von der Einkommensteuer, Gruppe B (Körperschaftsteuer) 
gewährt /128, S. 39]. 
An direkten Steuern wurden 1970 die 11 Imposta di Ricchezza 
Mobile" (Einkommensteuer) sowie die 11 Imposta sulle Societa 11 
(Körperschaftsteuer) erhoben. Die 11 Imposta di Ricchezza 11 erfaßt 
in der Gruppe B die Erträge aus Arbeit und Kapital für Kapital-
gesellschaften und natürliche Personen. Bemessungsgrundlage 
ist das steuerpflichtige Einkommen, von dem alle betriebsbeding-
ten Kosten abgesetzt werden können. Der Steuersatz ist nach der 
Höhe des betrieblichen Gewinns gestaffelt. Für Gewinne über 
100 Mio Lire beträgt er unter Berücksichtigung der von den 
Provinzen und Gemeinden erhobenen Zuschläge 37,8 % ß27, S. 68]. 
Die noch im Jahre 1970 erhobene 11 Imposta sulle Societa 11 ist 
eine zusammengesetzte Steuer, die mit 0,825 % auf das steuer-
pflichtige Kapital und mit 16,5 % auf Einkommen von mehr als 
6 % dieses steuerpflichtigen Kapitals erhoben wird f128, S.25]. 
Von dieser Steuer ist die Einkommenssteuer absetzbar. 
Mit der im Herbst 1971 verabschiedeten und am 1. Januar 1973 
in Kraft getretenen Steuerreform wurden sowohl die Einkommen-
steuer als auch die Körperschaftsteuer im alten Sinne abge-
schafft. An ihre Stelle traten eine Steuer auf das Einkommen 
juristischer Personen mit einem Steuersatz von 25 % auf das 
betriebliche Gesamteinkommen sowie eine örtliche, der Gewerbe-
steuer ähnliche Einkommensteuer, deren Steuersätze je nach der 
Forderung der Gemeinden zwischen 8,9 und 14,2 % auf das steuer-
pflichtige Einkommen betragen. Im Programm wurde mit einem 
Steuersatz von 14,2 % gerechnet. 
Eine Vermögensteuer wird, ebenso wie in Frankreich, nicht er-
hoben. Die Periodenüberschüsse müssen für die Zeit 1970 bis 











10 3 DM/ a 
10 3 DM/a 
Zur näheren Bestimmung der einzelnen Steuerarten vgl. Anhang IV. 1) 
Der Eigenkapitalertragswert jedes Standortes kann nun aus den 
definierten Einflußgrößen des mehrperiodischen Investitions-
modells berechnet werden. 
Hiermit sind der Lösungsansatz und die in ihm enthaltenen Prä-
missen vollständig beschrieben. Die Ergebnisse verschiedener 
Modellrechnungen werden im folgenden Kapitel aufgezeichnet und 
näher erläutert. 
1) Vgl. Anmerkung S.122 
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6. ERGEBNISSE UND DISKUSSION DER MODELLREGHNUNGEN 
6.1 Ergebnisse des Vergleichs statischer Herstellkosten 
6.1.1 Die Höhe einzelner Kostenarten des Chemiekomplexes und 
deren Berechnungsgrundlagen 
Aus demjenigen Teil des Rechenprogramms, in dem die Herstell-
kosten des einzelnen Verfahrens sowie die Jahreskosten des ge-
samten Komplexes unter den gegebenen Bedingungen des Jahres 1973 1) 
in der BRD berechnet wurden (vgl. 5.1), lassen sich Aussagen 
treffen über die prozentualen Anteile der einzelnen Kostenarten 
an den gesamten betrieblichen (Herstell-)Kosten. Damit kann ein 
überblick gegeben werden über die Bedeutung der Kostenarten für 
jedes Verfahren - insbesondere über die Bedeutung der Energie-
kosten für diesen Industriekomplex. Vgl. hierzu Tabelle 18 
auf Seite 136 
Die Tabelle zeigt in ihrem oberen Teil die Anteile der Kosten-
arten an den Herstellkosten der im Chemiekomplex berücksichtigten 
34 Verfahren. Die Spalten 2 bis 4, 6 und 7 enthalten die Prozent-
sätze der unter 5. 1.3 zusammengefaßten Kostenarten: arbeitsab-
hängige-, materialabhängige-, energieabhängige- und kapitalab-
hängige Kosten und K~stensteuern. Hinzugefügt wurden in Spalte 5 
(in Klammern) die beim Einsatz des HTR substituierbaren bewerte-
ten Energieverbrauchsanteile sowie in Spalte 8 die sog. kumulier-
ten Energiekosten. 
Es fällt auf, daß die materialabhängigen Kosten (Spalte 3) einen 
außerordentlich hohen Anteil an den Herstellkosten je Verfahren 
erreichen (Cyclohexan: ca. 95 %). Dies weist auf die Materialin-
tensität dieser gängigen Verfahren der Großchemie hin. Die dar-
gestellten Prozent~ätze ergeben sich jedoch auch aus der ange-
w an d t e n Be wert u n g s me t h o de ( \i g 1 • ' 5 • 1. 1. 2 ) • Jedes V e r f a h r e n w u r de 
als singuläre Kostenstelle angesehen; die Materialeinsatzmengen 
wurden zu (Ve~rethnungs-)Preisen bewertet, so daa die an-
gegebenen Pfozentsätze unter den gegebenen Eingangsparametern 
auch losgelöst vom Modellk6mplex gültig sind. 
1) Es handelt sich also um eine rein statische Rechnung. 
OKW-CHE~lEKCMPLE, HT?-CHEl'lEKCMPLEX 
STROM HO-PD ND-PD Hl-~E SHOM HC-PC 1110-PD liT-llE 01'/KWH DMIT C~IT CP'/GCAI. Qp.!!P(l1H D'41T c~n Cl'/GCllL 0.0471 9. 4 700 6.8300 16. 5900 0.0318 7.3700 s.2c;cc 
"'· E:300 
AlllTElLE· DER KOSTENARTEN AN CEN ~ERSrELLKOSTEN lllACH VERFAHREN l~.H.I AlllTElLE DER KCSTENl~TElll AN CEh tERSTELLKCSTElll N~CH V~RFBtREN 1-.~.I 
VERF KOARB KUMAT KCElll ISUBEK 1 KCKAP KOST KUMEKO VERF KOARB KOMAT KCElll 1 SUEIEKI it(KAF KOST O<U~El<C ll. 1.43 55. 22 23.69 12C.341 ll.8. 84 o.82 23.E:9 l 1.56 6J.26 16.73 113.CSI ~C~!:~ c. e~ H.73 2 1.14 88.03 4.16 ( 3.931 E: .39 O. 3C 22. 46 2 1.15 es. 72 3.U ( 3.0131 6.43 0.30 1~. ~lj 3 2. i:c; 12. 64 9.64 1 9.151 14.41 0.63 23.75 3 2.74 74.12 1.ec : 1.291 l4o. 7C 0.64 17.1.2 
" 
iloOO 73,fS 25.37 IZ'l.021 c. ~" c. 04 4>C.68 
" 
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Tabelle 18: Herstellkostenanteile der Verfahren des Chemiekomplexes 
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Aus der Tabelle geht weiterhin hervor, daß der Einsatz nuklea-
rer Kraftwerke in Komplexen der Großchemie nicht deren gesamten 
Energiebedarf abdecken kann (vgl. auch 3. 3). Während iin 
Spalte 4 alle von den einzelnen Verfahren benötigten Energie-
arten zu den gesamten Herstellkosten ins Verhältnis gesetzt 
wurden, zeigt Spalte 5 den Anteil der durch nukleare Energie 
substituierbaren Energiearten Strom, HD-PD, ND-PD, HT-Wärme. 
Die Bewertungen dieser Energiearten, aus denen sich die Kosten-
anteile ergeben, lassen sich aus dem Kopfteil der Tabelle ab-
lesen. Auf eine Besonderheit ist bei den Verfahren 6 (Toluol-
Dealkylation) und 28 (Cyclohexan) hinzuweisen. Diese Verfahren 
generieren mehr Dampf als Sie verbrauchen, da die chemischen 
Reaktionen exotherm verlaufen. Trotzdem ist Zufuhr von Energie 
anderer Zustände notwendig, die im Falle des Verfahrens 6 sub-
stituierbar ist. 
Im Vergleich zu den Kostenarten der Spalten 3, 4 und 5 haben 
die arbeitsabhängigen Kosten sowie die Kostensteuern nur unter-
geordnete Bedeutung. 
In Spalte 8 der Tabelle erfolgt der Obergang von einer verfah-
rensbezogenen Aufteilung der Kostenarten zu einer komplexbezo-
genen Bewertung und Aufschlüsselung. Da die meisten Produkte des 
Verfahrens 1 (Steam Cracking) - vgl. Abb. 15 - als Rohstoffe 
in die Folgeverfahren eingehen, enthalten diese Eingangsgrößen 
einen bestimmten Energie- (Material-, Kapital- usw.) Kostenan-
teil, der in den Folgestufen als solcher nicht auftritt. Die 
verdeckten Energiekosten, die in den Folgestufen als material-
abhängige Kosten erscheinen, wurden im Programm ebenfalls be-
rechnet und als kumulierte Energiekosten in Spalte 8 ausgewie-
sen. Ein Vergleich dieser Spalte mit Spalte 4 zeigt, daß dieser 
durch den Energieverbrauch in den Vorstufen hervorgerufene 
kumulierte Energieaufwand, der in das einzelne Verfahren tat-
sächlich eingeht, deutlich über den nach den bekannten Schemata 
errechneten Energiekostenanteilen liegt. 
Der untere Teil der Tabelle zeigt zunächst die Durchschnitts-
anteile der einzelnen Kostenarten an den Gesamtjahreskosten der 
4 Komplexbereiche. Diese vier Bereiche wurden hier als sich be-
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liefernde selbständige Kostenstellen aufgefaßt, so daß die Ergeb-
nisse der Berechnungen Mittelwerte darstellen, die eine Aussage 
liefern über die Belastung des einzelnen Bereichs {der Kosten-
stelle) mit den zusammengefaßten Kostenarten. Bei Lieferungen 
zwischen den Bereichen wurden die Materialeingangsmengen zu 
Marktpreisen bewertet und verrechnet. Hieraus resultieren die 
hohen Anteile der materialabhängigen Kostenarten, besonders in 
den 3 Endstufen, die sich deutlich von den fünf anderen Kosten-
arten abheben. Das Ergebnis mag überraschen: Obwohl in den 
Zwischenbereichen keinerlei Ausgaben anfallen, entsteht betriebs-
wirtschaftlich gesehen in jedem Bereich ein leistungsbedingter 
Werteverzehr durch den Einsatz des zur Produktion eines Gutes 
notwendigen Rohstoffs. Dieser muß ökonomisch sinnvoll nach dem 
Kriterium der zweitbesten Alternative, d.h. hier zu Marktprei-
sen bewertet werden. Denn, fällt das Vorprodukt aus technischen 
Gründen aus, so muß Ersatz durch den Kauf des Rohstoffs am 
Markt beschafft werden. Eine derartige Bewertung berücksichtigt 
daher das Produktionsrisiko des Zulieferbereichs. 
Die letzte Zeile der Tabelle zeigt die Anteile, die die beschrie-
benen Kostenarten an den tatsächlichen Jahreskosten des Industrie-
komplexes haben. In dieser Berechnung wurden alle zwischenbe-
trieblichen Köste~verrechnungen weggelassen und nur diejenigen 
Kosten be~ütk~ichtigt, die durch den Faktorinput und durch die 
Steuer'gesetzgebu·ng 'im betrieblichen Leistungsbereich des 
I'r1 d u s t r 'i fk ö m p l ~ '><'~ s: ~ n t s t e h e n . E s z e i g t s i c h , d a ß f ü r d i e s e n 
Komple~ d~f Ehefui~then Industrie die kapitalabhängigen Kosten 
mit ca~ '34% der Jahreskosten die wesentlichste Einflußgröße 
der Wirtschaftlichkeit darstellen, gefolgt von material- (ca. 
30%) und energieabhängigen (ca. 26%) Kosten. 
6.1.2 Der Einfluß von Energie- und Baupreissteigerungen auf 
die Herstellkosten des Chemiekomplexes 
Es ist von Interesse aufzuzeigen, wie sich diese Prozentsätze 
verschieben, wenn die Randbedingungen der Energieerzeugung ver-
ändert werden. In einer Parameterstudie wurden Fälle konventio-
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neller und nuklearer Energieerzeugung durchgerechnet unter der 
Annahme 20-100 %iger Preissteigerung der Anlageinvestition HTR 
oder OKW. In den Fällen der konventionellen Energieerzeugung 
wurden gleichzeitig der Heizölpreis zwischen 100 DM/t und 
200 DM/t sowie der Uranpreis zwischen 6 und 12 i/lb variiert. 
Das Ergebnis der Rechnungen zeigt Abb. 19. 
25 
140 
27 29 31 33 
Anteil der Energiekosten an 
den Jahreskosten des Chemie -
komplexes in % 
[ DM/t] Heizölpreis 
(J) 6,- [ $/ lb] Uran -Preis 
NAT 
12,- [ $/ lb] " 
35 
Abb. 19: Parameterstudie über den Einfluß der Energiekosten 
auf die Jahreskosten des Chemiekomplexes bei 
Energie- und Baupreissteigerungen 
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Verteuert sich die HTR-Anlageinvestition aufgrund ihrer Kapi-
talintensität, so verursacht dies - ceteris paribus - einen ver-
gleichweise höheren Energiekostenanteil als eine entsprechende 
Steigerung der Anlageinvestition OKW. Dieser auch schon beim 
isolierten Kraftwerksvergleich zu Tage getretene Vorteil der 
Energieversorgung auf der Basis Heizöl kann jedoch überkompen-
siert werden, falls neben den aufgrund von Lohnerhöhungen sehr 
wahrscheinlichen Baupreissteigerungen der Anlageinvestition 
der Heizölpreis gleichzeitig steigt. Ist die nukleare Energie-
versorgung des Chemiekomplexes, hauptsächlich wegen der kosten-
g ü n s t i gen Be r e i t s t e 1 1 u n g von H T -Wä r me , bei U n t er s te 1 1 u n g n i c h t 
wirksamer Baupreis- und Heizölpreissteigerungen nur um geringe 
Prozentbruchteile günstiger, so ergeben sich bei gleichzeitigen 
Baupreis- und Heizölpreissteigerungen interessante Relationen: 
Bei einem Heizölpreis von 120 DM/t darf z.B. die Anlageinvesti-
tion HTR auf 379,2 Mill DM (um 60 %) steigen, ehe die nukleare 
Energieversorgung des Chemiekomplexes kostenmäßig ungünstiger 
wird als die konventionelle. Muß mit einen Heizölpreis von 
140 DM/t gerechnet werden, so sind sogar 100 %ige Anlagebaupreis-
stei gerungen der nuklearen Energieversorgung tolerabel. Der 
Anteil der Energiekosten an den gesamten Jahreskosten beträgt 
in diesem Fall 32,5 %. Die Kostenart Energie ist damit zur zweit-
wichtigsten Kosteneinflußgröße des betrieblichen Leistungsbe-
reichs dieses Chemiekomplexes geworden. 
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6.2 Ergebniss·e der mehrperiodischen, standortbezogenen 
Modellrechnungen 
6.2.1 Die Bedeutung der nuklearen Energieversorgung für die 
Eigenkapitalertragswerte des Modellkomplexes an den 
untersuchten Standorten 
Die Berücksichtigung aller im Modell enthaltenen Einflußgrößen 
führt im Falle konventioneller Energieversorgung zu standort-
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Abb. 20 
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Auf der Abzisse sind die Standorte in der Reihenfolge der Unter-
suchung aufgezeichnet (vgl. 3.4.2). Die Ordinate weist diesen 
Standorten Ertragswerte zu, wie sie unter Zugrundelegung eines 
Kalkulationszinsfußes von 10 %/a auf das eingesetzte Eigenkapi-
tal, einer Heizöl-S-Preissteigerungsrate von 4,5 %/a und den 
übrigen unter 5.2 bis 5.5.beschriebenen Modelleingangsgrößen 
erzielt werden. Wirtschaftlich im Sinne des Modells ist eine 
Investition nur an solchen Standorten, die positive Eigenkapi-
talertragswerte ausweisen. Dies ist an folgenden Standorten der 
Fa 11 : 
STANOORTRANGFOLGE MIT CELKRAFT~ERKE~ 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
RANG STANDORT 1\ Re Et<-WERT <TC:f'D 
1 SAARBRUEC K ( 22) Oe E253030E 06 2 LUOvUGSHN ( 21) 0„4395130E 06 
.3 KOELN ( 13, Oo4l 08440 E 06 
4 HERNE ( 12) Oe4070.l10E 06 5 ALSDCFF ( 18) 0„3812880E 06 
t FRANKF LR T ( 16) Oe 3h04840E C6 
1 EMDEN ( 7) 0.,,,3082540E C6 
8 BRE ~EN ( 6) Oe2461160E 06 
9 WUERlBURG ( 15) Oe 235 8230E C6 
10 B~AUNSWG ( 8 ) O .l.633820 E 06 
11 Oe --LAHN ST ( 1 7) Oel595750E 06 
12 ANSfACH ( 20 » 0e154E4 2CE C6 13 I l\GCLSTACT ( 19 ) O.ll31660E 06 
14 STlTTGART ( 25) o. so3eeoce C5 
15 H.&NNOVER ( 9 ) 0.'.3424900E 05 
NIEDERLANDE 
RJING STANDORT NR e EK-WERT (TOM) 
l GELEEN ( 30) 0.3368700E 06 2 GRONINGEN ( 27) 0 e 3 1 S 5 2 0 OE C 5 3 RCTTERCAM ( 29. 0 „5680000 E 0 3 
BELGIEN 
RA"G STANCORT NRe El<=WERT CTCfd) 
1 L UETT ICH ( 33) Oe8Sl6-0COE C6 
2 CSTENDE ( 32, 0. 7220890 E 06 
3 ANT ~E RPEN ( 31, 00 7160820E 06 
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LUXEMeURG 
llXEf'BUPG O 0l&J.445 l5 E 07 1) 
FRANKREICH 
IUNG ST AN DORT NRe. EK~WERT (lOMt 
l NAf\lCY ( 42) 0 o <31 7960Q E 05 
2 PARIS ( 45) O@ 1e6 3 500E C 5 
3 l llLE ( 35) 0 „1460200 E 0 5 
IT J!L I EN 
RAf\G STtlNOOPT NRo E l<-W E RT CTC~) 
1 PORTO TORR ( ti 6) 0111t411450E C6 
2 Ct!GLIA~1 ( 87. Oe6033340E C6 
3 MAI LAND ( 92) Oe3224240E 06 
4 PESCllRA (102t 0 e 315 E 0 2 OE C 6 
5 NEAFEL <112) 003062200E 06 
t TURIN ( 97) 002743420E 06 
1 GENUA ( 96. 011122t5390E C6 
8 ~ANTLA ( 95) 002205360E 06 
s BRE SC IA ( 91) 0111l946C60E 06 
10 LA SFEllt\ ( 100) 0111185866CE 06 
11 MANf REOC N 005) Oel834430E 06 
12 BRINDISI ( lC9) 0@17 <U:450E C 6 
13 GA ETA (107) O 01689780 E 06 
14 StWONA ( 101, 01111586ll0E 06 
15 L IVORNO ( 104. Oe 135 3 l 30E C 6 
16 \/ENEDIG ( 90) Oel345560E 06 
17 RAVENNA ( 94) 001t35<;00E C5 
18 TRIEST ( 89, Oe4615900E 05 
l <j TRE NTO ( 08) 0.4565800 E 05 
20 S VRACUSA ( 118 j 0 04'44 3 SOOE 0 5 
21 A"KC l\A ( 98 > 0 .2482200E 05 
22 BARI ( 110) 00 2124€COE C5 
23 FLCPENZ ( 99, o.l34090uE 05 
Die Spannweite der positiven Eigenkapitalertragswerte ist be-
trächtlich. Während Rotterdam gerade die geforderte Mindestver-
zinsung erreicht, erwirtschaftet der beste Standort, Luxemburg, 
darüber hinaus einen Vermögenszuwachs von ca. 1,44 Mrd.DM, d.i. 
das l,3fache des zu Anfang eingesetzten Eigenkapitals. Als 
nächstgünstige Standorte folgen mit deutlichem Abstand die Orte 
in Belgien sowie Porto Torres, Saarbrücken und Cagliari mit Er-
tragswerten zwischen 600 ~ KEK (J) ~ 900 Mio DM. Das Gros der 
48 wirtschaftlichen Standorte, davon 21 in Italien und 14 in 
der BRD weisen Eigenkapitalertragswerte bis zu 440 Mio DM aus. 
1) Luxemburg hat allerdings keinen direkten Zugang zu schiffbaren 
Wasserwegen. 
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Der deutliche Abfall der meisten französischen Standorte gegen-
über denjenigen in den anderen Ländern tritt ebenfalls bemer-
kenswert klar in Erscheinung. 
Im folgenden Bild kann nun gezeigt werden, wie sich diese Ver-
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Abb. 2 1 
Die Modellrechnung er~ibt, daß der Einsatz nuklearer Energie 
zu einer Erhöhung der Eigenkapitalertragswerte an jedem Stand-
ort führt. Hierdurch werden sämtliche Standorte in der BRD, in 
den Niederlanden, in Italien und - bis auf 4 - in Frankreich 
wirtschaftlich. Es ist eine deutliche Nivellierung der Eigen-
kapitalertragswerte der französischen Standorte festzustellen. 
Die deutschen Standorte werden gegenüber den niederländischen, 
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französischen und italienischen Standorten tendenziell vorteil-
hafter. Der Abstand des günstigsten Standortes, Luxemburg 
(Nr. 34), gegenüber den in der Rangfolge nächstbesten Ansied-
lungswerten vergrößert sich. Rotterdam (Nr. 29) hat die größten 
relativen Verluste aufzuweisen. Der Abstand zum günstigsten 
holländischen Standort, Geleen (Nr. 30), vergrößert sich in ähn-
licher Weise wie zu den anderen Standorten in der BRD und in 
Italien. In der Rangskala befindet sich Rotterdam zusammen mit 
Arnheim im unteren 11 Qualitätsbereich 11 aller untersuchten Stand-
orte. Es entsteht die folgende Rangordnung: 
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LUXEMBURG 
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6 Ct"t\UMONT ( 43) 0 e 2 41::!26 OE C 6 
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12 l 'VON ( 65» 0"'2018330E 06 
13 l IMOGES ( 68) 0"'1871510E 0 6 
14 "-.OCC N ( 58) 0 „1858430 E 06 
15 CHAMBER l ( 64) Oel?':l3C20E C6 
16 ANGERS ( 55) 0"'1113040E C6 
17 PGilIERS c 62) O"'l 768350E 06 
18 ST ETIENNE ( 66) o. 1 14 'i 6 Cl OE C6 
19 G~E~CBLE ( 70) 0 .1714220 E 06 
20 ORLEANS ( 53) Oel68 811 OE 06 
21 BOURGES ( 60, 00l57B790E C6 
22 DLENl<IRCH ( 36) 0 „1546430 f ·'.l6 
23 ABBE\/ILLE ( 39) 0111 1513230E C6 
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32 TCU l'S ( 54) 009610800E CS 
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35 LE HAVFlE ( 40} Oe7542900E 05 
3~ ST NASAIRE ( 56) 00 7405700E 05 
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10 GENUA ( 96) 006020350E C6 
11 "AS TO (106) 0@5979800E 06 
12 MANTUA ( 95} Om5~63l 10E C6 
13 S.tlVCNA <101 , 0 05889890 E f)6 
14 CROTONE ( 115) 005739370E 06 
15 LA SPEllA ( lf)O ) Oi>5628650E C6 
16 GAE TA 007) o 05521040 e 06 
17 TRENTO ( 08) Om~3<J~460E C6 
18 L1VC~NO (104. 005l39440E C6 
19 \iE NEOI G ( 90& Oa5132140f 06 
20 FLORENZ ( 99) 004C1lll5CE C6 
21 SYRACUStl (ll,8) 004890610E 06 
22 PALERMO ( 120) C.4S2E210E (6 
23 RtlVEt\NA ( 94, 004568q60E 06 
24 GElA <1191 0.4317030E 06 
25 S AL ERNO (111, 0. 4 3 Q 9 21 OE C 6 
26 Tf4IEST ( 89) 0 @4276720 E 06 
21 BAR I ( 110) Oe 413C42CE C6 
28 PERUGIA ( 10 3. 0.4l'J8000E C6 
29 Al\l<CNA ( 98) 0 04070210 E 06 
30 TARENT ( 113) Oo3107S70E 06 
31 I VAL EfliT I A <116, 003378920E 06 
32 SIBARI (114) Oe3273620E 06 
33 F IUM IC INO (108) 0 • ~ 214 t 3 OE C 6 
34 ~EG 01 CAL <117) O 02991430 E 06 
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Der bereits beim isolierten Kraftwerksvergleich zutagegetretene 
Vorteil des Hochtemperaturreaktors führt mithin zu deutlichen 
Veränderungen der Standortqualitäten 9 sowohl in der Höhe der 
Eigenkapitalertragswerte, als auch in bezug auf eine Änderung 
der Rangfolge der untersuchten Standorte. 
6.2.2 Wirkungsanalyse der wesentlichen Faktoren, die die 
Eigenkapitalertragswerte bestimmen 
Es ist nun darzustellen, welche Ursachen zu diesen Ergebnissen 
geführt haben, zuma 1 Standorte an hervorragender Stelle erschei-
nen, die bisher kaum beachtet wurden, andere bisher bevorzugte 
Ansiedlungsorte der Großchemie hingegen deutlich relative Nach-
teile erwarten lassen. 
6.2.2.1 Der Kalkulationszinsfuß 
Wie sehr der Kalkulationszinsfuß die Höhe der standortabhängigen 
Eigenkapitalertragswerte beeinflußt, zeigen die Fallstudien 
m i t 2 0 b z w . 3 0 % i g.e r g e f o r d e r t e r E i g e n k a p i t a 1 v e r z i n s u n g b e i 
Verwendung nuklearer Energieerzeugung. 
Waren bei einem Kalkulationszinsfuß von 10 %/a im Falle nukle-
arer Energieversorgung des Modellkomplexes noch 110 Standorte 
wirtschaftlich (bei konventioneller Energieversorgung sind es 
48), so vermindern sich die Wahlmöglichkeiten mit steigendem 
Kalkulationszinsfuß. Wird der Kalkulationszinsfuß mit 30 %/a 
angesetzt, erfüllen im Falle nuklearer Energieerzeugung nur 
noch 13 Standorte das Wirtschaftlichkeitenkriterium; bei konven-
tioneller Energieerzeugung nur noch 3 Standorte: Luxemburg, 
L ü t t i c h , Ge 1 e e n . 
Außerdem macht sich eine Nivellierung der auf jeweils niedri-
gerem Niveau entstehenden Ertragswerte bemerkbar. Die Ursache 
hierfür liegt im Aufbau der Zielfunktion: Die Oberschüsse späte-
rer Perioden beeinflussen mit steigendem Kalkulationszinsfuß 
den Vermögenszuwachs, mithin auch die Eigenkapitalertragswert-
differenzen, immer weniger, da der Abdiskontierungsfaktor 
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{l+zk)-t der aufsummierten Periodenüberschüsse mit steigendem 
zk schneller gegen 0 konvergiert. 
Die Höhe des angesetzten Kalkulationszinsfußes ist daher auch 
nicht neutral gegenüber der Rangfolge der Standorte. Lag bei-
spielsweise der Standort Hof (Nr. 14) bei zk = 0,1 auf Rang 8 
innerhalb aller untersuchten Standorte in der BRD, so verbessert 
sich seine relative Standortqualität auf Rang 5 (zk = 0,2) bzw. 
auf Rang 3 {zk = 0,3). Ähnliche Verschiebungen sind auch bei 
Standorten in den anderen untersuchten Ländern, z.B. Nancy oder 
Mailand, die sich mit steigenden Kalkulationszins relativ ver-
schlechtern, festzustellen. Es ist ein wesentliches Ergebnis 
dieser Arbeit, daß die Vorstellung des Investors über die Höhe 
des anzusetzenden Kalkulationszinsfußes nicht nur die Zahl der 
wirtschaftlichen Standorte begrenzt, sondern in Einzelfällen 
zu einer unterschiedlichen Beurteilung der relativen Vorteil-
haftigkeit der Standorte führen kann. 
Neben dem Kalkulationszinsfuß beeinflussen aber auch alle Kompo-
nenten der Einnahmen-/Ausgabenreihen diese Ergebnisse. 
6.2.2.2 Staatliche Investitionsanreize 
Bei den Fallstudien mit 20 bzw. 30 %igem Kalkulationszinsfuß 
lassen sich innerhalb der Länder BR , Niederlande, Belgien und 
Italien zwei Gruppen von Standorten unterscheiden, die durch 
die gestrichelte Linie im Fallbeispiel zk = 0,2 getrennt sind. 
Oberhalb dieser Linie befinden sich alle Standorte, die durch 
direkte Kapitalbeihilfen (steuerfreie Prämien und steuerbare 
Zuschüsse) begünstigt sind. Diese direkten staatlichen Maßnah-
men zur Industrieansiedlung gewähren den begünstigten Standor-
ten mithin einen starken - betriebswirtschaftlichen - Vorteil, 
der umso mehr sichtbar wird, je höher der Kalkulationszinsfuß 
angesetzt werden kann. Je nach ihrer Höhe können die Kapital-
beihilfen das Gesamtergebnis stark beeinflussen, wie das in 
den Ländern BR , Niederlande, Belgien, Luxemburg und Italien 
der Fall ist. 
In Frankreich verursachen diese direkten Kapitalbeihilfen ver-
g 1 e i c h s w e i s e g e r i n ge re V o r t e i 1 e , d a h i e r d i e B e s c h r ä n k u n g e n d e r 
absoluten Beträge (vgl. 5.9) für diesen Modellkomplex wirksam 
werden. 
Es kann nun gezeigt werden, wie sich die Verteilung der stand-
ortabhängigen Eigenkapitalertragswerte ändert~ wenn an keinem 
Standort staatliche Ansiedlungsvergünstigungen, und zwar weder 
Kapitalhilfen, Zinszuschüsse, Arbeitsplatzprämien noch eine 
(teilweise) Befreiung von den im Rechenprogramm erfaßten direk-
ten Steuern gewährt werden. Dieser Modellfall hat deshalb einen 
realistischen Hintergrund, weil die Vergünstigungen nicht auto-
matisch gewährt werden müssen, sondern die zuständigen Institu-
tionen über das Ausmaß der zu vergebenen Ansiedlungsanreize im 
Einzelfall entscheiden. Diese Entscheidung kann z.B. abhängen 
von der Meinung, die diese Institutionen von der Eignung der 
Ansiedlungsvorhaben für die weitere ausgewogene wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Entwicklung der Umgebung haben, von der 
Nationalität des potentiellen Investors, nicht zuletzt von den 
zur Verfügung stehenden Mitteln der Staatskasse zum Zeitpunkt 
des Ansiedlungsansuchens. Dieser Ermessungsspielraum der Behör-
den behaftet die Ergebnisse daher mit einem Unsicherheitsgrad, 
der unvermeidbar ist. 
Um diese Unsicherheiten zu beseitigen, sind in Abb.24 und 25 
auf Seite 152 die Eigenkapitalertragswerte ohne Berücksichtigung 
staatlicher Anreizmaßnahmen für die Fälle nuklearer und konven-
tioneller Energieversorgung des Modellkomplexes gegenübergestellt. 
Der untere Teil der Abb. kann dabei als Verifikation realistischer 
Gegebenheiten des Modellansatzes angesehen werden. Unter Berück-
sichtigung der erarbeiteten Absatzstruktur für den Modellkomplex, 
bei Anwendung der großtechnisch erprobten Verfahren und unter 
Zugrundelegung der derzeit üblichen Energieversorgung in der 
Chemischen Industrie sind es zum größten Teil die bekannten, auch 
bisher standortmäßig bevorzugten Orte, die in der Rangskala der 
einzelnen Länder die höchsten Eigenkapitalertragswerte erwirt-
schaften. Deutlich zurück fallen im Vergleich zu Abb. 20 die 
norddeutschen, die süditalienischen, die west- und südfranzö-
sischen Standorte (außer Marseille und Lyon) sowie Groningen 
und Geleen in den Niederlanden. In diesen Fällen werden Stand-
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maßnahmen überdeckt wurden. Hingegen erzielen die belgischen 
Standorte sowie Luxemburg auch ohne staatliche Anreizmaßnahmen 
hohe Eigenkapitalertragswerte. Diese Vorteile müssen mithin in 
anderen, nun zu analysierenden Faktoren begründet liegen. 
6.2.2.3 Der 
Im oberen Teil der S. 152 in Abb. 24 sind die entsprechenden 
Werte (ohne staatliche Anreize) bei nuklearer Energieversorgung 
des Modellkomplexes aufgezeichnet. Modelltheoretisch handelt 
es sich hier um die erste Stufe einer Ausgabennivellierung, die 
durch das standortunabhängige Angebot nuklearer HT-Wärme·, Prozeß-
dampf und Strom hervorgerufen wird. 
Der nukleare Energieeinsatz wirkt dabei in mehrfacher Weise: 
Erstens vermindern sich durch den niedrigen Energiegestehungs-
preis die jährlichen Gesamtausgaben an allen Standorten. Diese 
Ersparnis verursacht steigende Periodenüberschüsse, mithin hö-
here Eigenkapitalertragswerte, wie das bereits im Vergleich der 
Abb. 20 und 21 auf den Seiten 141 und 144 zum Ausdruck kam. 
zweitens begünstigt dieser Vorteil alle Standorte in den Ländern 
BR, Italien sowie Luxemburg relativ stärker, da dort ein durch-
schnittlich höheres Heizöl-S-Preisniveau für industrielle Ab-
nehmer festgestellt wurde als in Frankreich, Belgien und beson-
ders in den Niederlanden~)Drittens entfällt ein Transportausga-
benvorteil für alle raffinerienahen Standorte. Dies führt inner-
halb der untersuchten Länder zu einer Abwertung (-) bzw. Auf-
wertung (+) der in bezug auf die Raffinerienähe geografisch 
günstigen bzw. ungünstigen Standorte. Das macht sich besonders 
bei den in Frankreich untersuchten Standorten bemerkbar, weil 
dort relativ wenig Raffinerien im Landesinnern stehen: Lille 
(-), Lyon (-), Chateauroux (+), Royan (+); aber auch in der 
BR: Hof (+), Freiburg (+), in den Niederlanden: Geleen (+) und 
in Belgien: Lüttich (+). In Italien verursacht die Nivellierung 
der Energieausgaben dagegen keine bemerkenswerten relativen Ver-
schiebungen der Standortqualitäten, da an den relevanten Indu-
striestandorten Raffinerien stehen, die Wegstrecken ins Landes-
innere gering und die spezifischen Transportausgabensätze ver-
1) Außerhalb der Arbeit liegt es zu diskutieren, ob sich die 
Heizöl S Preise für Großabnehmer in den untersuchten Ländern 
im laufe der Zeit angleichen. 
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gleichsweise niedrig sind. Viertens läßt die Nivellierung der 
raumdifferenzierenden Energieausgaben durch den Einsatz von 
Hochtemperaturreaktoren die anderen Ausgabeneinflußgrößen stär-
ker hervortreten, wodurch die Struktur der Standorte deutlicher 
sichtbar wird. Die abfallenden 11Standortäste 11 in Frankreich z.B. 
bilden sich aufgrund der von Osten nach Westen durchgeführten 
Untersuchungen auf annäherungsweise gleichem Niveau der geogra-
fischen Breitengrade. Wegen der von Osten nach Westen steigen-
den Ab~atztransportausgaben fallen in westlicher Richtung die 
Eigenkapitalertragswerte der Standorte ab. 
6.2.2.4 Vermögen- und Ertragsteuern 
Die Wirkungen der im Modell erfaßten direkten Steuern auf die 
Eigenkapitalertragswerte der Standorte lassen sich am besten 
herausarbeiten, wenn man einem Fallbeispiel, das diese Steuern 
berücksichtigt, ein anderes gegenüberstellt, in dem diese Ausga-
benarten nicht erfaßt werden. Die andere Möglichkeit, ein Bei-
spiel mit harmonisierten Steuersätzen durchzurechnen, erscheint 
weniger geeignet, da innerhalb der EWG-Länder noch keine Eini-
gung über die Höhe vereinheitlichter Steuersätze besteht und vor 
allem die Grundlagen der Steuerberechnungen, d.h. die Zahl der 
Steuerarten und deren Berechnungsgrundlagen, umstritten sind. 
Von der EG-Kommission konnten demzufolge noch immer keine 
rechtsangleichenden Richtlinien in diesen Fragen erlassen wer-
den /129, s. 11/ 
In Abb. 26 auf Seite 155 ist daher eine Modellrechnung aufgezeich-
net, in der die Eigenkapitalertragswerte des HTR-Chemiekomplexes 
ohne Berücksichtigung von Vermögen- und Ertragsteuern (und ohne 
Berücksichtigung von Inve~titionsanreizen) berechnet wurden. 
Damit liegt der angenäherte Fall einer Bestimmung der Standort-
qualitäten ohne staatliche Aktivität vor. Angenähert deshalb, 
weil in den Ausgaben für Arbeiter und Angestellte weiterhin die 
Lohnste~ern und die Arbeitgeberaufwendungen zur - staatlichen -
Sozialversicherung enthalten sind. Dieser Teil der dynamisierten 
Aufwendungen, der nicht proportional mit den übrigen Arbeitsaus-
gaben steigt, wird in der bei der Dynamisierung verwendeten Prog-
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Der Wegfall der direkten Steuern führt zu niedrigeren jährlichen 
Gesamtausgaben an allen Standorten, läßt mithin die Eigenkapi-
talertragswerte - erheblich - steigen. 20 %ige, 30 %ige und 
darüberhinausgehende Verzinsungen des eingesetzten Eigenkapi-
tals werden nun an den meisten Standorten erzielt. Bedeutende 
relative Vorteile erzielen die Standorte in Frankreich, in der 
BR und in Luxemburg; d.h. in Ländern, die durch hohe Körper-
schaftssteuersätze (Frankreich, Luxemburg), die zusätzliche Ent-
richtung einer Gewerbesteuer (BR , Luxemburg) oder eine der Ge-
werbesteuer ähnlichen Steuer, die 11 contribution des patentes 11 
(Frankreich) im Vergleich mit Belgien, Niederlande und Italien 
höhere direkte Steuerabgaben für den Modellkomplex verursachen. 
Luxemburg wird dadurch als der bei weitem günstigste Standort 
herausgestellt; die bisher guten Standorte in der BR rücken an 
Lüttich und Antwerpen vorbei; die niederländischen Standorte 
fallen weiter zurück. Eine Veränderung in der Rangfolge der 
Standorte innerhalb der einzelnen Länder findet hingegen nicht 
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statt, da die Steuersätze der nachgeordneten Gebietskörper-
schaften einheitlich angesetzt wurden. 
6.2.2.5 Löhne und Gehälter, Arbeitszeiten, Arbeitsintensität 
Die Wirkung unterschiedlicher Löhne, Gehälter und Arbeitszeiten 
sowie die Unterschiede in der Verwaltungsintensität (Verhältnis 
Arbeiter/Angestellte) auf eine Differenzierung der Standortqua-
litäten wird im Zeitablauf bestimmt durch das Ausgangsniveau 
dieser zusammgefaßten Ausgabenarten und durch die jährlichen 
Preissteigerungsraten, die dem Faktor Arbeit beizumessen sind. 
Die für die Bestimmung des Ausgangsniveaus verwendete verglei-
chende Statistik der Arbeitskosten stellt nicht nur Niveauunter-
schiede innerhalb der EWG-Mitgliedsländer fest, sondern weist 
auch unterschiedliche Löhne und Gehälter und die entsprechenden 
Folgelasten für die Länder, Departments usw. innerhalb der ein-
zelnen Staaten aus /40, S. 136-153/. Diese Unterschiede sind 
nicht unbedeutend; in der BR schwanken sie z.B. bis zu 10 %, 
in Süditalien um mehr als 15 % um den für die hier relevanten 
Bereiche der Chemischen Industrie errechneten Ausgabensatz. Im 
Rechenmodell wurde eine derart weitgehende Differenzierung des 
Ausgangsniveaus jedoch nicht vorgenommen, weil hierdurch die 
Rückwirkungen der potentiellen Industrieansiedlungen auf das 
ursprüngliche Ausgabenniveau am jeweiligen Standort unberück-
sichtigt geblieben wären. Mit Anpassungen an das allgemeine 
Arbeitszeit- und Arbeitspreisniveau muß angesichts der Größe 
des Modellkomplexes und der hierdurch nachgefragten Zahl an 
Arbeitskräften jedoch gerechnet werden. Demnach wurden die für 
derartige Betriebsgrößen in der Chemischen Industrie nach 
Ländern errechneten durchschnittlichen Arbeitspreise, Arbeits-
zeiten, das Verhältnis Arbeiter/Angestellte sowie die erwarte-
ten Arbeitspreissteigerungsraten in die Standardrechnungen des 
Modells eingegeben. 
Um die relativen Vorteile herauszuarbeiten, die sich durch nach 
Ländern unterschiedene Arbeitsangaben für die einzelnen Stand-
orte ergeben, können nun in mehreren Schritten diese Differen-
zen beseitigt werden. Durch eine Nivellierung der Arbeitspreis-
steigerungsraten erhalten alle Standorte in Frankreich, Italien 
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und insbesondere in den Niederlanden relative Vorteile, da für 
diese Länder bei der erwarteten differenzierten Entwicklung im 
Standardfall (vgl. die Abb.26 auf Seite 155) überdurchschnitt-
liche Steigerungsraten unterstellt wurden. Werden darüber hinaus 
Arbeitszeiten, das Verhältnis Arbeiter/Angestellte sowie das 
Ausgangsniveau der Arbeitsausgaben an allen Standorten ange-
glichen, so entsteht eine Verteilung der standortabhängigen 
Ei genkapi talertragswertep wie sie Abb. 27 zeigt. Die bis hier-
her festgestellte eindeutige Dominanz des Standortes Luxemburg 
entfällt; und es läßt sich nachweisen, daß dieser Vorsprung auf 
ein niedriges Arbeitspreisniveau und auf den - betriebswirtschaft-
lichen - Vorteil höherer Arbeitszeiten zurückzuführen war. Ebenso 
ist für die Standorte in Italien eine deutliche Verminderung der 
Eigenkapitalertragswerte festzustellen; der ehemalige relative 
Vorteil der Standorte resultierte vor allem aus einem niedrigen 
Ausgabensatz für Arbeiter und Angestellte. Auch die Standorte 
in der Bundesrepublik fallen - geringfügig - zurück, da trotz 
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liehen Ausgabensatzes für Arbeiter und Angestellte - der bei 
einer Nivellierung die Eigenkapitalertragswerte erhöht - durch 
die Anhebung des ehemals günstigen Verhältnisses Arbeiter/Ange-
stellte auf ein höheres Durchschnittsniveau der Vorteil einer 
vergleichsweise hohen Arbeitsproduktivität in der Chemischen 
Industrie Deutschlands verlorengeht. In diesem Modellfall ver-
bessern sich alle Standorte in den Niederlanden und in Frankreich 
wegen des Wegfalls überdurchschnittlicher Steigerungsraten der 
Arbeitsausgaben und - insbesondere in Frankreich - wegen der 
unterstellten Anhebung der Arbeitsproduktivität. 
6. 2. 2. 6 ~ohstoffpreise 
Die Rohstoffausgaben wirken, ähnlich wie die Arbeitsausgaben, 
standortdifferenzierend durch die unterschiedliche Höhe der 
Preise im Ausgangszustand und durch differenzierte Preisstei-
gerungsraten während der Betriebsdauer des Investitionsobjektes. 
In einem weiteren Schritt zur Ausschaltung standortdifferenzie-
render Einflußgrößen wurde diese Ausgabenart ebenfalls nivelliert, 
so daß als alleinige, die Eigenkapitalertragswerte der Stand-
orte unterscheidende Einflußfaktoren verbleiben: die Summe der 
Tonnenkilometer des jeweiligen Standortes zu den Verbraucher-
schwerpunkten sowie die spezifischen dynamischen Transportaus-
gabensätze je Land für die Beförderung der abzusetzenden Pro-
dukte. Das Ergebnis dieser Modellrechnung zeigt Abb. 28 auf 
Seite 159. 
Ein Vergleich mit Abb. 27 ergibt, daß durch die Angleichung der 
Rohstoffpreise die Standorte in den Niederlanden, in Belgien und 
in Frankreich relative Veränderungen gegenüber den Standorten in 
den anderen Ländern erfahren. Die Standorte in Frankrei eh gewi n-
nen an l'Qualität", da den Standardrechnungen höhere Rohstoffprei-
se zugrunde lagen. Die Standorte in den Niederlanden und in Bel-
gien werden ungünstiger, da die ehedem günstigen Rohstoffbezugs-
preise nun angeglichen sind. 
Die durch die Rohstoffpreisnivellierung hervorgerufenen Verände-
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der Art der vom Modellkomplex bezogenen Güter: Ammoniak, Salpe-
tersäure, Methanol etc. sind chemische Massengüter, die in Par-
tiemengen international gehandelt und praktisch zu Weltmarkt-
preisen bewertet werden. 
6. 2. 2. 7 Transportausgaben 
Endlich können auch die je Land unterschiedlichen Transportaus-
gaben nivelliert werden. 
Hierbei ist zu beachten, daß sich die aus den Eisenbahngüterver-
kehrsstatistiken der sechs EWG-Länder und der Transit-Länder 
Schweiz und Österreich entnommenen und dynamisierten Ausgabenar-
ten in mehrfacher Hinsicht unterscheiden. Schon bei statischer 
Betrachtung unterliegen die spezifischen Transportpreise, gemes-
sen in Geldeinheit/t·km, in Abhängigkeit von der Entfernung einer 
unterschiedlichen Degression. Diese Differenzen verstärken sich 
im Zeitablauf, denn die erwarteten Preissteigerungsraten variie-
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ren nicht nur von Land zu Land, sondern auch innerhalb eines 
Landes mit der Entfernung. Hieraus resultieren unterschiedliche 
relative Vorteile der verbrauchsfernen Standorte innerhalb eines 
EWG-Staates und auch im EWG-Vergleich. Die marktfernen Standorte 
Süditaliens werden z.B. begünstigt durch die extrem niedrigen 
(subventionierten) spezifischen Transportsätze und durch die 
vergleichsweise niedrigen Preissteigerungsraten. Deutsche Stand-
orte hingegen haben gegenüber Standorten in anderen EWG-Ländern 
Transportnachteile zu erwarten, die aufgrund der alle Entfer-
nungsbereiche gleichmäßig treffenden Ausgabensteigerungen - den 
höchsten im EWG-Vergleich - entstehen. 
Bei Angleichung der spezifischen Transportausgabensätze erschien 
es nicht sinnvoll, einen über alle Entfernungen und für alle 
Länder einheitlichen Ausgabensatz zu errechnen. Stattdessen wur-
den die dynamisierten, degressiv gestaffelten Transportausgaben-
sätze Frankreichs für alle EWG-Staaten und die Transit-Länder 
einheitlich verwendet. Diese Ausgabensätze kommen im statischen 
Fal 1 einer Mittelung der Transportausgabensätze aller berührten 
Länder am nächsten, außerdem berücksichtigen die Preissteigerungs-
faktoren den zunehmenden Anteil steigender beschäftigungsunab-
hängiger Aufwendungen dieses Verkehrsträgers in geeigneter 
Weise, ohne daß die Beförderungspreise für weite Strecken Sub-
ventionscharakter annehmen. Das Ergebnis dieser Rechnung zeigt 
Abb. 29 auf Seite 161. 
Die deutschen Industrieansiedlungsorte erfahren durch nun 
günstigere Transportbedingungen gegenüber den Standorten in 
anderen Ländern eine Aufwertung, wohingegen die italienischen, 
insbesondere die süditalienischen,Standorte stark abfallen 
(vgl. z.B. die Ansiedlungsorte auf Sizilien, Nr. 118-120). 
Außerdem ergeben sich innerhalb der Rangfolge der Standorte der 
einzelnen Länder einige Umordnungen, die aus der nun einheit-
lichen Rangfolge der Standorte entsprechend ihrer mittleren 
Entfernung zu den Absatzmärkten resultieren. Diese Umordnungen 
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Abb. 29 
6. 2. 3 Die Ausgabenstruktur ausgewählter Standorte 
Der Einsatz der EDV ermöglicht, die Entwicklung der Ausgaben 
jedes untersuchten Standortes im einzelnen darzustellen. Die 
unterschiedliche Struktur der Ausgabenarten führt im Regelfall 
zu Differenzen der standortabhängigen Eigenkapitalertragswerte. Es 
lassen sich jedoch Standorte finden, die - in verschiedenen 
Ländern und geographisch z.T. weit von einander entfernt ge-
legen - bei unterschiedlicher Höhe und Entwicklung der einzelnen 
Ausgabenart annähernd identische Eigenkapitalertragswerte er-
zielen. Es finden mithin kompensatorische Entwicklungen statt. 
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Ancona, Abb. 33 
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2 MA TS TA 
3 ARBAUS 
4 OEA US 
5 TRAA US 
6 DIST 
7 KAPAUS 
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9 EI NNA 
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E'.mden, Abb. 34 
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Ahb.30-35: Entwicklungen der Ausgabenarten 
an den einzelnen Standorten 
Die Abb.30 bis 33 auf der 
linken Hälfte der Seite zeigen die 
wesentlichen zusammengefaßten Aus-
gabenarten der Küstenstandorte 
Emden und Rotterdam, des Binnen-
standortes Lyon und des fast schon 
im Mezzogiorno gelegenen Ancona für 
ein Fallbeispiel mit konventionel-
ler Energieerzeugung und unter Be-
rücksichtigung aller standortwirk-
samen Einflußgrößen, mit Ausnahme 
von Subventionen. In dieser als 
11 Normalfall 11 bezeichneten Modell-
rechnung erreichen ·diese Standorte, 
an de ne n s i c h Be t r i e b e de r C h e m i s c h e n 
Industrie bereits angesiedelt haben, 
trotz unterschiedlicher Ausgaben-
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strukturen für einen Kalkulationszinsfuß zk = 0,1 gerade die 
geforderte Mindestverzinsung. Sie sind mithin im Sinne des Mo-
dells wirtschaftlich (vgl. auch Abb. 25 ). 
Emden läßt gegenüber Rotterdam deutliche Vorteile bei den ar-
beitsabhängigen Ausgaben und insbesondere bei den Ausgabenarten 
erwarten, die unter dem Begriff der Gemeinausgaben (GEMAUS) zusam-
mengefaßt werden. In Rotterdam hingegen werden Materialausgaben-
v o r t e i l e w i r k s a m , d i e v o r a l l e m b e d i n g t s i n d d u r c h da s N a p h th a -
preisausgangsniveau, ebenso Energie-(Heizöl )ausgabenvorteile so-
wie Transportausgabenvorteile wegen der günstigen geographischen 
Lage zu den Absatzmärkten. Die Ausgaben für Fremdkapital ent-
wickeln sich gemäß den getroffenen Voraussetzungen an allen 
Standorten identisch. Die Steuerzahlungen zeigen nur in den 
letzten Betriebsjahren Unterschiede; die höheren Steuern am 
Standort Emden sind bedingt durch relativ höhere Periodenüber-
schüsse im 16. bis 18. Betriebsjahr. Vgl. hierzu auch die Abb.34 
und 350 in denen die aufaddierten Ausgabenarten der Städte 
Emden und Rotterdam aufgezeichnet sind. Der Standort Lyon läßt 
gegenüber Rotterdam wieder höhere Material- und Energieausgaben 
erwarten, kann diese Standortnachteile jedoch durch seine gün-
stigere Lage zu den Absatzmärkten sowie durch relativ niedrige 
Arbeitsausgaben ausgleic~en. Die Ausgabenstruktur Ankonas äh-
nelt sehr derjenigen von Emden. Die im Vergleich zum deutschen 
Standort niedrigeren Steuerzahlungen werden durch höhere Trans-
portlasten kompensiert. 
Dieser Vergleich zeigt mithin, daß ein besonderer Vorteil eines 
Standortes, ausgedrückt hier in einem absoluten, langfristigen Vor-
sprung bei einer Ausgabenart, nicht ausreichen muß, um stand-
ortmäßi g besonders herauszuragen. 
6.3 Anmerkungen zu wesentlichen Voraussetzungen 
der Ergebnisse 
Die Ergebnisse dieser Modellrechnungen müssen vor dem Hinter-
grund einiger Prämissen gesehen werden, auf die wegen ihrer 
Bedeutung - auch für die in Kapitel 2 enthaltenen Aussagen -
noch einmal eingegangen werden soll. 
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6 3 Die P obleme 11 Differenzinvestition 11 und 
11 Reinvestition der PeriodenUbe chUsse 11 
In beiden Modellen wurde der aus VergleichbarkeitsgrUnden not-
wendige Differenzbetrag des zu Anfang aufgewendeten Eigen- und 
Fremdkapitals, d.h. die Supplementinvestition, als Finanzin-
vestition eingesetzt und entsprechend (vermögens- und ertrags-
mäßig) bewertet. Außerdem wurde eine Reinvestition entstehender 
PeriodenUberschUsse unterlassen, stattdessen eine vollständige 
AusschUttung und Wiederanlage der Mittel zum Kalkulationszins-
fuß unterstellt. Dies bedeutet einerseits eine starke Eingren-
zung des Problems, stellt andererseits aber die allgemeinste 
aller möglichen Handlungsalternativen dar. 
Im Falle des isolierten Vorteilsvergleichs zwischen Hochtempe-
raturreaktor und ölkraftwerk wären, da über die Ausgangssitua-
t i o n de s I n v e s t o r s k e i n e An n a h me n g e troffen w u r den , z • B . f o 1 -
gende Alternativen gegeben: 
(1) Wäre der Investor ein Energieversorgungsunternehmen, so 
hätte sich, da mindestens von einer Gesamtkapitalsumme von 
259,3 Mio DM ausgegangen werden muß, der Vergleich auf 
einen HTR gegenUber zwei OKW plus Di fferenzi nvesti ti on oder 
sogar auf einen HTR plus Differenzinvestition gegenUber 
drei OKW erstrecken mUssen. Die im konventionellen Fal 1 
hieraus resultierenden, um den Faktor 2, bzw. 3 höheren 
Strom-/Wärmekapazi täten implizieren langfristige Absatz-
unterschiede, die nicht mehr vernachlässigt werden können. 
Der gesamte Vergleich fUhrt hin zu den Problemen der opti-
malen Kapazitätszubaustrategie, die nur bei Kenntnis der 
unternehmensspezifischen Bedarfszuwachserwartungen fUr 
Strom und Dampf, d.h. betriebsindividuell verschieden, 
lösbar sind. 
(2) Wäre der Investor ein Unternehmen des Grundstoffbereichs, 
der Chemischen- oder der Papierindustrie, so wären zur 
Umgehung des Energieabsatzproblems fUr die Handlungsalter-
native "konventionelle Energieversorgung" eine Vielzahl von 
branchenspezifischen Produktionsanlagen in den Vergleich 
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einzubeziehen. Das Problem des isolierten Vorteilsver-
gleichs verlagert sich wiederum: Für jeden Betriebszweig 
v e r s c h i e de n, w ä r e n d i e Fra gen n a c h de r P rod u k t i o n s ums t e 1 -
1 ung,bzw. Produktionserweiterung zusätzli eh zu beantwor-
ten. 
Im Standortmodel 1 ist die Situation der alternativen Energi ever-
sorgung eindeutig beschrieben: Ihre Wirkung auf die Standort-
o r i e n t i er u n g e i n es 1 n du s tri e k o mp 1 e xe s der Groß c h e mi e s o 1 1 da r-
g es t e 11 t werden. Als Handlungsalternative zur Finanzanlage wären 
in erster Linie die Errichtung zusätzlicher Produktionsanlagen 
zu nennen oder, da es sich bei der Chemischen Industrie um einen 
f o r s c h u n g s i n t e n s i v e n I n d u s t r i e z w e i g h a n de 1 t , d i e V e rw e n d u n g de r 
Mittel für Forschungszwecke: 
(1) Der Einsatz des bei konventioneller Energieversorgung 
redundanten Anfangskapitals sowie der Periodenüberschüsse 
zu Forschungszwecken übt direkt keinen Einfluß auf die 
Standortwahl des Modellkomplexes aus, da die Standorte von 
Forschungseinrichtungen häufig getrennt von denjenigen der 
Produktionsbetriebe liegen. Andererseits müßte ein Ertrag 
der zu Forschungszwecken zur Verfügung gestellten Mittel 
den Eigenkapitalertragswerten der Produktionsstandorte mit 
konventioneller Energieversorgung zugerechnet werden. Zwar 
wären die aus Lizenzen und Patenten regelmäßig anfallenden 
Einnahmen investitionsrechentechnisch erfaßbar; sie umfas-
sen jedoch bei weitem nicht den tatsächlichen Nutzwert 
dieser Forschungsgelder. 
(2) Die Verwendung der Differenzinvestition in Höhe von ca. 
669 MioDM und eine Wiederanlage positiver P~riodenUber­
schüsse zur Erstellung zusätzlicher Produktionsanlagen 
ruft nicht nur die bereits erwähnten Probleme der Produk-
tionsumstellung,bzw. Produktionserweiterung hervor, sondern 
erfordert angesichts der Dimensionen eine neue Produktions-
programmplanung, di~ Erschließung zusätzlicher Beschaffungs-
und Absatzmärkte sowie die Oberprüfung aller Standorte. Mit 
anderen Worten, eine konsequente Weiterführung dieser Ge-
dankenkette endet bei den dynamischen Entscheidungsmodellen, 
6. 3. 2 
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deren Anwendbarkeit für diesen Vergleich bereits unter 
3.2.2.2.3 und 3.2.3 diskutiert und abgelehnt wurde. 
Das Problem des Basiszeitpunktes der Modellrechnungen 
Kugelhaufen-Hochtemperaturreaktoren sind als Industriekraft-
werke erst ab ca. 1980 einsatzbereit. Die Gründe hierfür sind, 
daß die Bauzeit solcher Anlagen unter den derzeitigen Bedingun-
gen ungefähr 3-5 Jahre beträgt und eine über die speziellen 
technologischen Kenntnisse und Produktionsanlagen verfügende 
Reaktorbauindustrie sich erst im Aufbau befindet. Das zum Aus-
gangspunkt der Modellrechnungen gewählte Basisjahr 1971 trägt 
für die Fallbeispiele der nuklearen Energieversorgung mithin 
hypothetischen Charakter, da die HTR-Technologie zwar erforscht 
und auch wertmäßig zu erfassen ist, aus den oben genannten Grün-
den aber erst später eingesetzt werden kann. Es stellt sich 
daher die Frage, ob ein höherer Grad an Realitätsnähe der Modelle 
und ihrer Ergebnisse zu erreichen wäre, wenn man als Basiszeit-
punkt das Jahr des tatsächlich möglichen Einsatzes des HTR wählte. 
( 1 ) D i e W ah 1 von 19 80 a 1 s Ba s i s ja h r e r f o r de r t d i e P r o g n o s e n a 1 -
ler Anfangsdaten, insbesondere der für die Kraftwerke und 
chemischen Anlagen erforderlichen Investitionssummen. Ange-
sichts von Baupreissteigerungen, Inflationsraten, möglichen 
Wechselkursänderungen, aber auch von bis zu diesem Zeitpunkt 
noch möglichen technologischen Veränderungen werden diese 
für den Investitionskalkül besonders wichtigen Bezugsgrößen 
mit einem hohen Unsicherheitsgrad behaftet sein. 
(2) Es ist nicht auszuschließen, daß sich bis 1980, vor allen. 
aber danach, die standortspezifischen Randbedingungen, wie 
z.B. Zahl und Größe von Beschaffungs- und Absatzmärkten, 
Investitionsbeihilfen, Steuersysteme, Rohstoff- und Absatz-
preise sowie Löhne und Gehälter grundlegend ändern. Diese 
prognoseimmanenten Unsicherheiten sind unvermeidbar, werden 
jedoch umso größer, je weiter sich der Ausgangszustand der 
Berechnungen von den bekannten Ist-Werten entfernt. Der an 
dieser Stelle häufig gebrachte Einwand, daß sich in 
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Investitionsvergleichsfällen, in denen dieselben langfristi-
gen Prognosedaten verwendet werden, die Fehler kompensieren 
und insofern der gewählte Basiszeitpunkt ohne Bedeutung 
wäre, ist methodisch nicht haltbar: Im Ausgangszustand ent-
haltene Fehler können sich multiplizieren. 
(3) Ein weiterer Vorzug der Wahl eines frühen Basiszeitpunktes 
und realer Daten in den ersten Perioden ist der Umstand, 
daß diese Werte rechentechnisch das Ergebnis stärker beein-
flussen, als die durch einen exponentiell steigenden Ab-
zinsungsfaktor dividierten Prognosewerte späterer Perioden. 
Aus den genannten Gründen erschien es sinnvoller, einen Zeit-
' punkt für die Modellrechnungen zu wählen, der mit realen Basis-
daten für die konventionelle Technik und ihre Umwelt und mit den 
Plandaten der HTR-Technologie auszufüllen ist, als einen Zeit-
punkt, der in bezug auf die Einsetzbarkeit der HTR-Technologie 
realistisch, jedoch sonst mit allen Mängeln prognostizierter 
Basisdaten behaftet ist. 
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7. SCHLUSSFOLGERUNGEN 
Die wesentlichen Ergebnisse der vorliegenden Untersuchung führen 
zu Schlußfolgerungen, die sich in den folgenden Sätzen thesen-
artig zusammenfassen lassen: 
- Die Kennziffern DM/kWhe oder DM/Gcal sind keine geeigneten 
Maßstäbe für einen Wirtschaftlichkeitsvergleich langfristiger 
Investitionen. 
Diese Aussage gilt in besonderem Maße für kapitalintensive In-
vestitionen in der Energiewirtschaft. Mit Hilfe eines dynamischen 
Investitionskalküls konnte nachgewiesen werden, daß die not-
wendige Einbeziehung der Erlöskomponente, von Steuer- und Finan-
zierungsgesichtspunkten sowie die Beachtung von Änderungen wesen -
licher Ausgabenarten beim Wirtschaftlichkeitsvergleich zwischen 
Hochtemperaturreaktor und ölkraftwerk selbst bei Zugrundelegungder 
Ausgangsdaten von 1971 (also vor der Energiekrise) zu anderen 
und - wie sich bereits heute herausgestellt hat - für den HTR 
zu besseren Ergebnissen führt. 
- Das Ergebnis eines vollständig formulierten, ökonomischen Vor-
teilsvergleiches wird von der jeweiligen leistungswirtschaft-
1 ichen und finanziellen Situation sowie der Risikobereitschaft 
des Investors beeinflußt. 
Daher wurde in dieser Arb~it auch nicht der Kapitalwert einer 
InvesLition, der klassische ökonomische Vorteilsvergleichsmaß-
stab für einmalige Investitionen,verwendet. Der Kapitalwert ist 
tatsächlich ein Ertragswert für die Anschaffungsausgaben eines 
Investitionsobjektes, ohne Berücksichtigung von Finanzierungs-
gesichtspunkten. Seine formelmäßige Darstellung genügt nicht 
mehr der modernen Investitionspraxis, wie in dieser Arbeit ein-
gehend begründet wurde. Statt dessen wurde ein sog. Eigenkapital-
ertragswert, d.i. der Vermögenszuwachs auf das vom Investor 
eingesetzte Eigenkapital, konseauent verwendet. 
169 -
- Industrielle Planungsfehler werden wegen der Kapitalinten-
sität neuer Technologien und der Notwendigkeit einer Fremd-
finanzierung immer später erkennbar und dadurch immer schwer-
wiegender. 
Der mit unterschiedlichen Parametern durchgeführte Vorteilsver-
gleich zwischen HTR und OKW ergab, daß die Eigenkapitalertrags-
werte im Falle einer Investition in den HTR erst nach 8 bis lo 
Betriebsjahren deutlich höher liegen als diejenigen, die im 
Falle einer Investition in ein OKW zu erzielen gewesen wären. 
Außerdem konnte abgeleitet werden, daß die ökonomisch optimale 
Lebensdauer eines Kraftwerks im Falle teilweiser Fremdfinanzierung 
nicht schon beim Umkehrpunkt positiver Periodenüberschüsse 
(Nebenbedingung: Restwert des Kraftwerks = 0 DM) erreicht ist, 
sondern erst dann, wenn Tilgung und Fremdkapitalzinsen der Vor-
periode gerade gleich sind dem negativen Periodenüberschuß der 
betrachteten Periode. Ein HTR-Industriekraftwerk hat eine rela-
tiv konstante ökonomische Lebensdauer von 26 Jahren; beim kon-
ventionellen Kraftwerk schwankt diese Lebensdauer in starker 
Abhängigkeit von den erwarteten Heizölpreissteigerungsraten. 
Bei einer Heizölpreissteigerungsrate von ~ 3%/a liegt sie be-
reits unter 2o Jahren. 
- Der bereits heute erreichte Wettbewerbsvorteil der Hochtempe-
raturtechnologie verbessert sich nicht automatisch mit steigen-
den Preisen fossiler Energieträger. 
Es wurde nachgewiesen, daß der HTR-PR 500, wäre er zu den der-
zeit gültigen Anlageninvestitionsausgaben heute gebaut und in Be-
trieb, einem ölkraftwerk entsprechender Auslegung ökonomisch 
überlegen ist, wenn der Preis für Heizöl S nur um mehr als 2%/a 
steigt (Ausgangsdaten der Rechnungen: Heizölpreis Ende 1971 
DM 100,--, Heizölpreis Ende 1973 DM 140,-- (!)).Es konnte außerdem 
gezeigt werden, daß derselbe HTR, isoliert betrachtet, selbst 
bei Anlagepreissteigerungen von 80% für einen Investor ein 
wirtschaftliches Anlageobjekt darstellen kann und dabei während 
seiner gesamten ökonomischen Lebensdauer Strom und 
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Wärme zu einem umgerechneten Kondensationsstrompreis von 
0,06 DM/KWh liefert. In kraftwerksvergleichenden Parameterstu-
dien, in denen sowohl der. Heizölpreis als auch Anlagepreisstei-
gerungen der Investitionsobjekte variiert wurden, zeigte sich 
jedoch, daß der Eigenkapitalertragswert des HTR auf prozentuale 
gleich hohe Anlagekapitalpreissteigerungen wesentlich empfind-
licher reagiert als derjenige des OKW. Der Grund ist, daß der 
absolut wesentlich höhere Kapitalmehraufwand für das nukleare 
Kraftwerk bereits am Anfang in den Investitionskalkül eingeht, 
wohingegen die langfristig wirkenden Heizölpreissteigerungen 
durch die Abzinsung das Ergebnis weniger beeinflussen. Dies 
gilt in entsprechender Weise für den Vergleich mit anderen, 
ebenfalls weniger kapitalintensiven konventionellen Kraftwerken. 
Bei steigenden Anlageinvestitionsausgaben kann mithin die Wett-
bewerbsfähigkeit des HTR trotz steigender Preise für konventio-
nelle Energieträger wieder geringer werden. Die möglichen Nach-
teile werden umso weniger wirksam, je schneller Hochtemperatur-
reaktoren gebaut werden. 
- Der Einsatz der Hochtemperaturtechnologie erweitert die Mög-
lichkeiten der Standortwahl in der Großchemie. 
Es wurde dargestellt, daß der HTR den bisher durch konventio-
nelle Kraftwerke und andere, ebenfalls fossil beheizte Energie-
wandler gedeckten Bedarf an Betriebsmittelenergie in Großkom-
plexen der Chemischen Industrie - im Gegensatz zu anderen Kern-
reaktorkonzepten - nahezu vollständig substituieren kann. Außer-
dem wurde belegt, daß dieses Kraftwerkskonzept im Vergleich zu 
allen anderen fossilen, aber auch nuklearen Kraftwerksarten die 
geringsten Umweltbelastungen hervorruft und auch unter dem 
Aspekt der nuklearen Sicherheit ("ein Coreschmelzen ist natur-
gesetzlich nicht möglich") anderen Reaktorlinien überlegen ist. 
Durch diese Merkmale sind die im Gliederungsschema für Stand-
ortplanungen in der Chemischen Industrie definierten, unbedingt 
wirksamen Standortfaktoren: Investitionsklima, sichere Rohstoff-
versorgung (in diesem aggregierten Begriffsschema sind die zu 
Betriebsmittelzwecken verwendeten fossilen Energieträger in den 
Rohstoffen enthalten) sowie Auflagen leichter als bisher zu 
erfüllen. An Infrastruktur, Arbeitskräfte- und Wasserbedarf 
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- ebenfalls als unbedingt wirksame Standortfaktoren gekenn-
zeichnet - stellt der HTR keine höheren Anforderungen als 
andere Kraftwerksarten. 
Die Ergebnisse der Modellrechnungen, in denen außer den oben 
genannten die bedingt wirksamen Standortfaktoren erfaßt werden, 
zeigten, daß auch bei unterschiedlichen Kalkulationszinsfüßen 
wesentlich mehr Standorte mit nuklearer Energieversorgung einen 
positiven Eigenkapitalertragswert aufweisen, als bei konventio-
neller Energieversorgung. Das verleiht der oben getroffenen 
Feststellung besonderes Gewicht. Denn aus der Untersuchung wurde 
ebenfalls deutlich, daß die Zahl der ökonomisch günstigen Stand-
orte für einen Industriekomplex der Großchemie innerhalb der 
untersuchten Länder Bundesrepublik Deutschland, Niederlande, 
Belgien, Luxemburg, Frankreich, Italien sehr begrenzt ist 
- selbst bei weiter Auslegung der Erfüllbarkeit der unbedingt 
wirksamen Standortfaktoren. 
Dem scheinen zwar die Abb. (22) und (23) zu widersprechen. Man 
muß sich aber die Prämissen dieser Ergebnisdarstellungen ins 
Gedächtnis rufen: Sie zeigen die (positiven) Eigenkapitaler-
tragswerte der Standorte bei Verwendung der nuklearen Techno-
logie, die heute noch nicht einsetzbar ist, unter der Be-
dingung maximaler Subventionen, die - wie erwähnt - in den 
meisten Fällen nicht gewährt werden müssen, sondern politi-
schen Ermessensentscheidungen unterliegen. Die entsprechenden 
Modellrechnungen mit konventioneller Technologie zeigen für 
ein zk = 0.2, daß nur noch 14 Standorte, für ein zk= 0.3, daß 
nur noch 3 (!)Standorte in allen untersuchten Ländernwirt-
schaftlich sind - oder die Randbedingungen des Modells müßten 
grundlegend geändert werden. 
Der Einsatz der Hochtemperaturtechnologie löst deutliche 
relative Änderungen und Ni vel li erungen der Qualitäten 
industrieller Standorte aus. 
Luxemburg, der durch die niedrigsten - langfristigen - Arbeits-
ausgaben, hohe Subventionen und seine zentrale Lage zu den euro-
päischen Absatzmärkten ohnehin günstigste Standort für den vor-
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liegenden Industriekomplex,verbessert seine relative Standort-
gunst noch infolge des Wegfalls überdurchschnittlich hoher 
Energiepreise. Die untersuchten Ansiedlungsorte in der BRD müs-
sen aufgrund der hohen fiskalischen Belastung des Heizöls Wett-
bewerbsnachteile im EWG-Vergleich hinnehmen. Sie gewinnen durch 
die HTR-Technologie daher relative Vorteile, so daß sie die nach 
Luxemburg besten Standorte, die in Belgien und auf Sardinien 
liegen, erreichen, bzw. überholen. Innerhalb der Bundesrepublik 
erfahren die Standorte die höchsten Aufwertungen, die nicht in 
Raffinerienähe liegen, d.s. die Standorte im Landesinneren 
abseits von Verbrauchs- bzw. Ballungszentren. 
Relative Standortvorteile aufgrund von Energiepreisnivellierun-
gen in einem Land bedeuten umgekehrt Nachteile für bisher begün-
stigte Standorte in anderen Ländern. Dies zeigt sich deutlich 
bei den Standorten in Frankreich und in Italien und - besonders 
auffallend - bei Rotterdam in den Niederlanden. Aber auch inner-
halb dieser Länder wirkt die HTR-Technologie durchaus unter-
schiedlich. Während ihr Einsatz innerhalb Italiens zwar An-
gleichungen der Standortqualitäten, jedoch nur wenige Umordnun-
gen hervorruft, führt sie in Frankreich zu einer ausgeprägten 
Nivellierung der Standortstruktur. Die Angleichung der Stand-
ortwerte resultiert aus der nun transportausgabenunempfindlichen 
Energieversorgung, durch die die in bezug auf eine konventionel-
le Energieversorgung geografisch bedingt, z. T. erheblich ungün-
stig gelegenen Standorte in Mittel- und Ostfrankreich stark aufge-
wertet werden. Der Einsatz der HTR-Technologie in Komplexen der 
Großchemie ist für Standorte in Frankreich daher trotz unter-
durchschnittlicher absoluter Standortverbesserung nicht uninter-
ressant: Der Zahl nach werden in diesem Land die meisten Stand-
orte mithilfe der nuklearen Energieversorgung über die "Renta-
bilitätsschwelle" gehoben bei gleichzeitig maximaler Auswahl 
annähernd gleich günstiger Standorte. 
Trotz dieser Wirkungen wird der Einsatz der Hochtemperatur-
technologie nicht zum wichtigsten Standortfaktor für Indu-
striekomplexe der Chemischen Industrie. 
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Unterschiede bei der Gewährung von Ansiedlungsanreizen, bei 
Löhnen und Gehältern (und allen davon abhängigen Folgeausgaben) 
und in der Steuergesetzgebung können zu größeren Veränderungen 
der Höhe der Eigenkapitalertragswerte an den untersuchten Stand-
orten und zu entsprechenden Umordnungen der Standortrangfolge 
führen. Investitionsanreize rufen dabei auch zwischen geogra-
fisch eng benachbarten Standorten große Qualitätsunterschiede 
hervor, wohingegen Unterschiede bei den Arbeitsausgaben und in 
der Steuergesetzgebung mehr auf das Standortniveau zwischen 
einzelnen Ländern wirken. Auch die Transportwege und Preise sind 
in dem geografisch so heterogenen Untersuchungsraum von durchaus 
standortlenkender Bedeutung; bei Einbeziehung mehrerer Verkehrs-
mittel in die Untersuchung hätte dieser Faktor ein noch deut-
licheres Gewicht erhalten können. 
Auch für diese Untersuchung gilt die Feststellung Isard's von 
den 11 unique characteristics of each region 11 [41, S. 410], wie 
das für Luxemburg eindrucksvolle Ergebnis zeigt. Die Wirkungs-
analyse der standortbeeinflussenden Faktoren ergibt aber auch, 
daß den spezifischen Vorteilarten an manchen Orten häufig Nach-
teile gegenüberstehen, die zu Oberlagerungen und kompensato-
rischen Effekten führen. Diese gegenläufigen Faktoren bewirken, 
daß viele in sich verschiedene Regionen in bezug auf eine 
industrielle Ansiedlung gar nicht so unterschiedlich erschei-
n e n . D ur c h d i e u b i q u i t ä r e Zu r v e r f ü g u n g s t e l l u n g me h r er e r E n e r g i e-
a r t e n trägt die HTR-Technologie dazu bei, Kompensationseffekte 
abzubauen und die Standort~truktur deutlicher sichtbar zu 
machen. 
Neben diesen aus den Ergebnissen direkt ableitbaren Schlußfolge-
rungen lassen sich noch zwei Aussagen treffen, die zwar nicht 
direkt durch die Modellrechnungen belegt sind, die sich aber aus 
der Gesamtsicht der Untersuchung ergeben. Sie bedürfen weiterer 
Studien und sollen daher am Abschluß dieser Arbeit zur Diskussion 
gestellt werden. 
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Die Einführung der Hochtemperaturtechnologie kann in den 
ersten Jahren ihres Einsatzes zu einer Wachstumspause, bzw. 
zu einer Verlangsamung des Wachstums in der Großchemie 
führen. 
Das für den untersuchten Chemiekomplex errechnete durchschnitt-
liche Verhältnis des Anlagekapitalbedarfs einer Chemieanlage 
zum Anlagekapitalbedarf eines konventionellen Kraftwerks ist ca. 
1:2. Bei nuklearer Energieversorgung ändert sich dieses Verhält-
nis auf über 1:5. D.h., der Entschluß zur Bereitstellung zu-
sätzlicher Kapitalmittel für die Umstellung von einem konventio-
nellen auf ein nukleares Energieaggregat bedeutet den Verzicht 
auf den Neubau oder Ersatz von drei 11 durchschnittlichen 11 Pro-
duktionsanlagen. 
Bei gleichzeitiger Erweiterung der Standortwahlmöglichkeiten 
kann der Einsatz der Hochtemperaturtechnologie am gewählten 
Standort langfristig zu verstärkenden Agglomerationstenden-
zen beitragen. 
Der Nachteil eines verlangsamten Wachstums der Großchemie in 
den ersten Jahren des Einsatzes von Kugelhaufen-Hochtemperatur-
reaktoren wird ku~zfristig aufgewogen durch die Sicherung der 
Energieversorgung auf einem höheren qualitativen Niveau und 
langfristig durch die primären und sekundären Wirkungen [130, 
S. 44-49] konstanter Preise für Wärme und Strom. Diese lang-
fristigen Wettbewerbsvorteile werden sich mit großer Wahrschein-
lichkeit zuerst am Standort selbst durch den Zubau neuer Produk-
tionsanlagen und weiterer nuklearer Energieaggregate auswirken. 
Die vergleichsweise höhere Kapitalbindung und die höhere Lebens-
dauer der nuklearen Anlagen, die 11 economies of spatial 
juxtaposition 11 aber auch die Attitüde der Wirtschaftssubjekte, 
' 
eher den Ausbau neuer Technologien am einmal gewählten Stand-
ort zu b et re i b e n , b zw • s i c h da m i t ab z u f i n den , a 1 s i mme r w i e de r 
neue Standort dafür zu suchen, sind wesentliche Gründe für 
d i e s e A n n a h me n • 
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Die Bipolarität der räumlichen Wirkung dieser neuen Technolo-
gie, die sich auch in den Abb. 36 und Abb. 37 zeigt, ist damit 
sehr deutlich beschrieben: Der Einsatz von Kugelhaufen-Hochtem-
peraturreaktoren kann einmal die Funktion der Initialzündung 
für die Entwicklung neuer Agglomerationskerne übernehmen, zum 
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Pyrolysebenzin und c5 Pyrolyse-Heizöl 
CH 4-reiches Gas (80 Vol%) 





9 HT-Wärme 3°10 cal/tC 2H4 
HD-PD 
Strom 






Prozeßanlage (ONSITES) + Neben-
und Hilfsbetriebe (OFFSITES) 



























































Verfah ren: Lurgi (Wärmepumpenschaltung) 
Proportionale In-(-) und Outputs (+): 
Propylen-chemical grade-































entsprechend Propylen-chemical grade- Erzeugung 























Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 
überwach un g 
Reparaturen 
Investition (1.4.71) 







Kapazität (8.000 h/a) 
17.233,1 
45.965,9 
Wirtschaftliche Betriebs- 40.000 
größe - 150.000 
+ 1 -










Quelle: G.E. Haddeland, Butadiene, SIR-Report Nr. 35 














Produkt: Trennung c5-Fraktion von 
Pyrolysebenzi n 
Verfahren: Gelsenberg AG 







Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 
0 b e rw a c h u n g 







In gen i e ur geb ü h re n ( 15 % ) 
Gesamtanlageinvestition 
Degressionsexponent 













0 '6 5 
entsprechend Pyrolysebenzin c5-Gemisch Durchsatz 










Produkt: Benzol und sonstige Aromate (BTX-Aromate) 
Verfahren: BASF-Scholven, Arosolvanextraktion Lurgi 





Xy 1o1 e 



















Gasphasenhydrierung (turn key) + 6.581,9 
Arosolvanextraktion 
(turn key) + 6 · 868 ' 3 
Zwischensumme =17.486,7 
Preiskorrektur(l.06) + 1.049,2 
Zwischensumme (1971) =18.535,9 
Offsites Kalth. 1.357,6 
G~samtanlageeinvesti- 19 893 5 t i on • ' 
Degressionsexponent 
Kapazität (8.000 h/a) 
Pyrolysebenzindurchsatz 400.000 
,,;-
Wirtschaftliche Betriebs- 100.000 




+ 0 ,0 7 





























10 3 DM 
103DM 
10 3 DM 
10 3 DM 
t/a 
t/ a 
Quellen: H. Höfermann et alii, Verfahren zur Herstellung petro-
chemischer Grundstoffe (II), in Chem.Ind.Jan. 1970, S. 34 ff. 
D.E. Oliver, Aromatics, SIR-Report Nr. 30, Menlo Park, Oct. 1967, 
S. 152, (Offsites) Mitteilungen der Lurgi GmbH, Frankfurt (1972). 
- 6 -
Produkt: Benzol 
Verfahren: Dealkylierung des Toluols 









Gutschrift für Heizenergie 
Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 
Laboratorien 










= Gesamtanlageinvestition 8.224,6 



























Quelle: D.E. Oliver, Aromatics, SIR-Report Nr. 30, Menlo Park, 
Oct. 1967, S. 183 ff. 
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Produkt: Propylenoxid 
Verfahren: Elektrochemische Chlorhydrierung 








Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 






























Quelle: Yen-Chen Yen, Propylene Oxid and Ethylene Oxid, 
Supplement A, SIR-Report Nr. 2a, Menlo Park, 















Verfahren: Katalytische Oxidation Hoechst-Uhde 









b eh ande 1 tes Wasser 






Preisk, Faktor {l,06) 
+ Neben- und Hilfsbetriebe 
















































Quellen: H. Höfermann et alii, Verfahren zur Erzeugung von 
petrochemischen Zwischenprodukten in: Chem.Ind. XXI. 
Dez. 1969, S. 867 
Yen-Chen Yen, Phenol, SIR-Rep.Nr. 22, Menlo Park, 
April 1967, S. 225 ff. {Offsites) 
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Produkt: Isopropylalkohol 
Verfahren: Propylenhydration, Tokuyama Soda, Ltd. 








Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 







+ IngenieurgebUhren (15%) 
= Gesamtanlageinvestition 
Degressionsexponent 
Kapazität (8.000 h/a} 
Wirtschaftliche Betriebs-
7.656,-














0 ,6 7 













Yen-Chen Yen, Phenol, SIR-Report Nr. 22, Menlo Park, 
April 1967, S. 225 ff. (Offsites) 
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Pro du k t : Ac r y l sä u re 
Verfahren: Toyo Soda Manufacturing (Ltd) 







Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 







+ Ingenieurgebühren (15%) 
= Gesamtanlageinvestition 
Degressionsexponent 
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Q ue 11 e n: Hydrocarbon Processing, Nov. 1969, S. 145 
Mitteilungen der BAYER AG (1972) 
Yen-Chen Yen.lPhenol, SIR-Report, Nr. 22, Menlo 





















Proportionale In-(-) und Outputs (+): 
Isobutylen 















+ Ingenieurgebühren (15%) 
= Gesamtanlageinvestition 
Degressionsexponent 




36. 836, 1 
75. 300,-
Wirtschaftliche Betriebs- ~ 10.000,-
größe 
+ 1,-








0 '6 4 
Quellen: H. Höfermann et alii. (II) a.a.O. S. 33 
Mitteilungen der BASF, Ludwigshafen (1972) 



















Verfahren: Hoechst-Uhde, Luftoxidation 
Proportionale In-(-) und Outputs (+): 
Methyläthylketon-MEK-





















Kapazität (8.000 h/a) 
41.600,-
75.200,-

































Quellen: Hydrocarbon Processing, Nov. 1969, S. 204 
Mitteilungen der Hoechst-Uhde GmbH, Bad Soden (1972) 
- 13 -
Produkt: Para- und Orthoxylol 
Verfahren: UOP-lsomerisi~rung einschließlich 
M-Xylol Rezyklierung 
Proportionale In-(-) und Outputs {+): 
{bezogen auf 1 t Einsatz) 
Mi s c h xy 1 o 1 e 
0- Xy 1o1 













Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 














Kapazität {8.000 h/a) 100.000,-
( Mi s c h xy 1 o 1 e ) 
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Proportionale In-(-) und Outputs (+): 
SB-Kautschuk 
Butadien 





Kä 1 te 
behandeltes Wasser 
sonst. Wasser 








= Z w i s c h e n s u m me 
+ Ingenieurgebühren (15%) 
= Gesamtanlageinvestition 
Degressionsexponent 






Wirtschaftliche Betriebs- ~ 15.000,-
grö ße 





























10 3 DM 
10 3 DM 
t/a 
t/ a 
Quellen: H. Höfermann et alii. Eine Auswahl von Verfahren zur 
Herstellung von Polymeren, insbesondere Synthesekaut-
schuk, in Chem.Ind. XXII, April 1970, S. 229 
R.L. Magovern, Ethylene-Propylene, Co- and Terpolymers, 





Polymerisation mit Ziegler-Natta-Katalysatoren 
(BUNA-CB) 
Proportionale In-(-) und Outputs (+): 
Ka uts eh uk 
Butadien 






Kä 1 te 
Kühlwasser 
Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 




+ Neben- und Hilfsbe-
t r i e b e ( 0 ff s i te s ) 
= Zwischensumme 
+ Ingenieurgebühren (15%) 
= Gesamtanlageinvestition 
Degressionsexponent 






Wirtschaftliche Betriebs- ~ 30.000,-
größe 




























Quellen: H. Höfermann et alii. Eine Auswahl „., a.a.O. S. 229 
R.C. Magovern, Ethylene-Propylene .„, a.a.O. S. 62 
R. L. Magovern, Linear Polyethylene ... , a. a. 0. S. 169 
( 0 ff s i tes) 
- 16 -
Produkt: ~thylen-Propylen-Kautschuk 
Verfahren: Polimerisation mit Ziegler-Natta-Katalysatoren 

































Kapazität (8.000 h/a) 20.000,-





























10 3 DM 
t/ a 
t/a 
Quellen: H. Höfermann, et alii. Eine Auswahl. .. , a.a.O. S. 230 
R.l. Magovern, Ethylene-Propylene •.• , a.a.O. s. 62 




Verfahren: Tubular Reaktor 
Proportionale In-(-) und Outputs (+): 
Polyäthylen 
Äthylen 




Ni eh t proportionale Inputs: 
Arbeiter 
Überwachung 
Ins tandha 1 tung 
Investition ( 1. 4.171) 
Prozeßanlage (Onsites) 
































Quelle: R. Magovern, Low Density Polyethylene, SIR-Report Nr.36, 
Menlo Park, April 68, S. 117 ff. 
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Produkt: ND-Polyäthylen 
Ver f a h re n : Z i e g 1 e r- Kat a 1 y s a t o re n 











Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 
ü b e rw a c h u n g 
1 ns tandha 1 tung 
I n ve s t i t i on ( 1. 4. 71 ) 
Prozeßanlage (Onsites) 
+ Neben- und Hilfsbe-
triebe (Offsites) 
= Zwischensumme 

































Quelle: R.L. Magovern, Linear Polyethylene and Polypropylene 
SIR-Report Nr. 19, Menlo Park, Nov. 66, S. 169 ff. 
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Produkt: Polypropylen 
Verfahren: Polymerisation, Reinigung 








Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 










Kapazität (8.000 h/a) 
Wirtschaftliche Betriebsgröße 
6 3. 3 88' 8 






























Quelle: R.L. Magovern, Linear Polyethylene and Polypropylene 
SIR-Report, Nr. 19a, Okt. 69, S. 105 
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Produkt: Äthylbenzol 
Ve rf ah ren: Aluminiumchloridprozeß 








Ni eh t proportionale Inputs: 
Arbeiter 





































Quelle: Yen-Chen Yen,Styrene, SIR-Report Nr. 33, Menlo Park, 
1967, s. 47 
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Produkt: S tyro 1 
Verfahren: Dehydrogenation 
Proportionale In-(-) und Outputs ( +) : 
S ty r o 1 + 1 ' -
Ethylbenzol 1, 118 





Ni eh t proportionale Inputs: 
Arbeiter 
0 b e rw a c h u n g 






+ IngenieurgebUhren (15%) 
= Gesamtanlageinvestition 
Degressionsexponent 




























Quelle: Yen-Chen Yen,Styrene, SIR-Report Nr. 33, Menlo Park, 
Okt. 1967, S. 139 
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Produkt: Polystyrol 
Verfahren: Massenpo 1 y me r i s a t i on 
P roporti ona le 1 n- ( - ) und Outputs 
Po lys ty ro 1 






Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 







+ Ingenieurgebühren (15%) 
= Gesamtanlageinvestition 
Degressionsexponent 
Kapazität (8.000 h/a) 















Quelle: Wing Sien Fong, Polystyrene, SIR-Report Nr. 39, 
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Produkt: Ch1or 
Verfahren: Chloralkali-Elektrolyse mit Graphitanoden 









Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 
Angestellte (20% KA) 
I n stand h a 1 tun g 












































Quelle: B. Bergmann, Tendenzen im Stromverbrauch der 
Chemischen Industrie, Jül-Report, Nr. 741, Dez. 1970, 
s. 22 ff. 
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Produkt: Vinylclorid 
Verfahren: The Fluor Corp. Ltd. 
VC-Erzeugung ohne Wasserstoffclorid 









Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 




+ Neben- und Hilfsbe-
triebe (Offsites) 
= Zwischensumme 
+ Ingenieurgebühren {15%) 
=Gesamtanlageinvestition 
Degressionsexponent 










+ 1 ' -
0,48 
























Quelle: Hydrocarbon Processing, Vol. 46, Nov. 1967, S. 240 
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Produkt: Polyvinyl chl ori d 
Verfahren: Suspensionspolymerisation 








Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 
0 b e rw ach u n g 




t r i e b e ( 0 ff s i te s ) 
= Zwischensumme 
+ Ingenieurgebühren (15%) 
= Gesamtanlageinvestition 
Degressionsexponent 































Quelle: L.A. Kardos, Polyvinylchlorid, SIR-Report, Nr. 13, 
Menlo Park, June 1966, S. 159 
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Produkt: Dimethylterephtalat 
Ve rf ah ren: Sukzessive Oxidation und Veresterung, 
Basis P-Xylol 
Proportionale In-(-) und Outputs (+): 
DMT 







Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 




+ Neben- und Hilfsbe-
triebe (Offsites) 
= Zwischensumme 
+ Ingenieurgebühren ( 15%) 
= Gesamtanlageinvestition 
Degressionsexponent 











9 18 ' -
28,6 




















Quelle: L.M. Elkin, Dimethyl Terephthalate, SIR-Report Nr. 9, 
Feb. 1966, S. 147 
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Produkt: Polyester-Granulat 
Verfahren: Basis DMT 
Proportionale In-(-) und Outputs ( + ) : 













In ve s t i t i on ( 1. 4. 71) 
Prozeßanlage (Onsi tes) 
+ Neben- und Hilfsbe-
triebe (Offsites) 
= Zwischensumme 








7. 36 4 '6 
20.000,-
~ 5.000,-












0 '6 5 


















Verfahren: Katalytische Flüssigphasen 














Prozeßanlage (Onsites + 
Engineering) 
+Neben- und Hilfsbe-
triebe (Offsites + 
Engineering) 
= Zwischensumme 






Kapazität (8.000 h/a) 100.000,-






























Quellen: Hydrocarbon, Cyclohexane, Nov. 1971, S. 146, 
Yen-Chen Yen, Phenol, SIR-Rep. Nr. 22, Menlo Park, 
April 1967, S. 225 ff. (Offsites) 
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Produkt: Ad i p ins ä u re 
Verfahren: Hydrogenation, HN0 3-0xidation 
Proportionale In-(-) und Outputs (+): 
Ad i pi n säure 
Cycl ohexan 
Salpetersäure (intic) 






Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 











22.983,-Kapazität (8.000 h/a) 
Wirtschaftliche Betriebs-
größe ~ 15.000,-













Quelle: H.C. Ries, Adipic Acid, SIR-Report Nr. 3 
















Produkt: Acry 1 ni tri 1 
Verfahren: Propylen Ammoxidatiori 
Proportionale In-(-) und Outputs ( +) : 
Acrylnitril 










Ni eh t proportionale Inputs: 
Arbeiter 




+ Neben- und Hilfsbe-
triebe (Offsites) 
= Zwischensumme 
+ Ingenieurgebühren (15%) 
= Gesamtanlageinvestition 
Degressionsexponent 






















Quelle: P.L. Morse, Acrylnitrile, SIR-Report Nr. 31, 




















Verfahren: Basis Acryl ni tri 1 
Proportionale In-(-) und Outputs ( +) : 
HMDA 
Acrylnitril 








Ni eh t proportionale Inputs: 
Arbeiter 




+ Neben- und Hilfsbe-
triebe (Offsites) 
= Zwischensumme 
+ Ingenieurgebühren (15%) 
= Gesamtanlageinvestition 
Degressionsexponent 



































Quelle: P. L. Morse, Hexamethylene Di ami ne, SIR-Report Nr. 31, 




Nylon 6-6, Chips 
0 b er Ny 1 o n s a 1 z 








He i zene rgi e 
Stickstoff 
Nicht proportionale Inputs: 
Arbeiter 






= Zwi sehe ns umme 
+ Ingenieurgebühren (15%) 
= Gesamtanlageinvestition 
Degressionsexponent 

















(scale down) 0,45 
(scale up) 0,48 
13.789,8 
13 .000,-
Quelle: Yen-Chen Yen, Nylon 6,6, SIR-Report Nr. 54, 

















Verfahren: Caprolacton in-situ Prozeß 




















+ Neben- und Hilfsbe-
triebe (Offsites) 

























0 '6 5 
Quelle: E.D. Oliver, Nylon 6, SIR-Report Nr. 41, 




















Ve rf ah re n: 
- 34 -
Nylon 6 Chips 
Kontinuierliche Produktion 
Proportionale In-(-) und Outputs (+): 

















+ Ingenieurgebühren (15%) 
= Gesamtanlageinvestition 
DegrPssionsexponent 







+ 1 ' -
0,955 










Quelle: E.D. Oliver, Nylon 6, SIR-Report Nr. 41, 















Unterlagen zur Festlegung von Absatzschwerpunkten 

- 1 -
Die regionale Verteilung des Synthesekautschukverbrauchs in der 
Gummi- und Asbestindustrie der 6 EWG-Länder (1970) 
Region Arbeiter 0Stundenver- Regionale Ver-
dienst brauchsvertg. 
k ak lk ak·lk ak.lk . V 
l:ak·lk 1970 
(10 3) (E/h) (1o3E/h) (1o3t) 
k=1 SH 2,2 4,15 9,130 7,1 
2 HH 1o,- 5,24 52,400 4o,8 
3 NS 21,7 4,97 107,845 83,9 
4 BR o,1 3,67 0,367 o,3 
5 NRW 13,9 4,45 61,855 48,1 
6 H 17,7 4,67 82,659 64,3 
7 RP 5,- 3,92 19,600 15,2 
8 BW 9,- 4,18 37,620 29,3 
9 BAY 7,7 3,88 29,876 23,2 
1o s o,4 3,94 1,576 1,2 
11 B o,8 4,14 3,312 2,6 
BRD 88,5 4,59 406-, 2 4o 316,-
k=12 p 12,3 4,35 53,5o3 8o,7 
13 BP 14,3 3,57 51,o51 77,o 
14 N 1,6 4,12 6,592 1o,-
15 E 1,3 3,61 4,693 7,1 
16 ou 4,1 3,49 14,3o9 21,6 
17 MC 6,4 4,17 26,688 4o,3 
18 BA 2,8 2,98 8,344 12,6 
19 AR 5,4 3,59 19,386 29,3 
2o M o,7 3,23 2,261 3,4 
Frankreich 48,8 3,83 186,829 282,-
k=21 PV 14,2 519 7.369,8 81,2 
22 LIG . . 
23 LOM 14,2 471 6.688,2 73,6 
24 V 1,3 299 388,7 4,3 
25 ER 2,6 341 886,6 9,8 
26 T 2,2 324 712,8 7,8 
27 LAZ 2,3 510 1.173,- 12,9 
28 CAM o,3 315 94,5 1 -
' 29 ALT o,9 283 254,7 2,8 
3o JTJ o,2 269 53,8 o,6 
ITALIEN 38,2 461,3 17.622,1 194 ,-
k=31 NSH 2,5 3,61 9,o25 25,5 
32 AND 6,7 3,57 23,919 67,5 




Die regionale Verbrauchsverteilung von HD-PD, ND-PD, PST, PP, 
PVC auf die kunststoffverarbeitende Industrie in den 6 EWG-
Ländern 
Region Arbeiter (b Stunden- Regionale Ver-
verdienst brauchsvertg. 
k ak lk ak·lk ak.lk . V 
L:ak·l~ 1970 
(10 3) (E/k) (1o 3E/h) t) (1o 
k= 1 SH o,9 3,68 3,312 16,5 
2 HH 1,1 4,25 4,675 23,2 
3 NS 8,9 4,o8 36,312 180,6 
4 BR . 
5 NRW 22,3 4,o9 91,2o7 453,4 
6 H 9,6 4,o1 38,496 191,4 
7 RP 6,8 4,o3 27,4o4 136,3 
8 BW 16,8 3,78 63,5o4 315,8 
9 BAY 17,5 3,55 63,545 316,-
1o s o,2 2,94 o,588 2,9 
11 B 1,8 3,79 6,822 33,9 
BRD 8t,3 3,89 335,865 1.670,-
k=12 p 10,2 4,o5 41,310 228,0 
13 BP 8,5 3,46 29,410 162,4 
14 N 3,1 3,15 9,765 53,9 
15. E 4,9 3,37 16,513 91,2 
16 ou 3,6 3,27 11,772 65,-
17 MC 1 -
' 
3,o4 3,o4o 16,8 
18 BA 1,4 3,29 4,606 25,4 
19 AR 10,8 3,79 40,932 226,-
2o M 1,8 3,63 6,534 36,1 
Frankreich 45,3 3,62 163,882 9o4,8 
k=21 p 6,3 398 25o7,4 282,9 
22 LIG o,6 353 211,8 23,9 
23 LOM 7,3 361 2635,3 297,4 
24 V 3,1 318 985,8 111,2 
25 ER 3,- 315 945,- 106,6 
26 T o,8 327 261,6 29,5 
27 LAZ o,3 337 1o1,1 11,4 
28 c o,9 315 283,5 32,-
29 AR o,2 358 71,6 8,1 
3o JJ o,1 264 26,4 3,-
ITALIEN 22,5 355,- 8029,5 906,-
k=31 NSH 1,3 3,12 4,o56 85,-
32 AP 2,9 2,91 8,439 177,-
NIEDERLANDE 4,1 2,98 12,495 262,-
k=33 BELGIEN/ 
LUX 5,4 42,64 230,256 2o4,5 
EWG 3.947,3 
- 3 -
Die regionale Verbrauchsverteilung der Kondensate auf die 
Chemiefaserindustrie in den 6 EWG-Ländern 
Region Arbeiter ,0-Stunden- Regionale 
verdienst Verbrauchs-
verteilung 
k ak 1 k a k. 1 k 
ak. 1 k 
• V 1970 






5 NRW 2094 4,89 99,686 267,3 
6 H 
7 RP 




BRD 38,4 4,72 181,248 486.-
k=12 p . . . 
13 RP 1'6 3,75 6,081 12 '4 




18 BA .. . . 
19 AR 9,- 4,02 36.145 73,7 
20 M 
Frankreich 18,7 4,17 77,979 159,-
k=21 p 13,7 430 58-88,8 108,8 
22 Li 








Italien 27,- 433 11.691,- 216,-
k=31 NSH 
32 
Niederlande 11,4 3,78 34,092 93,-
k=33 Belgien/Lux. 3,7 53,88 199,356 35,-
EWG 987,-
- 4 -
Die regionale Verteilung chemischer Grundprodukte auf den 
Industriezweig "Herstellung chemischer Grundstoffe u. Her-
stellung dieser Erzeugnisse mit anschließender Weiterverar-
beitung" für 6 EWG-Länder 
Region Arbeiter Regionale Verbrauchs-
k a. vertei 1 ung 
1 
103a 10 3t 
k = 1 SH 0,6 16 '4 
2 HH 0,7 21,-
3 NS 8,3 237,7 
4 BR . 
5 NRW 78,9 2.505,4 
6 H 25,3 809 ,8 
7 RP 34,- 1.103,5 
8 BW 7,2 199,3 
9 BAY 9,4 246,5 
10 s 
11 B 
BRD (ohne . ) 164,4 5.139,6 
k = 1 p 5,5 382,4 
2 BP 9,6 594,-
3 H 6,6 36 6 '8 
4 E 8,6 566,2 
5 ou 1,8 104,7 
6 MC 0,9 53,8 
7 BA 7,6 471,2 
8 AR 14,5 996,4 
9 M 5,7 402,6 
Frankreich 60,8 3.938,l 
k = 1 p 6,9 304,3 
2 Li 1,6 71,5 
3 LOM 17,5 752,5 
4 V 5,2 231,4 
5 ER 8,2 412,5 
6 T 10,5 458,9 
7 LAZ 0,9 35,4 
8 c 0,7 26,6 
9 AR 5,3 198,8 
10 II 4,4 176,-
Italien 61,2 2.667,8 
k = 1 NSH 8,5 
2 11,6 
Niederlande 20,1 1.690,7 
Belgien/Lux. 9,6 449,5 
EWG 316,1 13.885,7 
ANHANG IV 








SUKCB_NCJ4)11N_K06P(141l0~;1NpReitl411UKOKAP(J-)1RE•ZUfl_4~1~V(l.•>1 $.UV ta4) .iilJ~O$ „ ,.,f+)' \IERER ~ ~~)' M~OPAK ( ~~, e L~ OP~~ i ( 34ti e, dJ L,JKOGIS c ,. ~' 
•D&WV&RCl4)1EPRC411~,,KS,KA1_KM1KE1KK1KST1KUMIKt1~11AKVM!K114~1 1Ke9Uß1SUBEM(i4)1AIUl!Ca4)1~ARBC!4)1AIN~1•t•AKAP(94~~~STC1•)1 
•AMAT(3'+) 








1'J'LH J,6!01zOJ1 ! \IENTFq lJ~Oi7110 L(I PR4SA ( Z li1~ 1 KP RASA ( ~ t) / AM~~~'? 1.1 SWU'('''SM~N(7)1SMAXl1)1KWDJZ6)1KWNL{4)1KWBl.l1KWP(9l~1KW!~l9>1 
IREeNTPl11D)1PRASHl(21)~HITA(12D)1PMX(lZ01J)~PSTS(1201I~ 
ReAL PMETtizo,l)1PAEG~li20,1)1PAMMll201l)1PSALPCl201l)1 ·~RAT1(120>1PRATZ(tZ0)1!INNA~1zo,zo)~Z1<zol1Z2<zot~z1~26)1Z•~10)1 
lZ!tZ0)1Z6{Z0~1Z7CI0)1TRPMAT(120120~iTMPSTl(1201ZD)1TMSPKA<lZ01I0)1 
2TMIKPAC110Pl0)1 JGIMSTA(1201Z0)1KAPAUltll0120)1DIPARliZD1I0~1IUMAUSCilD1ZO~, 
40C~Ht120,20)1 . . 'MSJn(120)ilEVSUM(l201lD)1ZYC!K1120)~M!JGH(ilD>1ZUCBKHClZO) 
'iOMA U!l ~ fN,IGIR ~IMAGElll~~NIK,RA(Dl)1N!KllN(ll~1r~ ·IZAGR<1IO)~IAKt12ol1%ANGR(tiD~1ZANKt1ao~,ARBt1ARB21Ct120)1T~Z. 
1eo1z•)~CNL(4~1CB(')~CFl11~~CZll5) . -
lNTMGER STAOT(1PI 




OD 21 h~l1·t1 










RCJl<!STCH XoJ )!ll!A 
R2ADZZ1lSP!PRO<l11)1l~l114~ 
READ2z1lSPePRC(l1i)1t~1il4~ 














DA'A oR,P/2~•·1~·'~~·61~.,, •••• ~8T178@11111•~·~•2111•e1,11, 1 ·2t•11~i41••1op,oo,1•101.•1,14a~'';11•,z.1~,11*&0t~e1, 
z 1••1oa!6•,••a1,1411•a•~1•112•.41,~1•e'·'•'•''a',z~, 1 1••130,oo,4•104~00;1*t17~0oi1'0~00,,1•111,oo,~1't10.001 
DATA NAPMPtl••T9ol5~4*?T,1~14*'8•T61ll*'l0ll1J,~64o9l1 
1 26i?7~011~•72~4,14*71,681fl*l~,l?1J1*61~101 
z l••ioo,001•*•0~00,a*•o~oo,100.oo,11•9!0001J,•100 1 oo, 3 26•i60o0014*128,00~l*164~001l60,00,,l•l•~1001l,•160~CO/ 




·lt l!0$0'o l / DltA ,R.Tl1~RAtZ/lo•ieo•11,•le0'''~*&0Dll1Jl•l.06'''IO•J,OI/ 
esalNN :DIS R~CHENPRDGRAMMS 
I~ 9TATllCM8R TEl~ 
KONSTANT&N 
ZUKALKs!a e Ol 
AP~~11,~9•((lo0,2)••it•l,096 
100 





DO 1300 Kl'.!lll 1 
l'lK 0 1Q 0 1) ~OTO JOJ 




ST A'f Z SCH! ;f'l ERSTE~ ~KOSTE!'IS E 8~CHNUN G 
OD 100 il§l.s34 




UKl.'JMAT ( ! ) !!!O 0 




Ot'l ~ JSNBl110 
UKO~N(i)1Ul<CJSN(i)$ENKOEP(l1JEJN)mENPREX(JiN) SUB!M(X~~Oe - -- . 
00 :JtH5 Jf!!N!!!Ja6 
IU0RK(itgSUBEK(lt•&NKDEP(l1J6Nt•ENPR~l(JftN1 
SUIHH< ( l ),•S\JB~K ( l r*MIQUi'( g) -





UKOST (? ).~STKALKli!(.AV( 1 )~t~O,/lUl'e?<tiUVC I ~) 
VF.IH?~ n j ~o. 
OCl 4 JOU'f!!!l10 V!~BRClt~v1~eR~!t•MIOPAK~l1JOUTt•CPRliJX1JOUT) 




DO ' I!Ql1~4 B~TeRG~BE)ERG+GEWVER(I~ 
SUMARB@Oo 
Dl:l 9 I§ll.1134 
SUMARB~$UMAR9•ARB!If(I) 
SUMAKCl~Oo 























$•RDH$TD ( 1311 ~$SP~PRCJ ( 1~.01) *Mit'.JU'f ( 1~) l'l!MEitJ~AI(( !J, :3) ~OP~f!l l <:Si :3) 
"'*MfHlUT ( g5) 
1AR0HST0lt412).•SPEPRC(l41Z>*M&CUT(14) 







1:JOO CCN'f ?NUE 
c 
e BND! oas SlAT!SCHEN TEl~S 
e 
e XX~ MEHRPERlODISCHE~ T~Ib 























00 18 ht11,J4 
SUMUy•SUMUV~UV(I) 
SUMAVmSUMAV+AV<X> 
10 CONTI NU~ 
4N!!4 11 11"1'7,s 






D Hl fl!!GV~•OVC 
IK11d 1 .~vo ,,•GVN 
P~IV.Olt!GVN . 
Ob .io. J!N111l110 
l!VNSA(J!N»tOm 
00 10 !n1.13l:t 
10 aVNEA(JINrgEVNSAlJEN)•EHKDfPCl1J&N>•MEDUTCl) 
&NKCST~Oe . . . . 
00 11 JENml1Z . 
11 INKOST•ENKCS?+EVN&AlJEN)~ENPSTACJ!N) 




























·•SPl!PfHJ C~Oo l) !tlMEClUT t20 }l!?lfUJHSTO ( :u, 1 )•IPSPll\0( Z8a 1) *MeO\Jn 28 ~•MICl')~I< lt4iZ)•OPREX(412)•MEDUT(4t~Y!RERl2t•RDHST0(7il>•OPREt~1,1~•M&CUT(') 
,~•RDH.TOl81l!*CPRSX<S11~*MEDUTl8}~RDHITDl9,1t*OPR!!(911~*~EOUTC9ts 
·•.RDMSTCll01l 10PR!l(1011}*MICUT(l0t•RDHST0(16~2)*DPREIC1612t1MICUT ·•C16}~RCHS'C 1911••oPREll191l)$MEDUT1i•>•ROHST0(30,1t~aPRilCID11)• ,(6M~b!UfC 30) • ( MfHJF.AK C t.o S) mCPRli ! C 1-'' )·,..MEOf!I AKI 116) ~OPRI l Ci> 6, ~M!OJIAK'( ldl 
j'f j;!t'JP~EI 1c11' ~ ):!i!Mi!CIU'f ( 1 ~~H-ie!OPAK (,,,lt, lffOPf\1 i ( ,, 4l•MEO~~~ ~ ,, '):*O~~-X 
·l•l19l•MED~IKl,r6t•CPR&1lS#O~>•MSDUTt') 
00 1200 kl!ill1l 
eo liOO M~112 
00 1000 'TmliPN 
&1Nll~EIN1•((1,•P1t*$(ial~~ 







l+ROH.!TOl1J11t•SPEPRCt1J11~*ME .. CU'(ll) . 
2GMIDPAKlt13 •CPR&l(,,~t*M!CUTl5) 
l•ROHSTOl,12 •SPEPROll12,•MeDuTll)' 4•l~DHSTCt!1;t*SPEPRP('1lt+RDH!TC(l13)*$PePR0(913))-MEOUT~9) 
.9+JH'.IHSiOl 6.112 )14lSP!PRO'( Q1.i h1MeOUTl6) .. 
6•~RCHSTOt112t*SPEPROt711t•ROHSTOC711~·•SPEPR0(711))*MiC~T~7) 
'?+'( rtOMffC]( Ba 3 Pils P!PRO ( 81' ~ itip.,IJHff!CH a„ 4) *SP 1 P~CH a, 4) ) •Maour ~ 8) 
e•~OHSTClt~a,*SPEP~0191Z~•MEOUT(9) ' 
9•ROHSTOll011~1SPSPROC1012J*M~CUT(10) ••ROHST0l11•Z~llP!PRCC11iZ •MECUT(11' 
MATHZ .tJl ( JCCHSTCl Cl 213) •S P P.P.O ( 1213 )·~~OHSTO ( 1Z1 '+) ltlSP &Pl~.CJ ( 121·4) ~ • 
1M!OUT(1Z)~~CH5TC(i411t•SP!PRDC141l>*M!OUT(L4t l•l~CMSTQll,1Z)•SPEPRO(l,1Z~•RCHSTOt1''1)*SP!PR0~1513~)•MeCUT(15) 
l•RnHSTOlt6#4t•IPBPROC16~~)$Heou,c161 ' ' 
·'t•ROHSTCJ 111 Z ~'*S P(!!Pra;C Cl '712) *MIOUT ( 17) 
'•RCHSTOll812t•SPEPRD(lBj2>*M&OU,11B) 
64iROHST0 1( 1912 •·~SP!P~O ( 1912) •M&CUT'C 19 t 
'•ROH,T0}201J. f$SP!P.R0( .. 201J)*MiOUTt.ID) 
8•..._0HSTtllZ llZ ~·*SP!PRC U~1.i12 ~ *MEOU„ (.21) 
9•RCHSTDl~2~Z>•SP!PRD(2212>*MGOUTC!Z) , . l•lROMSTOt231l~$~PEPRO(~l11~+ROHSTOCIJ1iJ•SPIPROlZ3~21t*M6gUTt11~ 









iPl'T'oLE~·•> ,OllTO ~03 
i h'i.9 
l21!1,l!lll4 
1P:C,,LT~9) ,(flJTO 403 Ja@:S . 
1·!111"1!•9 




cm 200 ;,, 111 izo 
8 
f!INNA ( J1·T >•EIN 
APORJ~APGRCJt*(l(1,~ARA,1(~1)**Il)*l(11~ARA!2iJJt••tzt• 
t C '( 1 e'•ARÄTI C J) >**II )'tti ( ( 1 ·,·•ARAT4 ( J > )·$•z1t ~) .. 
APKJ~APKCJ~ *(l(l~•ARA,l(~1)~*!1)*((1r•ARATZlJ))**l11* 1(11~•ARAT,tJ,>**13t~((l~+ARAT41J>)**t4lf 
ZA~~J•Z~pRCJ>*(l11•ZGRPt*•(?•1>> 
!PlZAGRJ,&OeOa~ OCTC 75. 
ZAKJ8ZAKlJt*(l1~~%Kpt••1?•i11 
IP\T,GT~4> ·GCTO 6? 
NAPHPJmNAPHP(JiTI 








IF'fT11Llt0J) GOTO 081 
lRll!fTwi. 
































(U!PA11, ( J,i'f ):@O .! 
GEPA~(J~Tt'G~PA~(JiTt+GIMSTA(J1Tt•ARBAUS~~1T1 
UtUNP111(°( (0,'9~tjilollooztt(0',00~3i;a0100a) )*2e6*()o~( (111•URP~**(T~t) )·lflJ,2• 
~J1259129)/tOOO• . . . NUCAUS<J1T}miNKOST•C3412•oe•6•URANP)~C4~*23961*189u*8m(Z09ioa 
6•91'u*ZOC~$8 9 /20920~) 
IF(M•l) 86618661867 














'f Pl.AAUS ( JiT t-mo 11 










AfUSAUS C J 1 T p11Q e 
GEPARCJ1T~10, 
NUCAUSCJ1T>"1011 
oe~us < JiT )'uQ, 
TRAAUSCJ1T)eO. 
CONTINUS 
T t L B !!!Tl QlfsFHC 
~K~~'K•l1~·TZL*lT•6jJ ~RKAP(T~tAK*(li~TZLi(~"J1) 
TP!lll . 
1PlT,GT;a'TfU ~GCTCJ ·'tlO 
Pt<Tl!IPK . . 
PIU<AP ( T hF-1< 
iIL.9"0,. 
CONTINUI! 
?P~T,LE~l5) GCTO 96 
Fll<T!!\10, 























00 ~00 J11.s2~ 
AJll~CeAFIAC·•~~AN 
IPlMl[lll> 9719'1140lt 
AP-1• 08Afll.AC+A PACJ 
CCNTJNIJI .. 
ZP1<Dlii0110l*PKT 
l'lT,GT~l) GOTD 411 
%;\.J,AIT-ZUSANL(J).1t1GAVN 
P~AfNV~INZ~~A(Jt•OAVN 
1PlM•1> 91a91 1 92 ZUCASTMZUSAN~(Jt*GAVC 
PRAINV•INZ~LA(J,·•GAVD 
11 
CON'f INVI O!~!~D•VCR~!R(J~T)•A~AD•&U~AST QO'n 412 . 
~EWORD~VDR~iR(J,T).1111A~AD 









Gl!&S'l'Dt11'(0,<HJll1J11/( ~o'+0,05$3, 1 ,.~G!Wl~D 
GeWSTO•GKSlD ·+GeeSTO 
O!KCl~~GIWIRD•GIWSTD•ZP.KD 





I P'cti•l) '98198199 
VVtAVT~~AVTP+GUVO+OlO 
CCNTrNU& 
VSTDMQoOt•vv . OC•lJ1T•~vcRLE~lJ1Tt~tZPKD~Gaws,D•KITD•VSTO•TILB)•ZU~AST•PRAINV 
EINNA(JiT>•ElNNA(JiT}+ZULAST•PRAXNV KAJAUS1J~TJ1%PKD~T1L& . . 
DlST(Jl,tRGEWSTD•KSTO•VSTD 
CON'flNUe· 
BEReCHNUNG CES P&~lCDENUE8ERSCHUSSaS PUER NIEDERLAND~ 
00 400 Jfl2'7130 
IPlT OGT; 1 );(JCJ'TC ·413 PRA!NVglNZU~A(J}*OAV" 
IP (M,eQ,2> P~AINV~INZU~A<Jt*GAVC 
GCTO 4l4 . 
PIU tNVlilO~ 























BEReeMNUNG D&S P&RiODENUEBERSCHUSSES FU&R Bl~GIIN 
oc ,;oo Jm:U1 ~3 
~:1;~e:1~~~f I~Jii:AVN 
! P H-ttl<l U ·41'61-• 1~, 116 
PRAfNV•lN~U~~~J~$GAVC 
GOTO 41~ . 
PFtA%NVfll011 
CCN'f lNUE 
JF}J,EQ031) GCTO 417 
l'lToG~~J) OOTD 411 
STAV1011 







IF~GVST80GT,O,) OOTO 120 
GV ST~11110 1 
CON'f'JNUS 




DIA!CHNUNG PES PE~IOOENU6BEASCHUSSES FU~R ~UXEMBURG 
lFlT 9 GT~1~GOTC 421 PRAlNV~tNJU~A(34t*GVN 
tF{H•l) l2211Z21 12t PRA%NV~tNZ~~A(J4)•GVO 
CCN'rZNUE . 
GOTO 42i 
PIU INV11110 III 
613 APA~nA~AC•APAN 
EPH,1i111 > 124~ 1Z'1i112.5 
111 APA~~APAC•APAO 
124 CCN'f !NUI 
ZllK~~01t08~P1l<'f 
1PlT 9 LT~9)QCTC 424 oewe~L1VORL~R(141Tt@APAL 
13 











tPlODW!T~~OToOm) GDTC 1261 . 
al!WS'fLllOe 
1261 COWf!NUE 
1 fil '('!' l'I LT', 9 HHJ'T'tl ·•ao 
GVST~~VORLl~,,~~T>~ZPKb~APA~~omwsTL 
143 !F(QVST~~ar.o.~ QCTO 142 
~VSTLfllO·. 












3!R&CHNUNG Des P&R!ODENUEB!~SCHUSS&S PU•~ PRANKR!ICH 




lPl,eL6~4) QOTO 42' 
llg' 
12~Tl1ll4 
IF?1,LT~9) QOTO 421 
!21'1 
t:hi'fl~9 




[)[] 600 J!!IJ!;16' 
A ~l G ~ J t!!! A P 0 P. C ~ ~ lill ( ( ( 1 o iti ARA 'f l ( ~ ) ) ** t 1 ) * ( ( l , • A IV.\ T 2 ( J ) ) ** 12 ) * 
















0 i !J T ( J ii' h~ 0 ,; 
eaNTXNUii 
15 
IE!ll!CHNUNG ,ges 'PilHOD!NUEtHH~SCHUSSES FUI~ l'?AL ! i!N 
DO '100 J1!!1B€t1i20 
J !·1!llJ11118' . 
h1N'f;HHEl·N C J 1) 
Af<'4 ?,1APtAO+AFAN 
l~lM,~l~lj GDTO ~-1 











IPlOVSTl~GTeoa> .GQTD 1-' QVST!e()a . . 
CO~'-XNW. IPfT,GTtS~OQTC -411 
ISTl•D•l'8'l0VS,1~5B6>•198,, 
l P- 't~JTS'e'OT 9() „ ,Gote 149 . 
BS't~o. . 
CONilNUI 
XP 'tz m EQ@· l HHlTtl 43J KS,lmOs . . . 
GO!fO 4,8 KS,1!0•008ll•EK+O.t6'*'0Vl!l•ISTX~o~o••IK) 
G•WSTX!Oo . . 
GO!fO 4~'· 
UlT »igO •Zl*GVST I 
KSTtmo, 







CONi'iNUE . . 
oe ~ ( •l;f'\T', f!O, 
1 lNNA ( ~li'T p!!O II 
KAPAUS(9J1Tl~011 
D l !Tc 9~iT >·eo, 












CON'f XNUI .. 
TNl'l"t~f 
CONTZNUE e•~eCHNUNG 1DiR ElGENKAPITA~IRTRAaSWIRTE PUER AL~I STANDORTI 
DC 800 J1l.otZO 
UK,U(J)IJ . 
KWl J) !!flo·, 
00 900 'l'~ 1.11,N . 
~~)Jt•KWlJt•DCflJ1T)/((l~•ZJ**'> 
~WCJ~•KWlJ>~IK 
IK~P~~KWll~l . , 
KWf'at•~oi•••••••1a~••1ga Kwl1atu~o~199991•10~••1 , 
KWl'6t~•Oit99999•10o**lOs Kw)8lj1~0~'''91••1o~••ia. 
MWfl~}e~o1t•9999•101**l00 
KW l 93 ~'rt!30 "';''99991$110 ~ tO e 
IP fM~blslJ GDTO 101 CACL ZllCHl~W1MI . 
801 CONT!NUR . 
17 
c 
CALL CRDNEAttZ01KW~Cl 
00 101'1
11
J1111l1lZO 
~KWtilC(J, 
oc ~os1·im1,, 
1091 ORT!OCS1JtaCRTaCl1LKW) 
c 
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